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VON RENÉ NEHRING

E s scheint wie ein Ruf aus einer 
anderen Zeit. Am Abend des 
22. März drangen bewaffnete 
Terroristen in das Veranstal-

tungszentrum „Crocus City Hall“ in Kras-
nogorsk bei Moskau ein, schossen mit 
automatischen Waffen auf die Gäste eines 
Rockkonzerts und sprengten die Konzert-
halle in die Luft, töteten mindestens 139 
Personen und verletzten 182 weitere Op-
fer. Wenige Stunden später meldete Russ-
land die Verhaftung von elf Personen – 
den vier Haupttätern und ihren Unter-
stützern. Da die Verdächtigen im Gebiet 
Brjansk aufgegriffen worden und auf dem 
Weg Richtung Westen gewesen seien, be-
zichtigte der Kreml umgehend die Ukrai-
ne, hinter dem Anschlag zu stecken. Viel 
plausibler ist indes die Version, dass die 
Terrororganisation Islamischer Staat (IS) 
oder einer ihrer Ableger für das Massaker 
verantwortlich ist. Immerhin veröffent-
lichte der IS sowohl ein Bekennerschrei-
ben als auch ein Video von dem Verbre-
chen aus der Perspektive der Täter. 

Insofern ist der Anschlag von Moskau 
letztlich doch kein Ruf aus einer anderen 
Zeit, sondern vielmehr eine brutale Erin-
nerung daran, dass trotz der scheinbaren 
Auszeit der Corona-Jahre die Geschichte 
des islamischen Terrors keineswegs ste-
henblieb: So ermordete unter anderem ein 
IS-naher Amokläufer im November 2020 
in Wien vier Personen, so wurden im Au-
gust 2021 bei einem Bombenanschlag auf 
dem Flughafen von Kabul 183 Menschen 
getötet und über 200 verletzt, so ermorde-
ten muslimische Gotteskrieger im Juni 
2022 bei einem Anschlag auf die Kirche 
von Owo in Nigeria 40 Christen und ver-
letzten 61. Mag die Weltöffentlichkeit in 
der Pandemiezeit auch andere Schwer-
punkte gehabt haben, so hat sich doch im 
Grunde wenig verändert. 

Verändert haben sich allerdings einige 
Begleitumstände. Allen voran, dass das 
vom jüngsten Terroranschlag getroffene 

Russland seit zwei Jahren einen Krieg ge-
gen die Ukraine führt, die wiederum vom 
Westen in ihrem Abwehrkampf unter-
stützt wird, wodurch sich Russland und 
der Westen quasi in einem Stellvertreter-
krieg befinden. Deshalb auch schlugen 
russische Sicherheitsbehörden Warnun-
gen der US-amerikanischen und der briti-
schen Botschaft in Moskau in den Wind, 
die diese Anfang März aufgrund von Er-
kenntnissen der Sicherheitskreise ihrer 
Länder erhalten und an die Russen wei-
tergegeben hatten. Den Schaden dieser 
Ignoranz tragen nun die Opfer von Kras-
nogorsk und deren Angehörige. 

Die eigentliche Bedrohung 
Der russische Präsident Putin begründete 
die Invasion der Ukraine vor zwei Jahren 
unter anderem damit, ein weiteres Vor-
dringen der NATO abwehren zu wollen. 
Abgesehen davon, dass er selbst unlängst 
in einem Interview mit dem US-Journalis-
ten Tucker Carlson diese Argumentation 
in seiner Antwort auf die Frage nach den 
Motiven für den Krieg mit seinen Ausfüh-
rungen über die historische Zugehörigkeit 
der Ukraine zu Russland widerlegte, sollte 
der Anschlag von Krasnogorsk die Füh-
rung in Moskau daran erinnern, dass sie in 
der Ukraine den falschen Krieg führt – und 
die eigentlichen Bedrohungen für ihr Land 
ganz woanders liegen. Seit dem Zerfall des 
Sowjetimperiums wurde Russland immer 
wieder von Terroranschlägen heimge-

sucht, hinter denen keine westliche Macht 
stand. Dass davon für die russischen Bür-
ger eine weitaus direktere Gefahr ausgeht 
als von der Ukraine oder der NATO, zeigt 
der Abend des 22. März. 

Die Frage, die sich seit zwei Jahren 
Woche für Woche unter immer wieder 
neuen Gesichtspunkten stellt, ist, wie die 
Beteiligten aus der verfahrenen Situation 
des Ukrainekriegs herausfinden. Auf 
westlicher Seite sollte allmählich die Er-
kenntnis reifen, dass weder neue ver-
meintliche Wunderwaffen noch naive 
Träume von einem „Einfrieren“ des Kon-
flikts zu einem tragfähigen Frieden führen 
werden. Klar ist, dass Russland den Krieg 
gegen die Ukraine angefangen hat und 
dass es nur dann bereit sein wird, diesen 
zu beenden, wenn die Gründe, die dazu 
geführt haben, den Krieg zu beginnen, 
nicht mehr gegeben sind (der Traum, 
Russland militärisch besiegen zu können, 
dürfte hoffentlich ausgeträumt sein). 

Eine wesentliche Ursache für die Ver-
werfungen zwischen Russland und dem 
Westen ist die Zerstörung des gegenseiti-
gen Vertrauens, das es in den 1990er Jah-
ren für kurze Zeit gab. Dieses Vertrauen 
wurde auf westlicher Seite untergraben 
durch diverse russische Militäraktionen 
nach 1991, unter anderem in Abchasien, 
Dagestan, Kasachstan, Ossetien, Syrien, 
Tadschikistan, Transnistrien, Tschetsche-
nien und zuletzt in der Ukraine. Hinzu 
kommt der kontinuierliche Abbau demo-

kratischer Standards in Russland, ein-
schließlich einer langen Liste gefangener 
Regimekritiker und ungeklärter Todesfälle 
sowohl unter Gegnern als auch Dienern 
des politischen Systems. Doch auch auf 
russischer Seite ging Vertrauen in den 
Westen verloren, allem voran durch die 
einseitige US-amerikanische Aufkündi-
gung aller Abrüstungs- und Rüstungskon-
trollvereinbarungen, die einst überhaupt 
erst ein zartes Pflänzchen des Vertrauens 
zwischen den Gegnern des Kalten Krieges 
geschaffen hatten. Auch die Beteiligung 
der USA am Sturz des prorussischen uk-
rainischen Präsidenten Wiktor Januko-
wytsch beschädigte das Zutrauen in die 
Absichten der Amerikaner massiv. 

Dass nun westliche Dienste und 
Botschaften Russland vor dem terroris-
tischen Anschlag bei Moskau gewarnt 
haben, zeigt indes, dass trotz aller poli-
tischen Verwerfungen zumindest auf der 
Arbeitsebene staatlicher Behörden noch 
immer eine stabile Zusammenarbeit be-
steht. Diese könnte ein Ansatz sein, auch 
auf anderen Ebenen eingefrorene Kontak-
te wiederzubeleben und einen Weg des 
Neustarts zu gehen. Dass ein solcher Weg 
alles andere als leicht sein wird, versteht 
sich von selbst. Doch gibt es keine sinn-
volle Alternative dazu. Der Anschlag vom 
22. März erinnert jedenfalls daran, dass 
jenseits des jetzigen Konflikts zwischen 
Russland und dem Westen noch ganz an-
dere Konflikte lauern. 
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IM GESPRÄCH MIT  

HERFRIED MÜNKLER

D
ie Weltpolitik steht an ei-
nem Scheideweg. Wäh-
rend die alte Führungs-
macht USA müde er-
scheint, stellen neue Ak-
teure die bestehende Ord-

nung offen infrage. Und während Russland 
Krieg gegen die Ukraine führt, wird es im 
eigenen Land von einem schweren Terroran-
schlag getroffen. Zeit für eine Einordnung 
des Geschehens mit einem der renommier-
testen politischen Theoretiker und Ideen- 
geschichtler unserer Zeit. 

Herr Professor Münkler, während in Euro-

pa ein Krieg tobt, widmen Sie sich in Ihrem 

jüngsten Buch einer „Welt in Aufruhr“ und 

– im Untertitel – der „Ordnung der Mächte 

im 21. Jahrhundert“. Worum geht es in Ih-

rem Buch genau?

Im Grunde geht es um den Verfall jener Welt-
ordnung, die noch die vorherrschende ist. 
Diese ist geprägt durch die US-amerikanische 
Dominanz, die jedoch zusehends schwächer 
wird – und zwar nicht nur von den ökonomi-
schen und militärischen Ressourcen her, son-
dern auch in Teilen der politischen Elite der 
USA selbst. Dort ist die gezeigte Bereitschaft, 
Hüter der bestehenden Weltordnung zu sein, 
massiv gesunken. Der Name, der dafür steht, 
heißt Donald Trump. 

In einer solchen Situation der Instabilität 
gerät die Welt in Aufruhr. Es kommt zu be-

„Unsere Vorstellungen haben zumeist 
etwas Biedermeierliches“

Über den Niedergang der bestehenden und das Entstehen einer neuen Weltordnung, die Grundlagen der deutschen Außen- 
und Sicherheitspolitik sowie den Zustand der westlichen Bündnisstrukturen zum 75. Jahrestag der Gründung der NATO  

waffneten Konflikten, in denen einzelne oder 
mehrere Akteure die bestehende Ordnung 
offen infrage stellen und die Konflikte von 
den Peripherien in die Zentren der Ordnung 
tragen. Wir sehen das nicht nur in der Ukrai-
ne, sondern auch in Gaza, rund um die Arabi-
sche Halbinsel und gerade erst in Moskau. 

Allerdings muss eine solche Lage wie die 
jetzige nicht zwangsläufig zu immer mehr 
Kriegen führen. Vielmehr ist zu erwarten, 
dass in dem Maße, in dem sich eine neue Ord-
nung der Mächte bildet, auch die Konflikte 
wieder rückläufig sind. 

Auffällig an der von Ihnen skizzierten neu-

en Weltordnung ist, dass diese nicht mehr 

von einer einzigen Macht getragen wird, 

sondern von mehreren Mächten. 

Richtig. Noch vor wenigen Jahren meinten 
viele, wenn das amerikanische Jahrhundert 
zu Ende gehe, werde – wie bei einer Staffel-
holz-Übergabe – ein chinesisches Jahrhun-
dert folgen, in dem es weiterhin eine einzelne 
globale Ordnungsmacht gäbe. Ich glaube 
nicht, dass es so kommen wird. Die Chinesen 
betreiben zwar eine zielstrebige Einflusszo-
nenpolitik, doch zeigen sie keine Anzeichen, 
globale Verantwortung übernehmen zu wol-
len. Insofern wird die postamerikanische 
Weltordnung wahrscheinlich von mehreren 
Mächten geprägt sein. 

Zu diesen Mächten wird neben den USA 
und China sicherlich auch Russland gehören. 
Wobei ich nicht sicher bin, ob es wirklich so 
wiedererstarkt ist, wie es mit Blick auf den 
Ukrainekrieg in manchen Kommentaren 

heißt. Der Terroranschlag von Moskau vor 
wenigen Tagen hat auf schreckliche Weise 
daran erinnert, dass auch Russland mit 
schweren inneren Konflikten zu kämpfen hat. 
Außenpolitisch  tritt es gleichwohl aggressiv 
und revisionistisch auf und droht permanent 
mit seinen Nuklearwaffen. Als vierte Macht 
kann die Europäische Union ein Faktor der 
zukünftigen Weltordnung sein, wenn sie es 
denn schafft, ein politischer Akteur zu wer-
den, was sie zurzeit nicht ist. 

Als fünfte Macht dürfte Indien dazukom-
men, das zunehmend einen Platz in der vor-
deren Reihe sucht, wofür man die erfolgrei-
che Mondlandung als Indiz anführen kann, 
die indischen Bewerbungen um große Sport-
ereignisse und vor allem den Umstand, dass 
Indien seit Kurzem das bevölkerungsreichste 
Land der Erde ist. Zudem würde Indien in 
einer solchen Weltordnung den globalen Sü-
den repräsentieren, ohne den eine neue Welt-
ordnung kaum vorstellbar ist. 

Wie stark die Russen sind, ist in der Tat 

schwer einzuschätzen. Fakt ist, dass sie 

mit ihrem Angriff auf die Ukraine bislang 

die einzigen sind, die die bestehende Welt-

ordnung offen infrage stellen. 

Durchaus. Wir sollten jedoch nicht nur auf 
den Angriff vom 24. Februar 2022 selbst  
blicken, sondern auch auf die Reaktion der 
Weltgemeinschaft darauf. Diese hat in der 
Abstimmung über eine UN-Resolution gegen 
die russische Verletzung der UN-Charta kei-
neswegs einhellig reagiert, sich vielfach ent-
halten und sogar einige Gegenstimmen ge-

zeigt. Hier ist gewissermaßen der zweite Pfei-
ler der bestehenden Ordnung weggebrochen 
– der Respekt vor der Charta der Vereinten 
Nationen, die einen Angriffskrieg verbietet. 

Man sollte jedoch im Zusammenhang mit 
dem 24. Februar 2022 auch die Ereignisse um 
den 15. August 2021 bedenken, als die US-
Amerikaner und ihre Verbündeten über-
stürzt aus Afghanistan abzogen und das Land 
nach fast zwei Jahrzehnten, nach Investitio-
nen von vielen Milliarden Euro und Dollar 
sowie nach dem Verlust von einigen Tausend 
getöteten und gefallenen Soldaten einfach 
aufgaben. Die Herren im Kreml – und nicht 
nur sie – haben dies als Zeichen der Schwä-
che wahrgenommen. 

Ein Kapitel Ihres Buches ist der Geopolitik 

gewidmet. Diese Ausrichtung der Außen- 

und Sicherheitspolitik entlang geographi-

scher Gegebenheiten war in Deutschland 

lange verpönt. Sie hingegen verweisen seit 

Langem auf die Notwendigkeit geopoliti-

schen Denkens. Hat es in dieser Hinsicht 

in Deutschland in den letzten Jahren einen 

Lernprozess gegeben?

Nein, im Grunde hat es sogar einen Prozess 
des Entlernens gegeben, in dem in der deut-
schen Außenpolitik Werte an die Stelle geo-
strategischer Überlegungen getreten sind. 

Das ist in der Tat ein deutscher Sonder-
weg. Die Briten und die Franzosen haben im-
mer geopolitisch gedacht, erst recht die USA, 
siehe die maritimen Geopolitikkonzeptionen 
des Admirals Alfred T. Mahan oder die Heart-
land-Theorie von Halford Mackinder. Eine 

„Ein deutscher Sonderweg“: Während Länder wie die USA, Russland oder Großbritannien ihre Außen- und Sicherheitspolitik an geostrategischen Interessen ausrichten, verfolgt Deutschland eine „wertegeleitete Außenpolitik“. 

Allerdings basiert diese Vorgabe, die Außenministerin Baerbock (hier vor der UN-Vollversammlung) bei ihrem Amtsantritt 2021 verkündete, auf einer Weltordnung, die es zu jenem Zeitpunkt schon nicht mehr gab   Foto: imago
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zentrale Frage war und ist für die Amerikaner 
immer, wie sie als maritime Macht von außen 
die „Weltinsel“ kontrollieren können, wes-
halb sie sowohl im Westen Europas als auch 
auf der Gegenseite in Ostasien präsent sind. 

Derlei grundsätzliche strategische Denk-
schulen gibt es in Deutschland nicht. 

Zur geopolitischen Grundkonstellation 

Deutschlands gehört seine zentrale Lage in 

Europa. Aus ihr resultiert – auch das haben 

Sie wiederholt beschrieben – der Auftrag, 

sich jedem Konflikt auf diesem Kontinent 

zu stellen, weil er früher oder später auch 

unser Land erreichen wird. Hat Deutsch-

land in diese Rolle hineingefunden? 

Grundsätzlich ja. Die Europäische Union ist 
geprägt durch starke zentrifugale Kräfte. Als 
die Deutschen um 2010 herum in der Frage 
der Überschuldung der südlichen EU-Länder 
ihre wirtschaftliche Stärke in politische Macht 
transferierten und deutlich machten, dass sie 
eine Vergemeinschaftung nationaler Schul-
den nicht akzeptieren werden, war dies ein 
harter Schlag gegen die Achse Berlin-Paris. 

Noch stärker wirkten die Zentrifugalkräf-
te in der Migrationskrise von 2015. Während 
damals die südlichen EU-Länder – vor allem 
Italien und Griechenland – der unkontrollier-
ten Zuwanderung nicht mehr Herr wurden, 
lehnten die Skandinavier und Ostmitteleuro-
päer die Aufnahme von Migranten ab. 
Deutschland war hier mit seinem Ansatz, 
über eine Million Migranten aufzunehmen, 
nicht nur geographisch, sondern auch kon-
zeptionell in der Mitte. 

Etwas flapsig könnte man sagen: Die 
Deutschen haben nicht nur aufgrund ihrer 
Größe, sondern auch aufgrund ihrer Lage die 
Aufgabe, diesen schwierigen Laden namens 
EU zusammenzuhalten. Im Großen und 
Ganzen meistern sie dies ganz ordentlich. 
Beim Ukrainekonflikt haben sie jedoch zu 
spät erkannt, welches Zerstörungspotential 
darin steckt. Die fatalen Folgen können wir 
jeden Tag beobachten. 

Ist der von der deutschen Außenministe-

rin Baerbock verkündete Ansatz einer 

„wertegeleiten Außenpolitik“ überhaupt 

möglich? 

Das Problem der „wertegeleiteten Außenpo-
litik“ ist, dass sie einen Hüter der Weltord-
nung voraussetzt, der die Einhaltung der 
Werte und der vertraglich fixierten Regeln 
garantiert. Frau Baerbock hatte bei ihrem 
Amtsantritt Ende 2021 nicht begriffen, dass 
seit dem US-amerikanischen Abzug aus Ka-
bul wenige Monate zuvor die Vorstellung ei-
ner auf Werten und Regeln basierenden Ord-
nung keinen Hüter mehr hat, dass sie ein 
Fuchteln mit Papieren ist, das die großen 
Akteure nicht mehr beeindruckt. 

In der Folge bleiben selbst schwerste Re-
gelverstöße ohne Konsequenzen. Es sieht si-
cherlich in den Medien gut aus, aufs Völker-
recht zu verweisen oder auch einen Haftbe-
fehl gegen Herrn Putin auszustellen, aber rea-
le Auswirkungen hat das nicht. Der russische 
Präsident könnte in unzählige Länder der 
Welt reisen, ohne dass der Haftbefehl voll-
streckt würde. Da fehlt der deutschen Außen-
politik das analytische Sensorium dafür, in 
welchen Konstellationen sie sich bewegt. 

Mein alter Freund und Gesprächspartner 
Niccolò Machiavelli hat das „die Qualität der 
Zeitumstände“ genannt. Was Baerbock bei 
ihrem Amtsantritt verkündete, basierte auf 
einer Weltordnung, die es zu jenem Zeit-
punkt schon nicht mehr gab. Das wurde übri-
gens selten so sichtbar wie bei der Verbeu-
gung ihres Parteifreunds Robert Habeck vor 
den Scheichs in Katar, die ganz gewiss nicht 
für die gleichen Werte stehen wie wir, aber 
dringend als mögliche Gaslieferanten ge-
braucht wurden, was Habeck im Übrigen er-
folgreich hinbekommen hat. 

Gegen völkerrechtliche Regeln haben 

nicht nur die Russen verstoßen, sondern 

auch die US-Amerikaner, etwa in Vietnam, 

im Irak, in Serbien und andernorts. Was 

bedeutet das für die von Ihnen genannte 

Rolle als Hüter der Weltordnung? 

Es ist ein durchgehendes Problem der Ge-
schichte, dass der Hüter einer Ordnung die 
Neigung dazu hat, sich als deren Herr misszu-
verstehen. Das zeigt aber auch die Abhängig-

keit von eben diesem Hüter. Fällt er aus, gibt 
es niemanden, der an seine Stelle treten könn-
te. Und nutzt er seine Rolle machtpolitisch 
aus, desavouiert er die Ordnung als Ganzes.

Vielleicht noch ein Gedanke zur „werte-
geleiteten Außenpolitik“: Ich glaube, dass das 
Modell der eingangs genannten fünf Mächte 
darauf hinausläuft, dass es in der künftigen 
Weltordnung nicht nur verschiedene Macht- 
und Einflusszonen geben wird, sondern auch 
unterschiedliche Werte-Sphären. Es ist ja 
nicht so, dass die Chinesen keine Werte hät-
ten, doch sind es eben andere Maßstäbe, die 
eher nach konfuzianischen Vorstellungen 
funktionieren, in denen die Gemeinschaft 
über dem Einzelnen steht, während unsere 
westliche Vorstellung von den Rechten des 
Individuums ausgeht. 

Ist dieses Fünf-Mächte-Modell damit mög-

licherweise auch das ehrlichere, weil es gar 

nicht erst versucht, Werte einer Region 

der ganzen Welt als universell gültig auf-

zuzwingen? 

Es ist sicherlich das ehrlichere Modell, weil es 
nicht nur die Ungleichzeitigkeit von Entwick-
lungsverläufen berücksichtigt, sondern auch 
die Unterschiedlichkeit von Wertvorstellun-
gen. Im Übrigen sind die heute als „westlich“ 
geltenden Werte auch bei uns noch nicht so 
lange präsent. Sie wurden im Zeitalter der 
Aufklärung formuliert und erst durch die 
Wohlstandsentwicklung der Industrialisie-
rung praktisch ermöglicht. 

Neben Machiavelli ist auch Carl von Clau-

sewitz ein alter gedanklicher Gesprächs-

partner von Ihnen. In der deutschen poli-

tischen Landschaft, das gilt im Grunde für 

alle Parteien, finden diese Namen aller-

dings kaum noch Erwähnung. Fehlt unse-

rer Außenpolitik die intellektuelle Grund-

lage, um den ihr gestellten Aufgaben ge-

recht werden zu können?

Das fürchte ich. Unsere Vorstellungen von 
Außen- und Sicherheitspolitik haben zumeist 
etwas Biedermeierliches, „Hardpower“-Kri-
terien spielen darin kaum eine Rolle. 

Es steigert indes keineswegs unseren Ein-
fluss in der Welt, wenn wir die Eliten anderer 
Länder ständig ermahnen, eine Gesellschaft 
zu entwickeln, in der es eine korruptionsre-
sistente Verwaltung, ein unabhängiges 
Rechtssystem oder eine freie Zivilgesellschaft 
gibt, während die Chinesen parallel einfach 
nur lukrative Wirtschaftsbeziehungen anbie-
ten und sich für die inneren Angelegenheiten 
ihrer Partnerländer nicht interessieren. Dann 
sind sie die Attraktiveren, und wir gehen bei 
den wirtschaftlichen wie politischen Bezie-
hungen leer aus. 

In diesen Tagen jährt sich der 75. Jahrestag 

der Gründung der NATO. Ende 2019 hatte 

der französische Präsident Macron das 

westliche Bündnis für „hirntot“ erklärt. 

Wie sehen Sie die NATO heute?

Die NATO war bei ihrer Entstehung – wie je-
des Bündnis – das Produkt einer bestimmten 
Konstellation. Für die USA als dominierende 
Macht war sie ein Raum, der einerseits öko-
nomisch wichtig war und der andererseits die 
amerikanische Präsenz in Europa garantierte. 

Wie vital die NATO ist, hängt von zwei 
Faktoren ab: 1. wie sehr die Amerikaner bereit 
sind, sich weiter als Führungsmacht zu enga-
gieren und ob 2. die Europäer in der Lage 
sind, einen Rückzug der traditionellen Füh-
rungsmacht aus Europa zu kompensieren. 
Für die Amerikaner stellt sich in Zeiten ab-
nehmender Stärke schon seit geraumer Zeit 
die Frage, wo sie ihre Kräfte konzentrieren. 
Dazu erklärte bereits Barack Obama als Prä-
sident, dass sein Land für den Fall, dass es 
nicht mehr in der Lage wäre zu einer gleich-
gewichtigen und gleichzeitigen Machtprojek-
tion im atlantischen und im pazifischen 
Raum, den pazifischen Raum präferieren 
würde. Denn dort lägen ökonomisch das grö-
ßere Gewicht und geopolitisch die größeren 
Herausforderungen für die USA.

Insofern werden die Europäer auch ohne 
die Revisionsbestrebungen Russlands und 
auch ohne die jüngsten Drohungen Trumps, 
im Falle seines Wahlsiegs, Putin zu ermun-
tern, nach all jenen Ländern zu greifen, die 
ihren Beitragsverpflichtungen an die NATO 
nicht nachkommen, auf mittlere und längere 

Sicht sehr viel mehr auf eigenen Beinen ste-
hen müssen, als das in der Vergangenheit der 
Fall war. 

Die Frage dabei ist: Wer hält die Europäer 
zusammen? Wer schafft es, bei ihnen ein ge-
meinsames Verteidigungsbewusstsein zu er-
zeugen und dafür zu sorgen, dass sie zusam-
men handlungsfähig sind? Da muss man dar-
auf hoffen, dass die Achse Paris-Berlin, viel-
leicht um Warschau verlängert, wieder in 
Gang kommt und der europäische Teil der 
NATO so stark bleibt, dass er gegebenenfalls 
auch ohne ein glaubwürdiges Schutzverspre-
chen der USA überlebensfähig ist. 

Nach dem Ersten Weltkrieg führte der 

Rückzug der USA aus Europa dazu, dass 

die europäischen Mächte in Versuchung 

gerieten, die alten Ränkespiele wiederauf-

zunehmen. Als die Amerikaner nach dem 

Zweiten Weltkrieg als Ordnungsmacht in 

Westeuropa blieben, sorgten sie mit ihrem 

Gewicht dafür, dass alte Erzfeinde zu Ver-

bündeten wurden. Muss man sich da nicht 

sorgen, dass bei einem erneuten Rückzug 

der USA aus Europa die unseligen Geister 

der Vergangenheit zurückkehren?

Wenn man davon ausgeht, dass die Europäer 
einen mechanischen Zwang zur Wiederho-
lung ihrer historischen Dummheiten haben, 
dann durchaus. Falls sie tatsächlich in alte 
Verhaltensmuster zurückfallen und anstatt 
einig zu handeln wieder gegeneinander arbei-
ten sollten, werden sie jedoch in der künfti-
gen Weltordnung keine Rolle mehr spielen. 

Im Übrigen hat auch die Sowjetunion in 
dem ihr nach 1945 zugefallenen Teil Europas 
dafür gesorgt, dass die überkommenen inner-
europäischen Kontroversen nicht wieder 
hochkamen, wie das zwischen 1919 und der 
Mitte der 1920er Jahre der Fall war, als dort 
einige Kriege gegeneinander geführt wurden, 
etwa Ungarn gegen Rumänien oder Griechen-
land gegen die Türkei. Die Osterweiterung 
von NATO und EU hatte auch die Aufgabe, 
die Wiederholung dessen zu verhindern.

Die Geschichte zeigt übrigens, dass es 
verschiedene Fünfermodelle – Pentarchien – 
gab und diese keineswegs konstant waren. 
Schweden, zum Beispiel, war zur Zeit des 
Dreißigjährigen Krieges und mehr als ein hal-
bes Jahrhundert danach noch eine europäi-
sche Großmacht und Bestandteil der Pentar-
chie mit Frankreich, England, Russland und 
Österreich. Als seine Macht sank, rückte 
Preußen nach. 

Falls also die Europäer durch Kämpfe un-
tereinander ihren Status verspielen sollten, 
kann es dazu kommen, dass eine südamerika-
nische oder eine afrikanische Macht an ihre 
Stelle tritt. Letztlich stehen die Europäer vor 
der Frage, ob sie weiter ein Bestandteil der 
fünf ausschlaggebenden Akteure der Welt-
politik sein wollen – oder ob sie es vorziehen, 
sich zu provinzialisieren. 

Sie beenden Ihr Buch mit dem Gedanken 

eines Scheiterns – allerdings nicht des 

Scheiterns der Europäer oder einer ande-

ren Großmacht, sondern mit dem Gedan-

ken, dass auch die Weltordnung der Fünf 

im Ganzen scheitern könnte.

In der Tat. Eine Alternative zu der von mir ins 
Spiel gebrachten Hierarchie der Staatenwelt 
könnte die Anarchie der Staatenwelt sein. In 
einer solchen Anarchie gäbe es gar keine Ord-
nung, Bündnisse würden je nach Opportuni-
tätsgesichtspunkten permanent gewechselt, 
ständig bestünde die Gefahr von Konflikten, 
von Terroranschlägen und auch von Kriegen. 
Dass dies keine Verbesserung der Weltlage 
wäre, dürfte auf der Hand liegen. 

Es hängt also viel davon ab, ob die ge-
nannten fünf Mächte bereit sind, die Füh-
rungsrolle zu übernehmen und auch die da-
mit verbundenen Lasten und Kosten zu tra-
gen. Das ist keineswegs selbstverständlich. 
Allerdings bekämen sie dafür auch einen grö-
ßeren Einfluss als jene Mächte, die diese Las-
ten nicht zu tragen haben. 

Wie die Sache ausgeht, weiß niemand. 
Mehr als „fifty-fifty“ kann ich dazu nicht sa-
gen. Allerdings ist eine fünfzigprozentige 
Wahrscheinlichkeit, dass sich eine neue Welt-
ordnung ausbildet und sich die Lage wieder 
stabilisiert, etwas, das man durchaus als Zu-
versicht bezeichnen kann. 

Sind die jüngsten Ereignisse rund um die 

Arabische Halbinsel, wo Huthi-Verbände 

plötzlich Handelsschiffe von Großmäch-

ten angreifen, ein Vorgeschmack auf eine 

Anarchie der Staatenwelt? 

Das ist ein gutes Beispiel, ja. Es zeigt nicht 
nur den Autoritätsverlust der Ordnungs-
macht USA, sondern auch, dass dieser da-
durch ausgeglichen werden könnte, dass 
Amerikaner und Europäer die Chinesen hin-
zubitten und diese dann über den Iran Druck 
auf die Huthi ausüben. Schließlich lebt auch 
China von einem ungestörten Welthandel. 

Auch der Terror durch islamische Grup-
pen zeigt, und zwar nicht erst beim jüngsten 
Anschlag in Moskau, wie das Ausbleiben einer 
dominierenden einzelnen Macht oder einer 
kollektiven Führung mehrerer Mächte dazu 
führt, dass kleine lokale Konflikte immer wei-
ter um sich greifen und irgendwann die Groß-
mächte selbst bedrohen. 

Beide Beispiele zeigen, wie stabilisierend 
eine funktionierende Pentarchie auf globale 
Konfliktherde wirken könnte. Sie zeigen aber 
auch, was uns droht, wenn die Pentarchie 
nicht funktionieren sollte – und selbst kleine 
regionale Akteure zur Gefahr für den welt-
weiten Frieden und Wohlstand werden.
 
Das Interview führte René Nehring.

b Prof. Dr. Herfried Münkler war bis 2018 
Inhaber des Lehrstuhls für Theorie der Politik 
an der Humboldt-Universität zu Berlin. Zu  
seinen Büchern gehören „Die Deutschen und 
ihre Mythen“ (2008), „Der Große Krieg. Die 
Welt 1914 bis 1918“ (2013) und „Der  
Dreißigjährige Krieg. Europäische Katastrophe, 
deutsches Trauma“ (2017, jeweils Rowohlt).
www.rowohlt.de

„Wie vital die 
NATO ist, hängt 

von zwei 
Faktoren ab:  

1. wie sehr die 
Amerikaner 

bereit sind, sich 
weiter als 

Führungsmacht 
zu engagieren 
und ob 2. die 

Europäer in der 
Lage sind, einen 

Rückzug der 
traditionellen 

Führungsmacht 
aus Europa zu 

kompensieren“

Jüngstes Beispiel dafür, wenn Konflikte von der Peripherie in die Zentren rücken: Terroranschlag am vergangenen Freitag  

auf eine Konzerthalle bei Moskau. Zu dem Anschlag bekannte sich der Islamische Staat   Foto: imago/Aton Chile
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Die Frage, wie groß die Gefahr von schwe-
ren Lebensmittelkrisen in Europa sei, 
stand im Mittelpunkt eines zweitägigen 
Treffens von etwa 60 Vertretern der EU 
und Fachleuten für Ernährungssicherheit. 
Initiator der Veranstaltung war das briti-
sche Beratungsunternehmen Food Alert 
(Lebensmittelalarm), das Lösungen für 
den Schutz der Nahrungsmittelversor-
gung anbietet. 

Gleichzeitig traten sechs Partner von 
Food Alert in Erscheinung: das Institut 
d’études politiques de Paris (IEP), die 
Denkfabrik Chatham House mit Sitz in 
London, das polnische Centre for Systems 
Solutions, das in Brüssel beheimatete Eu-
ropean Policy Centre (EPC), das belgische 
Beratungsunternehmen Prospero AG und 
das staatliche französische Institut natio-

nal de recherche pour l’agriculture, l’ali-
mentation et l’environnement (INRAE).

Während der Zusammenkunft simu-
lierten die Teilnehmer verschiedene Kri-
senszenarien. Dazu gehörten ein Totalaus-
fall der indonesischen Palmöl-Lieferun-
gen, die Vernichtung der Soja-Ernte in La-
teinamerika durch die Wetterphänomene 
El Niño und La Niña, große chinesische 
Hamsterkäufe von Nahrungsmitteln sowie 
gravierende Ernteausfälle infolge der mas-
senhaften Heranziehung ukrainischer und 
russischer Landwirte zum Kriegsdienst. 

In allen Fällen soll sich gezeigt haben, 
dass nur wenige europäische Regierungen 
auf derartige Entwicklungen vorbereitet 
sind. Sich hieraus ergebende politische 
Empfehlungen und „Ideen für die strate-
gische Planung“ sollen Ende dieses Mo-

nats an die EU-Kommission und die Ver-
treter von deren European Food Security 
Crisis preparedness and response Mecha-
nism (EFSCM) übergeben werden. Zu 
den wichtigsten Punkten zählt dabei die 
Aufforderung, die Suche nach Alternati-
ven zu einer Ernährung auf Fleischbasis 
zu intensivieren sowie die bestehenden 
Nahrungsmittelreserven besser zu ver-
walten und zu überwachen.

Während des Treffens wurden des Wei-
teren Themen für die nächsten Simulatio-
nen vereinbart. Dann sollen unter ande-
rem „Desinformationen“ nicht näher be-
schriebener Art sowie der Bioterrorismus 
und Tierseuchen im Mittelpunkt stehen.

Mindestens zwei der Institutionen, 
die an den Planspielen mitwirkten, erhiel-
ten in der Vergangenheit Forschungsgel-

der von der Bill & Melinda Gates Founda-
tion sowie der Rockefeller Stiftung und 
der NATO. Darüber hinaus gehörte zu 
den Organisatoren der Veranstaltung 
auch der pensionierte US-Diplomat Chris 
Hegadorn, der früher das Büro für globale 
Ernährungssicherheit des US-Außenmi-
nisteriums leitete und hohe Positionen in 
der Ernährungs- und Landwirtschaftsor-
ganisation der Vereinten Nationen (FAO) 
innehatte.

Insofern erinnert die Simulation von 
Lebensmittelkrisen in Europa an frühere 
Planspiele, bei denen es um einen „welt-
weiten Gesundheitsnotstand“ ging. An 
diesen waren ebenfalls diverse Akteure 
mit hervorragenden Kontakten zur Politik 
und finanzkräftigen Stiftungen beteiligt.�  
� Wolfgang Kaufmann

BERATUNGSBRANCHE

Planspiele zu europäischen Lebensmittelkrisen
Rund 60 Vertreter der EU und Fachleute für Ernährungssicherheit folgten der Einladung von Food Alert

b MELDUNGEN

Viel weniger 
Geburten
Berlin – Die Zahl der jährlichen Le-
bendgeburten in Deutschland ist 2022 
und 2023 stark gesunken. Wie Berech-
nungen der Internetplattform Science 
Files auf der Basis offizieller Daten des 
Statistischen Bundesamtes zeigen, 
ging zwischen 1991 und 2021 die Zahl 
bei den deutschen Müttern durch-
schnittlich um 3800 pro Jahr zurück, 
während sie bei den nichtdeutschen 
um etwa 2100  per anno stieg. Dem 
folgte ein starker Gesamteinbruch. 
2022 und 2023 trat ein Minus von 
129.000  Lebendgeburten bei den 
deutschen Müttern und von 5700 bei 
den nicht-deutschen auf. Das heißt 
dass die durchschnittliche Gesamt-
zahl der Geburten per anno zwischen 
1991 und 2021 um 1700 sank, während 
sie es 2022 und 2023 um 67.350 tat, al-
so um ungefähr das Vierzigfache.�  
� W.K.

„Anschlag von 
rechts“ fingiert
Frankfurt am Main – Der angebliche 
rechtsextreme Brandanschlag auf das 
Wohnhaus einer pakistanischen Fami-
lie im hessischen Wächtersbach in der 
Nacht vom 24. zum 25. Dezember 2023 
hat sich als versuchter Versicherungs-
betrug entpuppt. Nach Angaben der 
Staatsanwaltschaft Hanau wurde das 
Gebäude von seinem Eigentümer an-
gezündet, weil dieser „Versicherungs-
leistungen … im mittleren sechsstelli-
gen Bereich erlangen“ wollte. Zur Ver-
tuschung der Tat hatte der Pakistani 
die Parole „Ausländer raus“ an die 
Hauswand geschmiert. Deshalb gab es 
Demonstrationen und Mahnwachen 
„gegen Rechts“, während der Landrat 
Thorsten Stolz und der Wächtersba-
cher Bürgermeister Andreas Weiher 
(beide SPD) an die Bevölkerung appel-
lierten, zuerst die Untersuchungser-
gebnisse abzuwarten. Neben dem 
Hauseigentümer kommen auch weite-
re Mitglieder seiner Familie sowie ein 
weiterer Pakistani vor Gericht, Letzte-
re wegen Mittäterschaft oder versuch-
ter Strafvereitelung.� W.K.

Ukrainer  
liegen vorn
Berlin – In Deutschland erhalten 
mittlerweile mehr als 686.000  Aus-
länder, die hier nicht leben dürften, 
staatliche Leistungen. 492.390 der Im-
migranten besitzen kein Aufenthalts-
recht und weitere 193.972 Personen 
werden nur geduldet, weil fehlende 
Personaldokumente ihre Abschiebung 
verhindern. Von der knappen halben 
Million illegaler Einwanderer der ers-
teren Kategorie kommen 68.960 aus 
der Ukraine. Danach folgen die Türkei 
mit 40.748, Syrien mit 29.814 und In-
dien mit 20.577 Angehörigen dieses 
Personenkreises. Das ergab eine An-
frage des AfD-Bundestagsabgeordne-
ten René Springer an die Bundesregie-
rung. Die Kosten für den Unterhalt 
der illegalen Ausländer wurden nicht 
genannt. Angesichts des Regelsatzes 
für existenzsichernde Leistungen 
nach den Vorschriften des Asylbewer-
berleistungsgesetzes und weiterer 
Zahlungen zugunsten der Immigran-
ten sowie der üblichen Aufwendungen 
für deren Gesundheitsversorgung lie-
gen diese wohl bei drei bis vier Milliar-
den Euro pro Jahr.� W.K.

VON HAGEN RITTER

D er Bundesrat hatte am  
22. März die Chance, das Ge-
setz zur Legalisierung von 
Cannabis noch zu stoppen. 

Obwohl es auch in der SPD und bei den 
Grünen massive Bedenken gab, verzich-
tet die Länderkammer darauf, das Gesetz 
aus dem Haus von Bundesgesundheits-
minister Karl Lauterbach (SPD) nach
zubessern.

Nachdem schon der Bundestag dem 
Gesetz zugestimmt hatte, war eine Zu-
stimmung des Bundesrates nicht mehr 
notwendig. Jedoch hatte die Länderkam-
mer die Möglichkeit, noch Einspruch ein-
zulegen, bevor das Gesetz zum 1. April in 
Kraft tritt. 

Vor der Sitzung des Bundesrates hatte 
Nordrhein-Westfalens Justizminister 
Benjamin Limbach dafür geworben, die 
Einführung der Cannabislegalisierung 
auf Anfang Oktober zu verschieben. Der 
Grünen-Politiker hatte dabei auf einen 
immensen Aufwand für die Justiz hinge-
wiesen. Teil des Gesetzes ist nämlich eine 

Amnestieregelung für Personen, die we-
gen Cannabisbesitz verurteilt wurden. 
Laut der Regelung sollen bereits verhäng-
te Haft- und Geldstrafen wegen Canna-
bis-Delikten, die nach dem neuen Gesetz 
nicht mehr strafbar sein sollen, beim In-
krafttreten des Gesetzes erlassen wer-
den. Die Schwierigkeit dabei: Gerichte 
haben Strafen oftmals wegen mehrerer 
Delikte verhängt. Durch die Amnestie 
muss die Justiz nun den Anteil der Strafe 
herausrechnen, der sich auf den Canna-
bisbesitz bezieht. 

Juristen sorgen sich wegen 
möglicher Verfahrensfehler
Allein in Nordrhein-Westfalen müssen die 
Staatsanwaltschaften rund 60.000 Altfälle 
überprüfen. Bundesweit geht es sogar um 
210.000 Strafakten, die durchgesehen 
werden müssen. 

Mit Sorgen sehen Juristen insbeson-
dere solche Altfälle, bei denen Personen 
verurteilt wurden, weil bei ihnen bis zu 
50 Gramm Cannabis in der Wohnung si-
chergestellt wurden. Im Strafrecht galt 
dies bislang als „nicht geringe“ Menge 

des Betäubungsmittels. Mit der schnellen 
Einführung des Gesetzes zum 1. April und 
der Fülle der Fälle droht den Staatsan-
waltschaften nun, dass sie in eine Zwick-

mühle geraten: Passieren bei der Über-
prüfung der Altfälle Fehler, könnte dies 
zu Angelegenheiten werden, die vor Ge-
richt landen – entweder wegen des Ver-
dachts auf Strafvereitlung oder aber we-
gen des Vorwurfs der Freiheitsberaubung, 
weil Verurteilte zu spät aus der Haft ent-
lassen wurden.

 Es war nicht nur Nordrhein-Westfa-
lens grüner Justizminister, der darauf hin-
gewiesen hat, dass die Justiz mit der Prü-
fung der Altfälle vor eine Aufgabe gestellt 
wird, die sie in der kurzen Zeit nicht be-
wältigen kann. Auch Baden-Württem-
bergs Ministerpräsident Winfried Kret-
schmann (Grüne) hatte eine Verschie-
bung der Cannabis-Legalisierung gefor-
dert, weil „dieses Gesetz in vielen Fragen 
in dieser Zeit schwer oder gar nicht um-
setzbar ist“. Innenminister Thomas 
Strobl (CDU) sprach von einem „hand-
werklich verkorksten“ Gesetz. Auch Bay-
erns Ministerpräsident Markus Söder 
(CSU) erklärte mit Blick auf das Canna-
bisgesetz, das Vorhaben müsse unbedingt 
gestoppt werden: „Das ganze Vorhaben ist 
Murks“, so Söder.

Brandenburgs Justizministerin Susan-
ne Hoffmann (CDU) kritisierte, Lauter-
bach wolle die Umsetzungsprobleme der 
Länder nicht wahrhaben. Der einzige 
Maßstab des Ministers scheine zu sein, 
Cannabis um jeden Preis gesellschaftsfä-
hig zu machen. 

Ampel sah in Verzögerung Gefahr
Trotz der absehbaren Probleme stimm-
ten am 22. März im Bundesrat nur Bay-
ern, Baden-Württemberg, Brandenburg 
und das Saarland dafür, Lauterbachs Ge-
setz an den gemeinsamen Vermittlungs-
ausschuss von Bundestag und Bundesrat 
zu überweisen. 

Bemerkenswert fiel das Abstimmungs-
verhalten von Sachsen aus. Wegen unter-
schiedlichen Bewertungen des Cannabis-
gesetzes hatte sich die Regierung aus 
CDU, SPD und Grünen auf eine Enthal-
tung im Bundesrat geeinigt. Bei der Ab-
stimmung votierte Ministerpräsident Mi-
chael Kretschmer (CDU) dann aber für 
eine Anrufung des Vermittlungsausschus-
ses. Sein Wirtschaftsminister Martin Du-
lig (SPD) und der Vizeministerpräsident 
Wolfram Günther (Grüne) signalisierten 
Enthaltung. Diese uneinheitliche Stimm-
abgabe wertete Bundesratspräsidentin 
Manuela Schwesig (SPD) als ungültig. 
Auch Brandenburgs Ministerpräsident 
Dietmar Woidke (SPD) stimmte im Bun-
desrat für eine Einschaltung des Vermitt-
lungsausschusses, obwohl mit den Regie-
rungspartnern CDU und Grünen Enthal-
tung vereinbart worden war.

Dass trotz der parteiübergreifenden 
Kritik an dem Cannabisgesetz der Bun-
desrat auf ein Vermittlungsverfahren ver-
zichtet hat, lag aus Sicht von Beobachtern 
an Befürchtungen innerhalb der Ampel-
Parteien, dass eine Verzögerung des Vor-
habens der Union genützt hätte. CDU-
Chef Friedrich Merz hatte vor der Abstim-
mung im Bundesrat tatsächlich die Hoff-
nung geäußert, dass das Cannabisgesetz 
im Vermittlungsausschuss „bleibt und 
dort nie wieder herauskommt“.

CANNABISGESETZ

„Murks“ setzt sich durch
Abstimmung im Bundesrat offenbarte Uneinigkeit der Länderregierungen

Ab dem 1. April nicht mehr strafbar: Der Besitz kleiner Mengen Marihuana� Foto: pa/Zoonar

200.000
Strafakten müssen bundesweit 
durchgesehen werden, weil die  

Einführung der Cannabisregelung 
eine Amnestieregelung für Perso-
nen vorsieht, die wegen Cannabis-

besitzes verurteilt wurden
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VON HERMANN MÜLLER

B ei der Wahl zum Abgeordneten-
haus im Februar 2023 fuhr die 
Berliner SPD das schlechteste 
Ergebnis seit der Wiederverei-

nigung der Stadt ein. Auch die Teilwieder-
holung der Bundestagswahl in der Haupt-
stadt brachte für die Partei Verluste. In 
dieser ohnehin schwierigen Lage ist nun 
auch noch ein Konkurrenzkampf um die 
Führung des Berliner SPD-Landesverban-
des entbrannt: Bereits im Januar hatte 
Franziska Giffey angekündigt, nicht mehr 
für den Landesvorsitz der Sozialdemokra-
ten kandidieren zu wollen. Die Partei 
brauche eine Neuaufstellung, so Giffeys 
Begründung. Bislang führt sie die Berliner 
SPD als Co-Vorsitzende zusammen mit 
Raed Saleh.

Saleh sprach sich zwar auch für einen 
Neuanfang aus, allerdings hindert ihn das 
nicht daran, erneut für den Landesvorsitz 
zu kandidieren. Statt mit Giffey will der 
46-Jährige künftig mit der Bezirkspolitike-
rin Luise Lehmann aus Marzahn-Hellers-
dorf eine Doppelspitze bilden. Dass Saleh 
sich für eine Kandidatur mit der relativ 
unbekannten 27-jährigen Kommunalpoli-
tikerin entschieden hat, werten einige Ge-
nossen als Versuch, über die junge Frau 
bei den Jusos zu punkten.

Scharfe Attacken gegen Hikel
Ebenfalls dem linken Parteiflügel zuge-
rechnet wird das Bewerberduo Kian Ni-
roomand/Jana Bertels. Auch diese beiden 
Kandidaten sprachen sich für einen Neu-
start aus und erklärten: „Wir kennen den 
Zustand unserer Partei genau.“ Sie kün-
digten auch an, die Spree-SPD „zu einer 
linken Großstadtpartei des 21. Jahrhun-
derts“ machen zu wollen. 

Zudem kandidieren der Neuköllner 
Bezirksbürgermeister Martin Hikel zu-
sammen mit der früheren Ex-Staatssekre-
tärin Nicola Böcker-Giannini als Duo für 
den Landesvorsitz. Beide gelten als „Ver-
treter des rechten Flügels in der Berliner 
SPD“, so die Einschätzung der „Berliner 
Zeitung“. Böcker-Giannini und Hikel 
machten insbesondere dem amtierenden 
Co-Parteichef und Mitbewerber Saleh 
massive Vorwürfe hinsichtlich des Zu-
stands der Berliner SPD: „Wir sehen, dass 
Raed Saleh seit über zwölf Jahren an füh-
render Stelle Verantwortung trägt und 

seit vier Jahren Landesvorsitzender ist. Er 
steht damit wie keine andere Person in 
der Berliner SPD für das aktuelle Profil 
und die herrschende Kultur.“ Hikel kün-
digte an: „Die konkrete Position der Berli-
ner SPD zu den einzelnen Themen wollen 
wir gemeinsam mit den Mitgliedern erar-
beiten – im Miteinander statt im Hinter-
zimmer.“ Auch dies war ein Angriff auf 
den Politikstil Salehs, der von Kommenta-
toren mitunter als „König der Hinterzim-
mer“ bezeichnet wird.

Einen Eindruck von der aktuell herr-
schenden Kultur innerhalb der Berliner 
SPD lieferte gleich der erste gemeinsa-
me Auftritt der drei Kandidaten-Duos 
am 12. März. Bei der Vorstellungsrunde 
im Willy-Brandt-Haus kam es in Anwe-
senheit von etwa 300 Mitgliedern der Par-
teibasis zu einem Eklat. Zunächst war aus 
dem Publikum heraus eine Frage zu „ras-
sistischen Aussagen“ der CDU gestellt 

worden. Als Hikel darauf einging, stellte 
er in Frage, ob es so etwas wie einen „anti-
muslimischen Rassismus“ überhaupt ge-
be. Der Islam sei keine Rasse, so der Neu-
köllner Bezirksbürgermeister. Wie sich 
am Grummeln im Saal zeigte, hatte zu-
mindest ein Teil des Publikums mit der 
Aussage Hikels ein Problem. 

„Spalten, abgrenzen, verletzen“
Dessen Co-Kandidatin Böcker-Giannini 
reagierte auf die Unruhe im Publikum  mit 
einem Werben für eine „gemeinsame Lö-
sung“ und dem Plädoyer, die SPD müsse 
unterschiedliche Meinungen aushalten. 
Die frühere Staatssekretärin im Berliner 
Senat sagte, man dürfe nicht im Vorhinein 
sagen, „deine Meinung interessiert mich 
nicht“. Daraufhin folgte vom Rand des 
Auditoriums eine plötzliche und heftige 
Reaktion vom Queer-Beauftragten des 
Berliner Senats, Alfonso Pantisano. 

Pantisano brüllte laut der Berichter-
stattung der „Berliner Zeitung“ in Rich-
tung von Böcker-Giannini: „Rassismus 
und Homophobie sind keine Meinung!“ 
Die mit einer Frau verheiratete Böcker-
Giannini warf Pantisano im Gegenzug 
vor, er unterstelle ihr Homophobie. Am 
Folgetag ging Pantisano dann über Face-
book nochmals Martin Hikel scharf an. Er 
bezeichnete dessen Argumentation „nicht 
nur verkehrt auf so vielen Ebenen, son-
dern auch unverschämt und dumm“. Wei-
ter schrieb er: „Ich denke, dass wenn 
Menschen in Machtpositionen einen sol-
chen Unfug von sich geben, dann tun sie 
es bewusst, weil sie spalten, abgrenzen 
und verletzen wollen.“

Welches Kandidaten-Duo die Führung 
des Landesverbandes übernehmen soll, 
entscheiden die Berliner SPD-Genossen 
in einem Mitgliederentscheid. Dieser 
läuft vom 6. bis zum 19. April.

PARTEIPOLITIK

Bei der Berliner SPD fliegen die Fetzen
Kurz vor dem Mitgliederentscheid kämpfen Kandidaten für den Landesvorsitz mit härtesten Bandagen 

Zielscheibe des linken Parteiflügels: Vorsitz-Kandidat Martin Hikel im Willy-Brandt-Haus am 12. März� Foto: imago/IPON

b KOLUMNE

Im sogenannten Nollendorf-Kiez in Ber-
lin-Schöneberg steigt die Zahl von homo-
sexuellenfeindlichen Verbrechen stark an. 
Die Gegend rund um die Nollendorf-, die 
Bülow- und die Kurfürstenstraße ist seit 
rund hundert Jahren als ein besonderer 
Treffpunkt homosexueller Menschen be-
kannt. Die örtliche CDU will nun in die-
sem Bereich auf öffentlichem Straßenland 
Notrufsäulen aufstellen lassen, um gege-
benenfalls rasch die Polizei herbei rufen 
zu können. 

Notrufsäulen an S- und U-Bahnhöfen 
gibt es bereits. Klaus Hackenschmied 
(56), queerpolitischer Sprecher der CDU 
Tempelhof-Schöneberg, stellte in der Be-
zirksverordnetenversammlung einen An-
trag zur Errichtung der Säulen: „Sie könn-
ten ein Mehr an Sicherheit für Anwohner, 
Touristen und Sexarbeitende bieten.“ 
Kerstin Thost, Sprecherin des Lesben- 

und Schwulenbundesverbandes, unter-
stützt dieses Anliegen. Notrufsäulen sei-
en wichtig. Allein 55 Straftaten gegen die 
sexuelle Orientierung oder die ge-
schlechtsbezogene Diversität wurden von 
der Polizei im ersten Halbjahr 2023 in die-
sem Bereich erfasst. Thost befürchtet ei-
ne Dunkelziffer von 80 bis 90 Prozent: 
„Vor allem im öffentlichen Raum werden 
immer mehr queere Menschen angegrif-
fen ... Wir haben den Eindruck, dass die 
Hemmschwelle wesentlich geringer ge-
worden ist.“ 

Der Senat musste auf eine Große An-
frage der Linksfraktion im Berliner Abge-
ordnetenhaus vom Herbst 2022 hin zuge-
ben, dass sich die Zahl homophob moti-
vierter Kriminaldelikte im Vierjahresver-
gleich von 2018 bis 2021 verdoppelt hat. 
Seit dem 3. August 2022 darf die Polizei 
keine Herkunftsdaten unter 21-jähriger 

Tatverdächtiger mehr sammeln. Dies hatte 
die seinerzeit rot-rot-grüne Senatsinnen-
verwaltung angeordnet. Der Regierungs-
wechsel infolge der Wiederholungswahl 
2023 hat daran bislang nichts geändert. 

Seit dem Ausufern der illegalen Mas-
seneinwanderung steigt in Berlin die An-
zahl der Übergriffe auf Homosexuelle. 
Prominentes Opfer ist Hape Kerkeling, 
der jüngst erklärte, Berlin zu verlassen, 
weil er hier nicht mehr sicher sei. In der 
Talk-Sendung von Maybrit Illner im ZDF 
sagte der Schauspieler, er sei „schweren 
Herzens“ zurück nach Köln gegangen. 
Konkret wollte er nicht sagen, von wem er 
sich bedroht fühlt. 

Carla Pahlau, die Betreiberin der Ho-
mo-Disco „Busche“, äußert Angst vor ei-
nem neuen Asylantenheim, das der Senat 
gegenüber ihrem Tanzlokal eröffnen will: 
„In den vergangenen Monaten erhöhte 

sich die Zahl der Straftaten gegen homo-
sexuelle Personen in Berlin enorm. Die 
weitaus überwiegende Zahl der Straftäter 
sind Migranten mit muslimischem Hin-
tergrund.“ 

Matthias Steuckardt (CDU), Stadtrat 
von Tempelhof-Schöneberg, begegnet 
dieser Entwicklung mit der eher allge-
mein gehaltenen Forderung: „Es ist wich-
tig, bei einem solchen Vorfall alle relevan-
ten Informationen transparent zu ma-
chen und die Fakten offen zu benennen.“ 
Gunnar Schupelius ist einer der wenigen 
Hauptstadtjournalisten, der sich traut, 
die Täter zu benennen. In der „B.Z.“ 
schrieb er: „Um die Homophobie zu be-
kämpfen, müssen die Täter benannt wer-
den, und wenn es in Berlin vor allem junge 
Männer arabischer und türkischer Her-
kunft sind, dann muss darüber gespro-
chen werden.“  � Frank Bücker

SICHERHEIT

„Hemmschwelle ist wesentlich geringer geworden“
Berlin: Zusätzliche Notrufsäulen sollen die Zunahme homosexuellenfeindlicher Delikte eindämmen

Herbe Schlappe 
für IG Metall

VON THEO MAASS

Die IG Metall hat sich bei den Be-
triebsratswahlen diesen Monat bei 
Tesla eine Schlappe abgeholt. Hatten 
2022 noch 53 Prozent der Mitarbeiter 
für gewerkschaftsfreie Betriebsräte 
gestimmt, wuchs deren Anteil diesmal 
auf mehr als 60 Prozent. Im Vorfeld 
der Wahl war einem „unbequemen“ 
Mitarbeiter und IG-Metall-Betriebs-
ratsnachrücker fristlos gekündigt wor-
den. Aufgrund dieses Vorfalls hatte die 
IG Metall bei den Wahlen wohl auf 
mehr Zuspruch gehofft. 

Aber genau das ist es offenbar, was 
eine wachsende Anzahl von Mitarbei-
tern bei Tesla nicht wollen. Warum 
auch? Der Autobauer zahlt gute Löh-
ne, wozu also dem Arbeitgeber Ärger 
machen? Zumal die IG Metall überdies 
in dem Ruf steht, dass sie sich für 
linksextreme gesellschaftliche und 
politische Ziele einsetzt, die mit den 
Arbeitnehmerinteressen nichts zu tun 
haben. Dazu passt auch, dass die Bun-
desvorsitzende der Gewerkschaft, 
Christiane Benner, die reale Arbeits-
welt des Metallarbeiters bestenfalls 
vom Hörensagen kennt. 

An der Universität Marburg stu-
dierte sie Soziologie, bevor sie eine 
Karriere als Funktionärin der IG Me-
tall einschlug. Die Kandidatenauswahl 
bei der Tesla-Wahl war durchaus viel-
fältig. Die Liste IG Metall erhielt 16 
von 39 Sitzen. Die Liste „Giga United“ 
15 Sitze, die Liste „One Team“ fünf, 
„Giga Fair“ zwei und „Giga für Alle“ 
einen Sitz. Die noch amtierende Be-
triebsratsvorsitzende Michaela 
Schmitz von „Giga United“ dürfte da-
mit wiedergewählt werden. In der Zei-
tung „nd“ (früher „Neues Deutsch-
land“) war zu lesen, die Wahlen seien 
„unfair“ gewesen. Dabei betrug die 
Wahlbeteiligung rund 80 Prozent. Das  
Wahlresultat könnte für die IG Metall 
grundsätzlich gefährlich werden, denn 
es zeigt, dass es möglich ist, Betriebs-
ratsmehrheiten innerhalb der Beleg-
schaften jenseits der linken DGB-Ge-
werkschaften zu finden. 

b MELDUNG

Schlossgegner 
üben Kritik
Berlin – Die Fassade des Humboldt-
Forums in Berlin ist um weitere Skulp-
turen ergänzt worden. In Anlehnung 
an die historische Gestaltung des Ber-
liner Schlosses sind am 19. März auf 
der Kuppelbalustrade Sandsteinfigu-
ren der acht biblischen Propheten 
montiert worden. Finanziert wurden 
die Skulpturen durch private Spender. 
Der Architekturkritiker Philipp Os-
walt und der Historiker Jürgen Zim-
merer haben der Stiftung Humboldt 
Forum im Zusammenhang mit den 
Prophetenskulpturen vorgeworfen, 
sie habe dem Förderverein die Mög-
lichkeit eingeräumt, „über das ur-
sprüngliche, im November 2020 ein-
gereichte Spendenziel hinaus zusätz-
liche Rekonstruktionen von Bauele-
menten durchzusetzen“. Die Stiftung 
wies diesen Vorwurf zurück, räumte 
aber ein, dass bis zur Überarbeitung 
der Spendenrichtlinie einzelne Spen-
den aus einem „problematischen na-
tionalkonservativen und teils sogar 
antidemokratischen Umfeld“ ge-
stammt haben könnten. � H.M.
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Deutsch erhält besonderen Schutz
Endlich gleichberechtigt mit Polnisch und Slowakisch in acht sudentendeutschen Landkreisen

BERTELSMANN-STUDIE

„Erosion der Demokratie“
Laut Untersuchung gibt es mittlerweile weniger Demokratien auf der Welt als autokratische Staaten

b MELDUNGEN

VON BODO BOST

T schechien hat 2007 die Euro-
päische Charta der Regional- 
oder Minderheitensprachen in 
Kraft gesetzt, die den Schutz 

von Minderheitensprachen garantiert. Al-
lerdings wurden die im Lande gesproche-
nen deutschen Mundarten zunächst nicht 
unter besonderen Schutz gestellt, wie es 
nach dieser Charta möglich gewesen wä-
re. Erst Ende vergangenen Monats, nach 
fünf Jahren Kampf der deutschen Minder-
heitenvertretung, hat das tschechische 
Parlament die Anwendung des dritten 
Teils der Europäischen Charta der Regio-
nal- oder Minderheitensprachen für das 
Deutsche beschlossen. Dadurch wurde 
die deutsche Sprache als Minderheiten-
sprache in der Tschechei aufgewertet und 
unter besonderen Schutz gestellt. 

In der heutigen Tschechischen Repu-
blik werden noch von 25.000 Deutschen 
etwa ein Dutzend bayerische oder mittel-
deutsche Dialekte gesprochen. Kurz be-
vor diese Dialekte für immer verschwin-
den werden, ist ein achtbändiger ausführ-
licher Sprachatlas der deutschen Dialekte 
fertigstellt worden. 

Mehr als drei Millionen Deutsche leb-
ten einst an den Rändern der böhmischen 
Krone. Auch die Hauptstadt Böhmens, 
Prag, in der im 15. und 16. Jahrhundert das 
Prager Kanzleideutsch, der Vorläufer des 
späteren Hochdeutsch entstanden ist, 
war bis 1860 mehrheitlich deutschspra-
chig. Dies hatte Prag vor allem den Juden 
zu verdanken, die in ganz Böhmen zur 
deutschen Sprache übergegangen waren. 
Einer von ihnen war Franz Kafka aus Prag, 
der im Juni dieses Jahres vor 100 Jahren 
gestorben ist. Er gehört zu den weltweit 
bedeutendsten deutschen Schriftstellern. 
Deutsch war auch eine der drei Parla-
mentssprachen der Tschechoslowakei bis 
zum Jahr 1938. 

Nach fünfjährigem Kampf
Nach Krieg und Vertreibung der Sudeten-
deutschen war es damit vorbei. Auch nach 
der Wende 1989 und nach dem Beitritt 
Tschechiens in die EU 2004 genoss das 
Deutsche kaum eine Aufwertung, obwohl 
die Tschechei bereits 2006 die EU-Min-
derheitencharta unterschrieben hatte. 
Die deutsche Sprache hatte nicht den 
höchsten Schutz, den nur das Polnische 
und das Slowakische hatten. 

Dies hatte der Dachverband der 
Deutschen Minderheit, die Landesver-
sammlung der deutschen Vereine in der 
Tschechischen Republik, stets kritisiert. 
Im Sommer 2019 hatte die deutsche Min-
derheitenvertretung den Antrag gestellt, 
den höchsten Schutz auf die deutsche 
Sprache auszudehnen. Dies geschah 
noch in der von 2017 bis 2021 dauernden 
Regierungszeit von Ministerpräsident 
Andrej Babiš. Insgesamt hat es knapp 
fünf Jahre gedauert, bis das Ziel erreicht 
wurde. 

Die deutsche Minderheitenvertretung 
hat in dieser Zeit viel Lobbyarbeit geleis-
tet und Verhandlungen geführt. Wider-
stand kam am Ende nur noch von ein paar 
Altkommunisten wie Jiří Kopsa, der das 
Gespenst der Sudetendeutschen wieder 
an die Wand malte, weil das Deutsche bis-
lang in acht Kreisen den höchsten Schutz-
status erhielt. Dieses ist der Fall in der 
Region Karlsbad in Eger, Karlsbad und 
Falkenau, in der Region Reichenberg in 
Reichenberg, in der Region Aussig in Aus-
sig, in der Region Südböhmen in Krum-

mau, in der Region Mähren-Schlesien in 
Troppau sowie in der Region Pardubitz in 
Zwittau. Alle diese Kreise liegen in dem 
einst zur Habsburgermonarchie gehören-
den Sudetengebiet. Das Gebiet der heuti-
gen Tschechischen Republik, das bis zum 
Ende des Ersten Weltkriegs und dem Frie-
den von Versailles zum Deutschen Reich 
gehört hat und in dem der Anteil der deut-
schen Staatsangehörigen am höchsten im 
Lande ist, das Hultschiner Ländchen, ge-
hört nicht dazu.

Widerstand von Altkommunisten
Die Minderheit ist nun gut beraten, selbst 
aktiv zu werden, um die neuen Möglich-
keiten zu nutzen. In einem ersten Schritt 
wird es darum gehen, die Vereine und Ver-
bände zu mobilisieren sowie Projekte zu 
entwickeln. Darüber hinaus braucht man 
Personen, welche die Vorhaben vor Ort 
umsetzen. Die Minderheitenvertretung 
hofft, dass sie diese mit bundesdeutscher 
und österreichischer Unterstützung fin-
det. Priorität hat die Arbeit in Schulen 
und Kindergärten. Bei der letzten Volks-
zählung 2021 war der Anteil der jungen 
Menschen, die Deutsch sprechen, erst-
mals gestiegen.

Martin Dzingel, der führende Vertreter 
der deutschen Minderheit, zeigte sich mit 
dem neuen Status des Deutschen sehr zu-
frieden, auch wenn er noch nicht auf das 
ganze deutsche Sprachgebiet angewendet 
wird. Der 1975 geborene Sprachwissen-
schaftler stammt aus dem Altvatergebirge. 
Schon während des Studiums der Sprach-
wissenschaften in Pardubitz und Brünn 
engagierte er sich für die deutsche Volks-
gruppe im Verband der Deutschen Nord-
mähren und Adlergebirge. 1998 wurde er 
in das Präsidium des Dachverbandes der 
Landesversammlung der deutschen Ver-
eine in der Tschechischen Republik ge-
wählt, seit 2001 ist er deren verwaltender 
Geschäftsführer in Prag. 2010 wurde Dzin-
gel zum Präsidenten der Landesversamm-
lung gewählt und 2016 im Amt bestätigt.

Das Deutsche wird mit dieser Aufwer-
tung nicht zur Amtssprache in den Regio-
nen, aber der Staat hat sich nun verpflich-
tet, das Deutsche in den acht Landkreisen 
besonders zu schützen und zu fördern. 
Deutschsprachige Bürger haben in diesen 
Kreisen nun sogar einen Anspruch, bei 
Gericht und mit Behörden ihre Sprache 
zu gebrauchen und sie in öffentlichen 
Schulen sie zu lernen.

Zeigt sich mit dem neuen Status des Deutschen sehr zufrieden: Martin Dzingel, Ge-
schäftsführer und Präsident des Dachverbandes der deutschen Minderheit

FDP- gegen 
CDU-Frau
Brüssel – Die Allianz der Liberalen 
und Demokraten für Europa (ALDE) 
hat die deutsche FDP-Politikerin Ma-
rie-Agnes Strack-Zimmermann ein-
stimmig zur Spitzenkandidatin für die 
Europawahl gewählt. Mit der Nomi-
nierung tritt Strack-Zimmermann ge-
gen Ursula von der Leyen an, die von 
der christdemokratischen Europäi-
schen Volkspartei (EVP) als Spitzen-
kandidatin nominiert wurde. Mit Blick 
auf die Europawahl im Juni kündigte 
die ALDE an, unter dem Motto „Re-
new Europe Now“ (Europa jetzt er-
neuern) vor allem die amtierende EU-
Kommissionspräsidentin ins Visier zu 
nehmen. Die ALDE-Spitzenkandida-
tin: „Weniger von der Leyen, mehr von 
der Freiheit – das muss die Botschaft 
in den nächsten Monaten sein.“ Das 
Wahlprogramm der ALDE enthält die 
Ankündigung, sich für eine Regulie-
rungspause in der Umweltpolitik der 
EU einzusetzen und sich auf die Um-
setzung bestehender Gesetze zu kon-
zentrieren.� H.M.

EU-Parlament 
für KI-Gesetz
Brüssel – Das Europäische Parlament 
hat das weltweit erste Gesetz zum 
Umgang mit Künstlicher Intelligenz 
(KI) beschlossen. Offiziell soll es vor 
„Auswüchsen durch den Missbrauch“ 
der KI schützen. Tatsächlich wird nun 
aber sogar die flächendeckende Ein-
führung der biometrischen Massen-
überwachung in der EU durch KI-ge-
stützte Gesichtserkennung ermög-
licht. Dies ist umso bemerkenswerter, 
als sich das EU-Parlament im Vorjahr 
noch mehrheitlich dagegen ausge-
sprochen hatte, grünes Licht für eine 
solche Technologie zu geben. Zustim-
mung kam von den meisten deutschen 
EU-Parlamentariern. Scharfe Kritik 
äußerte letztlich nur der Abgeordnete 
der Piratenpartei Patrick Breyer: „Mit 
diesem KI-Gesetz will die EU China 
offenbar nicht nur technologisch, son-
dern auch innenpolitisch nacheifern.“ 
Das sehen 55 Prozent der EU-Bürger 
ähnlich, wie eine Meinungsumfrage 
von YouGov in zehn Länder der Union 
ergab.� W.K.

Kampf gegen 
die Anonymität
San Francisco – Eine Allianz aus gro-
ßen US-amerikanischen Technologie-
konzernen will die Anonymität im In-
ternet abschaffen. Anlass hierfür sind 
die Bemühungen der UN um die In-
kraftsetzung des Global Digital Com-
pact. Dessen erklärtes Ziel besteht 
darin, das Netz „sicherer zu machen“ 
und von „Hass“ zu befreien. Um dies 
zu ermöglichen, hat die Digital Trust 
& Safety Partnership (DTSP), hinter 
der Unternehmen wie Google, Meta, 
Microsoft und Amazon stehen, Maß-
nahmen vorgeschlagen, die im We-
sentlichen darauf abzielen, das Alter 
von Nutzern zweifelsfrei festzustel-
len. Bei der Minimierung der „Risiken 
für Kinder und Jugendliche“ im Inter-
net sollen vor allem zwei „effektive 
Methoden“ zum Einsatz kommen, die 
„Altersverifizierung auf der Grundlage 
der Überprüfung von Ausweisdoku-
menten“ sowie die systematische „Er-
fassung neuer persönlicher Daten wie 
Gesichtsbilder“.� W.K.

Die Bertelsmann Stiftung wird in aller Re-
gel dann hellhörig, wenn es darum geht, 
auf angeblich rechte Umtriebe aufmerk-
sam zu machen. So verwundert es wenig, 
dass der Transformationsindex der Ber-
telsmann Stiftung (BTI), der in diesem 
Jahr zum zehnten Mal erscheint, wenig 
gute Nachrichten offenbart. Erstmals seit 
dem Beginn der Erhebung vor knapp zwei 
Jahrzehnten gebe es weltweit mehr Auto-
kratien als Demokratien. Heute verzeich-
ne ein knappes Drittel aller im BTI unter-
suchten 137 Länder den niedrigsten Stand 
politischer Beteiligungsmöglichkeiten, 
der seit Beginn der BTI-Untersuchungen 
gemessen worden ist. „Allein in den ver-
gangenen zwei Jahren waren in 25  Län-
dern die Wahlen weniger frei und fair, 
wurden in 32 Staaten die Versammlungs- 
und Vereinigungsfreiheit weniger geach-

tet und in 39 die Meinungs- und Presse-
freiheit stärker eingeschränkt“, heißt es in 
der Studie, die durchaus Fragen aufwirft. 

Denn, so schreiben die Autoren an an-
derer Stelle, es sei immer noch möglich, 
eine Trendumkehr zu schaffen. So seien 
autokratische Regierungen in Brasilien 
und Polen auf demokratischem Wege ab-
gewählt worden, was allerdings eher dafür 
spricht, dass es sich bei beiden Ländern 
um eine funktionierende Demokratie ge-
handelt hat. Für die Stimmungsumkehr in 
den beiden genannten, aber auch anderen 
Ländern machen die Autoren die Zivilge-
sellschaft sowie Behörden verantwort-
lich. „In Brasilien, Kenia und Sambia war 
es zivilgesellschaftlicher Nachdruck im 
Zusammenspiel mit Wahlbehörden oder 
Verfassungsgerichten, der saubere Wah-
len gewährleistete und deren Ergebnisse 

sicherte. In Polen und Sri Lanka wurde 
erfolgreich zum Schutz bürgerlicher und 
sozialer Rechte mobilisiert“, heißt es, was 
allerdings auch gerade kein Beleg dafür 
ist, dass es in diesen Ländern ein Problem 
mit der Meinungsfreiheit oder der Gewal-
tenteilung gegeben habe. Dennoch stün-
den nur noch 63 Demokratien einer Mehr-
heit von 74 Autokratien gegenüber. 

Die Bertelsmann Stiftung analysiert 
und bewertet seit dem Jahr 2006 alle zwei 
Jahre die Qualität von Demokratie, Markt-
wirtschaft und Regierungsführung in 
137 Entwicklungs- und Transformations-
ländern. Grundlage für die Bewertung sei-
en detaillierte Länderberichte, die in Zu-
sammenarbeit mit knapp 300  Experten 
führender Universitäten und Denkfabri-
ken in über 120 Ländern erstellt worden 
seien. 

Vor allem in Entwicklungs- und 
Schwellenländern seien autokratische 
Kräfte weltweit auf dem Vormarsch. Nur 
noch ein gutes Viertel der untersuchten 
Staaten werde „gut bis sehr gut“ regiert. 
Dagegen bescheinigt der BTI mehr als 
100  Ländern „eine nur mäßige bis ge-
scheiterte Regierungsführung“. 

Der Index lässt offen, worauf die Ein-
stufungen basieren. Jedenfalls legen die 
Autoren großen Wert auf das Zusam-
menspiel wirtschaftlicher Freiheit und 
Demokratie. Von 55 Transformationslän-
dern mit unfreien und unfairen Wirt-
schaftsbedingungen seien nur fünf De-
mokratien: „Und unter den 16 Ländern 
mit nahezu uneingeschränkter wirt-
schaftlicher Freiheit und Fairness ist Sin-
gapur die einzige Autokratie.“�  
� Peter Entinger
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Auf dem EU-Frühjahrsgipfel vergangenen Freitag in Brüssel: Das sogenannte Familienfoto mit Josep Borrell (ganz links)

VON HERMANN MÜLLER

A uf dem EU-Frühjahrsgipfel 
haben die Staats- und Regie-
rungschefs vergangenen 
Freitag darüber beraten, wie 

beschlagnahmte Vermögenswerte der 
russischen Zentralbank zur Unterstüt-
zung der Ukraine verwendet werden 
können. Nach den Vorstellungen der EU-
Kommission sollen schon bis zum Som-
mer zumindest die Zinsen von eingefro-
renen russischen Zentralbankgeldern 
abgeschöpft werden. 

Die baltischen Staaten und Polen 
drängen bereits seit dem vergangenen 
Jahr darauf, auf russische Auslandsvermö-
gen zurückzugreifen, um den Wiederauf-
bau der Ukraine zu finanzieren. Der EU-
Außenbeauftragte Josep Borrell hat diese 
Idee in abgewandelter Form unlängst auf-
gegriffen. Der Spanier schlug vor, die bis-
lang eingefrorenen Zinseinnahmen der 
russischen Zentralbank zu 90 Prozent in 
einen EU-Fonds zu überführen. Nach den 
Vorstellungen des Spaniers sollen über 
diesen Fonds militärische Ausrüstung und 
die Ausbildung ukrainischer Soldaten be-
zahlt werden. Laut Borrels Vorschlag sol-
len die restlichen zehn Prozent der ver-
fügbaren Zinserträge Russlands direkt in 
den EU-Haushalt fließen. Mit diesem 
Geld will die EU direkt in der Ukraine die 
Verteidigungsindustrie unterstützen.

Auch deutsches Auslandsvermögen 
könnte enteignet werden
Bedenken gegen solche Enteignungspläne 
haben nicht nur die EU-Mitglieder Öster-
reich und Ungarn vorgebracht. Dabei 
sperrt sich Ungarns Premier Viktor Orbán 
bislang vor allem gegen den Gedanken, 
mit den eingezogenen Geldern Waffen für 
die Ukraine zu kaufen. In Wien gibt es 
wiederum Befürchtungen, dass Öster-
reich von etwaigen Vergeltungsmaßnah-
men besonders stark betroffen wäre. Hin-
tergrund sind die hohen Investitionen 
österreichischer Firmen und Banken in 
Russland, denen dann ihrerseits eine Ent-
eignung drohen würde. 

Laut einem Bericht der „Financial 
Times“ fürchten auch einige westliche 
Banken, dass sie von Russland verant-
wortlich gemacht würden, wenn sie sich 
an Überweisungen eingezogener russi-
scher Vermögenswerte an die Ukraine 
beteiligten. Dabei soll die langfristige 
Überlegung eine Rolle spielen, dass  
die Sanktionen gegen Russland irgend-
wann wieder wegfallen, die beteiligten 
Banken dann aber vom Kreml vom Ge-
schäft in Russland ausgeschlossen blei-
ben könnten. 

Wie das britische Wirtschaftsjournal 
„Economist“ berichtet, sind als Teil der 
Sanktionspolitik gegen Russland in Japan 

und den westlichen Ländern insgesamt 
russische Vermögenswerte in Höhe von 
282 Milliarden US-Dollar eingefroren. Da-
von liegen allein 207  Milliarden Dollar 
beim Finanzdienstleister Euroclear. Das 
Unternehmen, an dem zahlreiche Banken 
beteiligt sind, hat seinen Sitz in Brüssel. 

Rein zahlenmäßig sind die bei ihm an-
fallenden Kapitalerträge auf Vermögens-
werte der russischen Zentralbank nur ein 
sehr kleiner Posten. Euroclear ist welt-
weit die größte Verwahrstelle für Wert-
papiere. Im Auftrag internationaler Anle-
ger verwaltet Euroclear Papiere im Wert 
von fast 30 Billionen Euro. Nach Angaben 
des Unternehmens fielen bei ihm vergan-
genes Jahr rund 4,4  Milliarden Euro an 
Zinseinnahmen an, die in Verbindung zu 
Russland-Sanktionen stehen. 

Im Vergleich zu den Summen, mit de-
nen das Unternehmen insgesamt umgeht, 
handelt es sich dabei um die sprichwört-

lichen Peanuts (Erdnüsse). Fürchten 
muss der Finanzdienstleister allerdings 
die Symbolwirkung, wenn bei ihm Kun-
denvermögen nicht nur beschlagnahmt, 
sondern auf staatlichen Druck sogar ent-
eignet werden können. Den Abzug von 
Vermögenswerten würde nicht nur Eu-
roclear zu spüren bekommen.

Kapitalanleger könnten die EU aus 
Angst vor Enteignung meiden
 Die Europäische Zentralbank hatte schon 
vergangenes Jahr gewarnt, andere Zen-
tralbanken mit großen Währungsreserven 
könnten bei einer Enteignung dem Euro 
den Rücken kehren. Unter Berufung auf 
einen internen Vermerk der EZB berichte-
te die „Financial Times“ seinerzeit: „Es 
könnte zu einer Diversifizierung der Re-
serven weg von auf Euro lautenden Ver-
mögenswerten führen, die Finanzierungs-
kosten für europäische Staaten erhöhen 

und zu einer Diversifizierung des Handels 
führen.“ Tatsächlich könnte bei vielen 
Zentralbanken die Frage aufkommen, wie 
risikoreich es ist, Devisenreserven weiter-
hin in europäischen Wertpapieren anzu-
legen und diese Papiere in der EU verwah-
ren zu lassen. 

Die Bundesregierung hatte bislang Be-
denken, Vermögenswerte der russischen 
Zentralbank zu enteignen. Vergangenes 
Jahr gelangte das FDP-geführte Bundes-
justizministerium nach einer Prüfung zu 
dem Schluss, dass die Enteignung recht-
lich nicht umsetzbar sei. Obendrein droht 
ein Präzedenzfall, der sich gegen Deutsch-
land richten kann. Sind erst einmal Aus-
landsvermögen Russlands enteignet, 
kann nämlich auch der polnische Staat auf 
die Idee kommen, seine Reparationsfor-
derungen gegen Deutschland durch die 
Enteignung deutschen Vermögens durch-
zusetzen.

UKRAINE-HILFEN

Die EU vor dem  
nächsten Tabubruch

Die Europäische Kommission will zumindest die Zinsen von eingefrorenen 
russischen Zentralbankgeldern enteignen und gegen Russland einsetzen

ERNEUERBARE ENERGIEN

Weit entfernt von Energiewende
Die internationale Regierungsorganisation IRENA fordert mehr Geld insbesondere für Afrika
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Rekord in 
Brandenburg
Potsdam – In Brandenburg haben 
Wirtschaftsinvestitionen im vergan-
genen Jahr ein neues Allzeithoch er-
reicht. Nach Angaben der landeseige-
nen Wirtschaftsfördergesellschaft 
WFBB sind 2023 in dem östlichen 
Bundesland bei 212 Investitions- und 
Innovationsprojekten 2,5  Milliarden 
Euro investiert worden. Dabei sind 
über 5700 neue Arbeitsplätze entstan-
den. Bei der Vorstellung der Zahlen 
warnte Brandenburgs Wirtschaftsmi-
nister Jörg Steinbach (SPD), dass sich 
eine mangelnde Veränderungsbereit-
schaft zu einem Hindernis für Gewer-
beansiedlungen entwickeln könne. 
Vergangenen Monat hatten sich Bür-
ger des Ortes Grünheide bei einer Ein-
wohnerbefragung mehrheitlich gegen 
einen Erweiterungsplan des Autobau-
ers Tesla ausgesprochen. Steinbach 
kündigte an, sich bei Gewerbeansied-
lungen künftig auf eine „Allianz der 
Willigen“ stützen zu wollen. Gemeint 
sind damit Kommunen, die ein tat-
sächliches Interesse an Ansiedlungen 
von Firmen haben.� H.M.

Nun erwischt  
es selbst China
Peking – Chinesische Solarhersteller, 
die über Jahre mit niedrigen Preisen 
Konkurrenten vom Weltmarkt ver-
drängt haben, bekommen zunehmend 
selbst Probleme. Chinas Marktführer 
Jinko Solar und auch große Hersteller 
wie Trina Solar verzeichnen bereits 
seit Monaten sinkende Aktienkurse. 
Mit staatlicher Unterstützung sind im 
Reich der Mitte in den letzten Jahren 
große Überkapazitäten bei der Pro-
duktion von Solarzellen entstanden. 
Auf dem gesamten Weltmarkt wurden 
in den vergangenen Jahren zwischen 
300 und 400 Gigawatt (GW) Modul-
leistung verkauft. In der Volksrepublik 
allein sind aber mittlerweile Produk-
tionskapazitäten für 600 GW pro Jahr 
entstanden. Zudem haben die USA 
und Indien Einfuhrbeschränkungen 
für chinesische Solarmodule einge-
führt. Als Folge des Überangebots sind 
auf dem europäischen Markt die Prei-
se für Solarmodule innerhalb weniger 
Monate teilweise um mehr als die 
Hälfte eingebrochen.� H.M.

EU kehrt zu 
Zöllen zurück
Brüssel – Unterhändler der EU-Staa-
ten und des Europaparlaments haben 
sich auf die Wiedereinführung von 
Zöllen für ukrainische Agrarprodukte 
geeinigt. Für Geflügel, Eier, Zucker, 
Mais, Hafer, Grütze und Honig wur-
den Kontingente beschlossen, die zoll-
frei in die EU verkauft werden dürfen. 
Beim Überschreiten der Obergrenzen 
werden Zölle fällig. Für die Einfuhr 
von ukrainischem Weizen in die EU 
sollen zwar zunächst weiterhin keine 
Zölle gelten, doch wurde vereinbart, 
dass unter bestimmten Bedingungen 
auch beim Weizen den Import be-
schränkende Maßnahmen ergriffen 
werden können. Bei den Protesten 
polnischer Landwirte hatten die  
ukrainischen Weizenimporte eine be-
sonders wichtige Rolle gespielt. Als 
Reaktion auf den russischen Angriff 
auf die Ukraine hatte die EU im Jahr 
2022 die Zölle auf ukrainische Agrar-
ausfuhren ausgesetzt.� H.M.

Trotz eines Rekordwachstums bei den Er-
neuerbaren Energien im vergangenen 
Jahr sei die Energiewende aufgrund be-
stehender struktureller Hindernisse und 
eines beträchtlichen Investitionsdefizits 
nach wie vor ab vom Kurs. Dies behauptet 
zumindest die internationale Regierungs-
organisation für Erneuerbare Energien 
IRENA in einer aktuellen Studie. Derzeit 
gehören der IRENA 169 Staaten und die 
Europäische Union an. 

Bis zum Jahr 2030 müsse der jährliche 
Zubau im Durchschnitt mehr als doppelt 
so hoch sein wie derzeit, um die Ziele der 
letzten internationalen Klimakonferenz 
COP28 zu erreichen, so die Autoren der 
Studie. Eine Verdreifachung der Stromer-
zeugung aus Erneuerbaren Energien bis 
2030 sei sowohl technisch machbar als 
auch wirtschaftlich tragfähig. Die Umset-

zung erfordere jedoch hohe Investitionen, 
politische Maßnahmen zur Unterstützung 
und Entschlossenheit. 

Der aktuelle Bericht wurde in der ver-
gangenen Woche in Berlin vorgestellt. 
Dies ist kein Zufall, wurde die IRENA doch 
im Jahr 2009 in Bonn gegründet. 

Um die auf der COP28 festgelegten 
Ziele zu erreichen, sei es nötig, viel Geld 
in die Hand zu nehmen. Nötig seien jähr-
liche Investitionen in Höhe von 1,55 Bil-
lionen US-Dollar (rund 1,43 Billionen 
Euro). „Nach dem historischen Konsens 
der Vereinigten Arabischen Emirate auf 
der COP28 über die Verdreifachung der 
Erneuerbaren Energien führt diese Kapa-
zitätserweiterung – trotz des Rekordwer-
tes – klar vor Augen, dass wir noch weit 
vom Ziel entfernt sind. In ihrer Funktion 
als Überwachungsagentur verfolgt die 

IRENA jedes Jahr den Fortschritt be-
stimmter Schlüsselindikatoren. Unsere 
Daten bestätigen, dass es an Fortschritt 
mangelt und die Energiewende nach wie 
vor stagniert“, klagte IRENA-Generaldi-
rektor Francesco La Camera, der wäh-
rend der Präsentation ein bemerkens-
wert offenes Plädoyer gegen die Kern-
kraft hielt und diese wörtlich als „Witz“ 
bezeichnete. „Wenn Sie googeln, wie viel 
installierte Leistung aus Atomkraft heute 
stammt, lesen Sie: 371  Gigawatt, instal-
liert in den vergangenen 70 Jahren. Wir 
haben in einem Jahr 30  Prozent mehr 
Leistung mit Erneuerbaren installiert als 
in 70 Jahren mit Atomkraft“, sagte La Ca-
mera. Der Italiener steht seit 2019 an der 
IRENA-Spitze und war vorher über Jahre 
als Diplomat seines Landes sowie als 
Hochschulprofessor aktiv. 

Schon in der Vergangenheit setzte er 
sich für die Energiewende vor allem in 
Entwicklungs- und Schwellenländern ein. 
Dort sieht er auch in der Gegenwart die 
entscheidenden Stellschrauben. Insge-
samt seien letztes Jahr zwar mehr als zwei 
Billionen US-Dollar in die Energiewende 
investiert worden. Doch die Investitionen 
seien ungleich verteilt. „Nur 15  Prozent 
sind in die 120 Entwicklungsländer geflos-
sen, in die afrikanischen Länder südlich 
der Sahara weniger als 1,5 Prozent“, be-
tonte er. Gleichzeitig seien 1,3  Billionen 
US-Dollar (rund 1,2 Billionen Euro) in die 
Subventionierung fossiler Energieträger 
geflossen. „Es ist so evident“, sagte La Ca-
mera, „warum geben wir unseren finan-
ziellen Institutionen nicht die Priorität, 
das Geld für die Infrastruktur in Afrika zu 
verwenden?“� Peter Entinger
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T adschiken dominieren immer 
mehr den Islamischen Staat 
(IS) und den islamischen Ter-
ror in Europa. Auf ihrem Weg 

von Tadschikistan und Afghanistan nach 
Europa durchqueren sie auch Russland, 
die ehemalige Kolonialmacht. Das Massa-
ker von Krasnogorsk bei Moskau mit min-
destens 137 Toten verübten womöglich 
Durchzügler, die weiter in die Ukraine 
wollten, um in die EU zu gelangen.

Nirgendwo begann nach dem Zusam-
menbruch der Sowjetunion 1991 schnel-
ler ein regionaler Bürgerkrieg islamischer 
Akteure als in Tadschikistan. Das Land 
teilt die längste gemeinsame Grenze ehe-
maliger Sowjetrepubliken mit Afghanis-
tan. Während der sowjetischen Besatzung 
Afghanistans lief der sowjetische Nach-
schub durch dieses Land. Auch der Wi-
derstand gegen die Taliban in Afghanistan 
hatte unter den Tadschiken im Pand-
schschir-Tal in der Nähe von Tadschikis-
tan seinen größten Rückhalt. 

Die Rolle der Tadschiken
Auf beiden Seiten der afghanisch-tadschi-
kischen Grenze leben Tadschiken, die 
mehr als 20 Prozent der Bevölkerung Af-
ghanistans ausmachen und die zweitgröß-
te Bevölkerungsgruppe des Landes stel-
len. Unter den Asylsuchern aus Afghanis-
tan in der EU und Deutschland stellen die 
Tadschiken bereits die Mehrheit.

Russlands Präsident Wladimir Putin 
ist es in den 20 Jahren seiner Herrschaft, 
zum Teil sogar mit US-Hilfe gelungen, die 
ehemalige Sowjetrepublik Tadschikistan 
zu befrieden, indem unter anderem Russ-
land dort wieder eine Militärbasis errich-
tete. Allerdings konnte auch Putin nach 
der Machtübernahme der Taliban in Af-

ghanistan im Sommer 2021 nicht mehr 
kontrollieren, was hinter der früheren so-
wjetischen Grenze vorgeht. Dort haben 
sich auch viele Tadschiken mit den neuen 
Machthabern aus dem Volk der Paschtu-
nen arrangiert und profitieren davon, in-
dem die Taliban einer immer größeren An-
zahl von Tadschiken erlauben, in den Wes-
ten zu migrieren, wo Afghanen zu fast 70 
Prozent als asylberechtigt anerkannt wer-
den, ganz egal über welche Wege sie in die 
EU gekommen sind. Nicht nur Putin lässt 
die Tadschiken fast unkontrolliert ins 
Land, um sie an die EU-Außengrenze und 
nach Belarus weiterziehen zu lassen.

Über Russland in den Westen
Bis zum Angriff Russlands auf die Ukraine 
im Februar 2022 durften Tadschiken auch 
noch weiter in die Ukraine reisen, von wo 
sie seit damals unkontrolliert auch nach 
Westeuropa gelangen können, und zwar 
als Ausländer aus der Ukraine. Dabei hat-
te man lange nicht gemerkt, dass sich 
auch der IS nach seiner Niederlage in Sy-
rien und dem Irak 2017 in Afghanistan 
daran machte, mithilfe der Tadschiken 
sich ein neues Herrschaftsgebiet mit Ter-
ror zu erobern. 

Die IS-Provinz Khorasan wurde so ge-
boren. Die nach der Region benannte 
Gruppierung islamischer Terroristen ist 
jetzt der mit Abstand gefährlichste aller 
IS-Ableger weltweit. Das hat auch mit der 
Politik Putins und seines Krieges gegen 
die Ukraine zu tun, weil dadurch für Tad-
schiken die Tore sowohl Moskaus als auch 
der EU weit offenstehen. Das hat das Mas-
saker von Krasnogorsk bei Moskau bewie-
sen, die schlimmste islamische Terrortat 
in Russland seit 20 Jahren. 

Schon 2023 war es den Tadschiken aus 
Afghanistan gelungen, die Balkanroute 
wirtschaftlich und militärisch zu über-
nehmen, dank eines florierenden Waffen-
handels und eines visafreien Flugverkehrs 
zwischen Moskau und Belgrad, einem EU-
Beitrittsland. Während sich die Paschtu-
nen mit Opium finanzieren, leben die Ta-
dschiken vom Asylgeschäft. 

Ein Geheimdienstdossier über Verbin-
dungen zwischen Immigration und Terro-
rismus befindet sich auf der Webseite des 
ungarischen Parlaments. Seit Oktober 
2023 wird zudem davor gewarnt, dass 
auch die palästinensische Terrorgruppe 
Hamas versucht, die Migrationsroute 

über den westlichen Balkan zu nutzen, um 
Mitglieder nach Westeuropa zu schleusen, 
als Rückzugsgebiet im Kampf gegen Israel. 
In derselben Zeit spähten Tadschiken 
auch Terrorziele in der Bundesrepublik, 
Österreich und Schweden aus. 

In Deutschland war der Kölner Dom 
ein Ziel, in letzter Minute konnte ein isla-
misches Attentat zu Weihnachten 2023 
verhindert werden. In Moskau konnten 

die Tadschiken hingegen jetzt zuschlagen. 
Die Fluchtroute der Attentäter Richtung 
ukrainischer Grenze deutet darauf hin, 
dass sie eigentlich in die EU wollten, wo 
sie dank Asylmöglichkeiten einen siche-
ren Hafen gehabt hätten. 

Risiken für die Fußball-EM
In dem ungarischen Bericht wird auch auf 
die Bedeutung einer „Verbindung“ zwi-
schen Moskau und Belgrad hingewiesen, 
die für die Budapester Regierung politisch 
heikel ist. Moskau ist nämlich auch eine 
Drehscheibe in der Balkanroute. Weil die 
Grenze zwischen Afghanistan und Tad-
schikistan praktisch unkontrolliert ist, 
können sich Afghanen tadschikischer 
Herkunft leicht tadschikische Pässe be-
sorgen, mit denen sie ohne Visum nach 
Moskau und dann ohne Visum von Mos-
kau nach Belgrad reisen können.

Orbáns nationaler Sicherheitsberater 
György Bakondi sagte im Oktober im unga-
rischen Fernsehen: „Aufgrund der geschei-
terten Migrationspolitik der EU entschei-
den jetzt der Geheimdienst der Taliban 
und die afghanische Regierung, wer nach 
Europa einreisen darf.“ Für Deutschland 
entstehen während der Fußball-Europa-
meisterschaft ungeahnte Sicherheitsrisi-
ken. So ist etwa Nordrhein-Westfalen, wo 
die meisten Spiele stattfinden, auch das 
Zentrum der Tadschiken in Deutschland.

Trauer in Russland: Der Tag nach dem Terroranschlag in der Crocus City Hall in Krasnogorsk� Foto: imago/sna

Für Tadschiken 
stehen die Tore 
sowohl Moskaus  
als auch der EU  

weit offen

ANALYSE

Der Weg der Attentäter 
von Krasnogorsk

RENÉ NEHRING

Wie groß war die Einflussnahme der 
Politik auf die Empfehlungen der Ge-
sundheitsbehörden während der Coro-
na-Pandemie? Über diese Frage disku-
tieren seit Tagen Politik und Medien, 
nachdem das Robert-Koch-Institut 
(RKI) aufgrund einer Klage des „Multi-
polar“-Magazins seine Corona-Proto-
kolle veröffentlichen musste. 

Im Mittelpunkt der Debatte steht 
insbesondere die Frage, auf welche Ver-
anlassung hin die Hochstufung der Ge-
fahrenbewertung im Frühjahr 2020, die 
dann zu den Lockdowns und weiteren 
Maßnahmen führte, erfolgte. Am 
17. März 2020 hatte das RKI seine Ein-
schätzung des Risikos für die Gesund-
heit der Deutschen von „mäßig“ auf 
„hoch“ angehoben. Das Protokoll zur 
Sitzung einen Tag zuvor vermerkte: 
„Die Risikobewertung wird veröffent-
licht, sobald (Personenname ge-
schwärzt) ein Signal dafür gibt.“

Dass das RKI den Namen der maß-
geblichen Person unkenntlich machte, 
lud umgehend zu Spekulationen darü-
ber ein, auf welcher wissenschaftlichen 
Grundlage die Hochstufung erfolgte. 
Das klagende „Multipolar“-Magazin zog 
den Schluss: „Die Verschärfung der Risi-
kobewertung von ,mäßig‘ auf ,hoch‘ – 
Grundlage sämtlicher Lockdown-Maß-
nahmen und Gerichtsurteile – gründete, 
anders als bislang geglaubt, nicht auf 
einer fachlichen Einschätzung des RKI, 
sondern auf der politischen Anweisung 
eines externen Akteurs.“ 

Wer sorgte für die Hochstufung 
der Gefährdungslage? 
Einen Beleg für diese Deutung lieferte 
„Multipolar“ nicht, doch folgten ihr auch 
andere Medien oder übernahmen zu-
mindest die Frage, wer sich hinter der 
geschwärzten Person befindet. Die Web-
seite der „ZDF heute“-Nachrichten er-
innerte an weitere auffällige Aussagen 
der RKI-Dokumente, etwa die Einschät-
zung vom 16. Dezember 2020, dass 
„Lockdowns … zum Teil schwerere Kon-
sequenzen als Covid selbst“ haben, oder 
auch die Feststellung des Krisenstabs 
vom 30. Oktober 2020: „... es gibt keine 
Evidenz für die Nutzung von FFP2-Mas-
ken außerhalb des Arbeitsschutzes, dies 

könnte auch für die Öffentlichkeit zu-
gänglich gemacht werden.“ 

Auch wenn es bislang keinen Beweis 
dafür gibt, dass die ominöse Person, auf 
deren Signal hin die Hochstufung der 
Risikobewertung erfolgen sollte, tat-
sächlich aus der Politik kam, ist diese 
Deutung durchaus legitim. Denn warum 
sonst sollte das RKI einen Kurs befür-
worten, dessen Maßnahmen seine Ex-
perten selbst skeptisch bewerteten? 

Gesundheitsminister Karl Lauter-
bach (damals zwar noch nicht im Amt, 
doch als Dauergast in allen Talkshows 
zum Thema längst Dominator der deut-
schen Gesundheitspolitik) bestreitet in-
des  eine Einflussnahme der Politik auf 
die Empfehlungen des RKI und anderer 
Fachinstitutionen. Dass es in den veröf-
fentlichten Protokollen Schwärzungen 
gäbe, erklärt er damit, dass diese zu-
meist Mitarbeiter beträfen, die ge-
schützt werden müssten. 

Umso lauter werden nun Forderun-
gen nach einer Untersuchung der Ent-
stehungsgeschichte und Wirksamkeit 
der Corona-Maßnahmen. Bei Union und 
FDP mehren sich die Stimmen für die 
Einsetzung einer entsprechenden En-
quete-Kommission des Bundestages. Die 
AfD hatte bereits vor einem Jahr einen 
Untersuchungsausschuss gefordert, war 
damit jedoch erfolglos geblieben. 

In einem Positionspapier der FDP 
hieß es damals: „Der Schritt der Aufar-
beitung ist notwendig …, um aus den Ge-
schehnissen, Erfahrungen und Entschei-
dungen der vergangenen drei Jahre zu 
lernen und in der unausweichlichen 
nächsten Krisensituation besser vorbe-
reitet zu sein. Können wir erneut nur auf 
Sicht fahren, wird sich die Verunsiche-
rung vergrößern und die Spaltung der 
Gesellschaft vertiefen. Im schlimmsten 
Fall wird nicht nur die Gesundheit der 
Bürgerinnen und Bürger in Gefahr sein, 
sondern auch unsere freiheitliche 
Grundordnung als solche.“ 

Damit ist im Grunde alles Notwendi-
ge gesagt. Wer angesichts der RKI-Pro-
tokolle noch immer eine Aufklärung ver-
weigert, muss sich nicht nur die Frage 
gefallen lassen, ob er etwas zu verheim-
lichen hat. Sondern ihm muss auch klar 
sein, dass er damit das Vertrauen der 
Bürger in die politischen Entscheider 
nachhaltig beschädigt. 

KOMMENTAR

Eine schonongslose 
Aufklärung ist überfällig  
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Ostermontag enden in Hamburg zwei be-
merkenswerte Ausstellungen: die große 
Jubiläumsschau „Caspar David Friedrich. 
Kunst für eine neue Zeit“ in der Hambur-
ger Kunsthalle sowie „Dix und die Gegen-
wart“ in den Deichtorhallen. Das Rennen 
zwischen der Romantik und der Moderne 
entschied dabei die Kunsthalle für sich. 
Am Ende wird sie bei den Besucherzahlen 
ein Rekordergebnis verkünden können. 
Über 300.000 Besucher werden es am  
Ende gewesen sein, die sich in den drei-
einhalb Monaten seit Ausstellungsbeginn 
die Werke des pommerschen Land-
schaftsmalers angesehen haben.

Nicht jeder verließ die Kunsthalle mit 
einem positiven Eindruck. Es gab Kritik 
daran, dass Eintrittskarten nur online und 
für ein bestimmtes Zeitfenster verfügbar 
waren. Seit Anfang März war selbst dieses 
nicht mehr möglich, da alle Karten aus-
verkauft waren. Schlimmer war die Situa-
tion vor Ort, der sich als ein zäher Par-
cours mit engen, von Trennwänden un-
terteilten Räumen erwies, in denen sich 
die Besuchermassen stauten. Beim Maler 
der Stille fand niemand seine Ruhe. Man 

hätte darauf vorbereitet sein können, 
denn einen Malerstar wie Friedrich, des-
sen 250. Geburtstag dieses Jahr begangen 
wird, hätte man nicht in dem für Gegen-
wartskunst bestimmten Kubus der neuen 
Kunsthalle mit ihren niedrigen Decken, 
sondern im geräumigeren Altbau aufhän-
gen sollen (die PAZ berichtete).

Dass es ganz anders gehen kann, be-
weist die Otto-Dix-Ausstellung am ande-
ren Ende der Hamburger Kunstmeile jen-
seits des Hauptbahnhofs: Die Deichtor-
hallen, die eigentlich ein Mekka für zeit-
genössische Kunst und Fotografie sind, 
gaben Dix und dem Publikum genügend 
lichtdurchfluteten Raum. Obwohl auch 
diese Ausstellung gut besucht war, trat 
sich in der ehemaligen Marktfläche, die 
von einer einzigen Dachkonstruktion um-
hüllt ist, niemand gegenseitig auf die Fü-
ße. Und Dix braucht diesen Platz, denn 
was Friedrich für das 19., das war Dix für 
das 20. Jahrhundert: einer der herausra-
gendsten deutschen Maler seiner Zeit.

Viele seiner Werke, welche die Hölle 
des Ersten Weltkriegs thematisieren, so-
wie auch seine fratzenhaft verzerrten Per-

sonenportraits rücken die Museen ungern 
als Leihgaben heraus. Das berühmte Trip-
tychon „Der Krieg“ ist nur als Reproduk-
tion zu sehen. Immerhin hat man für die 
Deichtorhallen 50 originale Werke auslei-
hen können, darunter so bekannte Werke 
wie das an Friedrich erinnernde Gemälde 

„Gewitter im Riesengebirge“ oder Dix’ 
„Selbstbildnis mit Palette“ von 1942.

Ähnlich wie in der Friedrich-Ausstel-
lung lässt man die Werke dieser Meister 
nicht für sich selbst sprechen, sondern 
stellt sie in einen Kontext mit Kunst der 
Gegenwart, um deren Bedeutung für die 

heutige Zeit hervorzuheben. „In Dialog 
treten mit ...“ heißt das heutzutage im  
Kuratoren-Deutsch. Was ein Anselm Kie-
fer mit seinem Monumentalgemälde „Am 
letzten Tor“ dem Dix-Triptychon „Der 
Krieg“ zuflüstert, wenn sie einander ge-
genüberhängen, bleibt den meisten Besu-
chern wohl verschlossen. Letztlich er-
scheint diese „Dialog“-Auswahl willkür-
lich. Man nimmt, was man kriegen kann.

Allein schon wegen seiner Kriegsthe-
matik ist Dix gerade in heutiger Zeit so 
aktuell wie kaum ein anderer Künstler. 
Das stellen die Deichtorhallen hervorra-
gend unter Beweis. Die Ausstellung hätte 
vielleicht besser in die Galerie der Gegen-
wart der Kunsthalle gepasst, in der man 
stattdessen lieber den Friedrich gezwängt 
hat. Vom 19. April an ziehen die Friedrich-
Werke in die Alte Nationalgalerie von Ber-
lin. Mal sehen, wie man dort auf den Pub-
likumsansturm vorbereitet ist. Die PAZ 
wird berichten, derweil in den Deichtor-
hallen auf Dix vom 18. Mai an 40 interna-
tionale Künstler folgen werden, die sich 
die Frage stellen, wie wir im 21. Jahrhun-
dert überleben wollen.� Harald Tews

AUSSTELLUNGEN

Mal mehr, mal weniger Platz für „Dialog“
Caspar David Friedrich vs. Otto Dix: Zwei Großmeister ihrer Zeit traten zeitgleich in Hamburg an – Bilanz zweier Ausstellungen

Viel Raum für die Kunst: Anselm Kiefers monumentales „Am letzten Tor“ von 2020/21 
trifft in den Deichtorhallen auf die Triptychon-Reproduktion „Der Krieg“ von Otto Dix

VON JOLANTA LADA-ZIELKE

B ach war nicht anwesend. Die 
„Premiere“ eines seiner Werke 
konnte er nicht miterleben, 
fand sie doch gut 250 Jahre nach 

seinem Tod statt. Auch ohne ihn war das 
vorösterliche Konzert in Hamburg mit 
der neu geschaffenen Version seiner „Lu-
kas-Passion“ ein umjubelter Erfolg.

Zwei Musiker aus München, Vater und 
Sohn, Christoph und Lorenz Eglhuber, 
haben dieses Werk als sogenanntes Pas-
ticcio rekonstruiert. Hansjörg Albrecht 
hat als Dirigent und Cembalist die Auf-
führung mit dem Carl-Philipp-Emanuel 
(CPE)-Bach-Chor und dem Dresdner 
Festspielorchester geleitet. Die beiden 
Autoren der Rekonstruktion haben darin 
mitgewirkt: Christoph spielte die Theor-
be, ein Saiteninstrument, und Lorenz das 
Krummhorn. Neben weiteren Gesangsso-
listen trat mit Daniel Johannsen einer der 
besten Interpreten der Evangelisten-Par-
tie auf. Der schöne emotionale Klang, das 
große Engagement aller Musiker und die 
Perfektion der Darbietung – all das haben 
die Besucher der Hamburger Laeiszhalle, 
der älteren Schwester der Elbphilharmo-
nie, an jenem Abend miterlebt. Das Wich-
tigste ist, dass es reiner Bach war.

Bereits in der Anfangsphase ist das 
Projekt sowohl auf großes Interesse als 
auch viel Zweifel gestoßen. Das Publikum 
hat eine ähnlich künstliche Kreation wie 
Beethovens zehnte Symphonie erwartet. 
Johann Sebastian Bach selbst hat kein 
Oratorium anhand des Lukas-Evangeli-
ums geschrieben. 

Zwar bewahrt die Staatsbibliothek in 
Berlin eine Partitur der „Lukas-Passion“ 
mit seiner Unterschrift auf, die 1745 in 
Leipzig aufgeführt wurde. Sein Sohn Carl 
Philipp Emanuel Bach hat sie im Bach-
Werke-Verzeichnis (BWV) als Nummer 
246 gelistet. Spätere Forschungen haben 
jedoch ergeben, dass sein Vater dieses 
Werk nicht komponiert hatte.

Sogenannte Pasticcios und Parodien 
hatten in der Musik des 18. Jahrhunderts 
eine neutrale Bedeutung und bestanden 
darin, verschiedene Werke eines oder 
mehrerer Komponisten oder Teile davon 
zusammenzustellen. So etwas praktizier-
te man bei Opern, Oratorien und Kanta-
ten, insbesondere, wenn man unter Zeit-
druck arbeitete und immer wieder neue 
Sachen schreiben musste. Die Komponis-
ten verwendeten dabei ihre eigenen Wer-
ke oder auch die Stücke von Kollegen.

Johann Sebastian Bach nutzte die 
Kompositionen von Gottfried August Ho-
milius (1714–1785). Er schuf viele Auf-
tragswerke für die einmalige Aufführung, 
wie die Kantate BWV 214 zu Ehren der 

Gemahlin Augusts III. von Sachsen, Prin-
zessin Maria Josepha, Kurfürstin von 
Sachsen und Königin von Polen. Das 
Stück begann mit einem feierlichen Chor-
satz „Tönet ihr Pauken, erschallet Trom-
peten“ mit diesen Instrumenten. Bach 
bearbeitete es später als Eingangschor des 
„Weihnachtsoratoriums“ und änderte den 
Text in „Jauchzet, frohlocket, auf, preiset 
die Tage!“ Hätte es zu seiner Zeit das Ur-
heberrecht gegeben, hätten wir heute von 
Bach kein „Weihnachtsoratorium“. 

Nach Urheberrecht kräht kein Hahn
Man kann den künstlerischen Wert sol-
cher Stücke aus heutiger Sicht infrage 
stellen, weil jemand sie aus früheren eige-

nen Stücken oder aus „gestohlenen“ 
Kompositionen zusammengebastelt hat, 
anstatt etwas Neues zu komponieren. 
Aber im 18. Jahrhundert war dies weithin 
akzeptiert. Erst nach 1830 fiel diese Tech-
nik offiziell in Ungnade, aber Komponis-
ten wie Rossini, Mahler, Bruckner und 
Richard Strauss verwendeten weiterhin 
Anleihen, innerhalb ihres eigenen Schaf-
fens. Heute erstellt man Covers in der 
Popmusik nach dem gleichen Prinzip. Das 
beste Beispiel einer zeitgenössischen kre-
ativen Kompilation ist das Musical „Mam-
ma Mia“ nach Liedern von ABBA.

Die Eglhubers mussten nur die Rezita-
tive für die „Lukas-Passion“ komponie-
ren, weil es sie gar nicht gab. Alles andere 

– die Choräle, Arien und polyphonen 
Chorsätze – übernahmen sie aus Werken 
Bachs, hauptsächlich Kantaten. In einigen 
Teilen haben sie die Instrumentierung 
oder die Tonart geändert, manche auch 
gekürzt. Also haben die Autoren dieser 
Fassung so gearbeitet, wie der Komponist 
seinerseits vor 300 Jahren. Sie haben 
ebenfalls typisch barocke rhetorische Fi-
guren verwendet. Schmerz und Klage 
stellt man durch die Chromatik und Sus
pirationes (Seufzen) wie im Eingangschor 
„Furcht und Zittern“ dar. Christoph 
Eglhuber imitiert auf der Theorbe das 
Krähen eines Hahns, nachdem Petrus den 
Jesus dreifach verleugnet hat. Wie in jeder 
Passion taucht hier eine „Kreuzfigur“ auf. 
Dies ist eine graphische Kombination der 
Noten, die dem längeren und dem kürze-
ren Balken des Kreuzes entspricht.  

Wer mit den Werken Bachs vertraut 
ist, kann in dieser Passion einige Melo-
dien wiedererkennen wie das Duett „Wir 
eilen“ aus der Kantate 78, die Auszüge aus 
„Das Wohltemperierte Klavier“, das „Alle-
luja“ aus der Motette „Lobet den Herrn“ 
oder die „Fantasie in g-Moll“. Nach dem 
Gespräch Jesu mit dem „guten“ Verbre-
cher, der neben ihm gekreuzigt hängt, er-
klingt der Eingangschor zur Kantate 118: 
„O Jesu Christ, mein Lebenslicht“. 

Heute gibt es Versuche, mit der künst-
lichen Intelligenz die unvollendeten Wer-
ke zu ergänzen. Im Fall der „Lukas-Passi-
on“ kommt eine menschliche, künstleri-
sche Intelligenz und eine gute Kenntnis 
der Werke Bachs ins Spiel, gestützt durch 
die langjährige Aufführungspraxis. Der 
Verlauf des Konzerts und die Reaktion des 
Publikums beweisen, dass dieses Experi-
ment gelungen ist. Mittlerweile gehört die 
Passion zum Repertoire des CPE-Bach-
Chors Hamburg. Allerdings dauert sie et-
was zu lange, nämlich gute drei Stunden. 
Die Autoren planen einige Kürzungen.

b Der Radiosender NDR Kultur überträgt 
das Konzert am Karfreitag um 19 Uhr.

Passionsmusik mit historischen Instrumenten: Die Eglhubers an Theorbe und Krummhorn� Foto: Eglhuber 

Bachs neueste Passion
Musikalisches Überraschungsei zu Ostern – Die Uraufführung von Johann Sebastian Bachs fehlender „Lukas-Passion“ in Hamburg
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VON MARTIN STOLZENAU

F riedrich Bergius stammte aus 
Breslau, machte als Chemiker, 
Forscher und Unternehmer 
Karriere und schuf neben ande-

ren pionierhaften Neuerungen die Grund-
lagen zur Herstellung von Benzin und 
Dieselöl aus Kohle und Wasserstoff. Für 
seine Verdienste um den wissenschaft-
lich-technischen Fortschritt wurde ihm 
1931 zusammen mit Carl Bosch, einer an-
deren deutschen Forschergröße, der No-
belpreis für Chemie verliehen. Durch die 
von ihm entwickelten Verfahren erlangte 
er Weltgeltung. Doch in seiner letzten Le-
bensphase war Bergius ein mittelloser Er-
finder, der vor 75  Jahren in Argentinien 
verstarb. 

Seine chemischen Hochdruckverfah-
ren sind bis heute unverzichtbar. Sie er-
möglichten die großen chemischen Mas-
senproduktionen der Neuzeit und sichern 
ihm einen Platz in der ersten Reihe der 
modernen Chemie-Pioniere. Trotzdem 
ist sein Name inzwischen nur noch Fach-
leuten ein Begriff.

Vor 140  Jahren, am 11. Oktober 1884, 
wurde Friedrich Bergius in Goldschmie-
den bei Deutsch-Lissa geboren. Sein Ge-
burtsort wurde später eingemeindet und ist 
heute ein Stadtteil von Breslau. Er ent-
stammte einer verdienstvollen altdeut-
schen Gelehrtenfamilie. Die Palette seiner 
namhaften Vorfahren reichte von dem Pro-
fessor Johannes Bergius, der im 17. Jahr-
hundert als Kurbrandenburgischer Hofpre-
diger wirkte, über Carl Julius Bergius, ei-

nen Professor für Nationalökonomie in 
Breslau im 19. Jahrhundert bis zum Altphi-
lologen Friedrich Haase, seinem Großva-
ter mütterlicherseits. Sein Vater Heinrich 
Bergius leitete eine chemische Fabrik in 
Goldschmieden. Friedrich Bergius hatte 
noch vier Schwestern, absolvierte das 
Breslauer Realgymnasium und machte 
nach dem Abitur ein Praktikum in einem 
schlesischen Hüttenwerk. Dabei wuchs 
sein schon vorher starkes Interesse an den 
Naturwissenschaften.

Verzicht auf alle Patentrechte 
zugunsten der BASF
Ab 1903 studierte Bergius an der Breslauer 
Universität Chemie und chemische Tech-
nologie. Er kam dabei in die Obhut von 
Walter Herz, Richard Abegg sowie Albert 

Ladenburg und wurde 1907 in Leipzig bei 
Arthur Hantzsch promoviert. Zur weite-
ren Vervollkommnung ging er anschlie-
ßend nach Berlin zu Walther Nernst, wo 
er in Kontakt zu Matthias Pier kam, und 
dann 1909 nach Karlsruhe zu Fritz Haber, 
wo er Kenntnisse auf dem Gebiet der 
Hochdruckreaktionen erwarb. Das er-
leichterte ihm die Orientierung für die 
Folgezeit. 

Bergius ging noch 1909 nach Hannover, 
heiratete Margarethe Sachs, richtete sich in 
der Nähe des Physikalischen Institutes ein 
Privatlabor ein und experimentierte mit 
Hochdruckreaktionen. Er wies nun nach, 
dass dabei Torf im Reaktor per Inkohlungs-
prozess „in wenigen Minuten in eine stein-
kohlenartige Substanz überging“. In der 
Natur benötigte dieser Vorgang Millionen 

Jahre. Es folgte auf dieser Grundlage seine 
Habilitationsschrift über „Die Anwendung 
hoher Drucke bei chemischen Vorgängen“. 
Bergius wurde nun Dozent an der TH Han-
nover und sorgte in Fortsetzung seiner Ver-
suche für die Herstellung einer benzolarti-
gen Flüssigkeit aus Kohle. Dieses Verfah-
ren meldete der Chemiepionier 1913 zum 
Patent an. Es gilt bis heute als die entschei-
dende Voraussetzung für das dann mit dem 
deutschen Chemiker und Manager in der 
chemischen Industrie Matthias Pier entwi-
ckelte Verfahren „zur Produktion syntheti-
scher Kraftstoffe unabhängig von Erdöl“, 
das Bergius-Pier-Verfahren.

Bergius wollte seine wegweisenden Er-
kenntnisse zur industriellen Nutzung füh-
ren, übernahm 1914 die Leitung des For-
schungslabors der Th. Goldschmidt AG in 
Essen und wechselte mit dem Labor 1916 
nach Mannheim-Rheinau, wo es dann zum 
Zwecke der Kapitalbeschaffung zur Grün-
dung eines „Konsortiums für Kohleche-
mie“ kam. Doch das Kriegsende und die 
anschließende Inflation lähmten wegen 
fehlender Investitionsmittel den Fortgang 
der Forschungen. In dieser Zeit ließ Ber-
gius sich 1922 scheiden. Wegen Kapital-
mangels und daraus resultierenden Arbeits-
stillstands überließ der genervte Forscher 
1925 sämtliche Patentrechte der Badischen 
Anilin- und Sodafabrik (BASF), ein fol-
genschwerer Fehler, der ihn um die Früch-
te seiner Arbeit brachte. Die BASF fusio-
nierte mit anderen Chemieunternehmen 
zur I. G. (Interessengemeinschaft) Farben-
industrie AG und nutzte dann die Erfin-
dung von Bergius industriell. 

Mit dem Gerichtsvollzieher zur 
Nobelpreisverleihung
Der Erfinder wechselte nach seinem Ver-
zicht von Mannheim nach Heidelberg, wo 
er in zweiter Ehe die um zwölf Jahre jün-
gere Ottilie Kratzert ehelichte. Der Wis-
senschaftler widmete sich nun der Holz-
verzuckerung. Das führte schließlich dazu, 
dass aus 100 Kilogramm Holz etwa 66 Kilo 
Zucker gewonnen werden konnten. Doch 
wieder fehlte es an Geld. Bergius verkaufte 
sein Haus in Heidelberg, investierte sein 
privates Vermögen in seine Forschungen 
und verschuldete sich immens. Als er und 
der deutsche Chemiker, Techniker und In-
dustrielle Carl Bosch den Nobelpreis für 
Chemie „für ihre Verdienste um die Ent-
deckung und Entwicklung der chemischen 
Hochdruckverfahren“ zuerkannt beka-
men, begleitete ihn bei der Anreise zur 
Preisverleihung ein Gerichtsvollzieher, 
der das Preisgeld sofort einbehielt. Ruhm 
und Schmach lagen dicht beieinander.

Bergius, dem inzwischen die Ehren-
doktorwürden der Universitäten von Hei-
delberg und Hannover sowie der US-ame-
rikanischen Harvard University verliehen 
worden waren, wechselte nach Berlin, er-
hielt im Rahmen der Autarkiepolitik des 
Dritten Reiches Gelder für weitere For-
schungen. In der Reichshauptstadt stand 
ihm ein privates Labor für Forschungs-
zwecke zur Verfügung. 

Nachdem Bergius den Zweiten Welt-
krieg überlebt hatte, ging er für den Bau 
von Chemieanlagen zunächst nach Spani-
en und dann nach Argentinien. Dort starb 
er am 30. März 1949, fast vergessen. Seine 
letzte Ruhe fand der zuletzt immer wieder 
enttäuschte Nobelpreisträger auf dem 
Deutschen Friedhof von Chacarita. Bergi-
us hinterließ außer seinem wissenschaftli-
chen Lebenswerk mit zahlreichen Veröf-
fentlichungen seine Witwe und drei Kinder 
aus seinen beiden Ehen. Inzwischen trägt 
in Berlin-Friedenau eine Schule seinen 
Namen. 

Seine wesentlichen Erfindungen erleb-
ten ohne ihn eine lebhafte Nutzung und 
Weiterentwicklung. Das Dritte Reich er-
richtete bis 1944 in seinem Einflussbereich 
14 Hydrierwerke, die auf der Grundlage 
des Bergius-Pier-Verfahrens Flugtreibstof-
fe, Benzin, Schmieröle, Dieselkraftstoffe 
sowie andere synthetische Waren herstell-
ten. Die USA entwickelten dann die Koh-
leverflüssigung und die Holzverzuckerung 
weiter. Eine intensive Nutzung gab es auch 
in Japan und in der Sowjetunion.
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NEUFUNDLAND

Kanadas zehnte 
und jüngste 

Provinz
Kaum, dass das dunkle Mittelalter 
überwunden war und die Neuzeit be-
gonnen hatte, wurde Neufundland 
erst englisch und dann britisch. 1583 
nahm der mit einem Patent seiner Kö-
nigin ausgestattete englische Seefah-
rer Humphrey Gilbert die Insel für die 
Krone in Besitz. 1818 wurde Neufund-
land Kronkolonie. 1832 erhielt es eine 
Verfassung. 1854 wurde ihm die Selbst-
verwaltung zugestanden. 

1867 schloss sich auf dem britisch 
beherrschten nordamerikanischen 
Festland die Kronkolonie Kanada mit 
den Kolonien Neunbraunschweig und 
Neuschottland zum selbstverwalteten 
Dominion Kanada zusammen. 1869 
entschied sich das Parlament der 
selbstverwalteten Kronkolonie Neu-
fundland gegen einen Beitritt. Kanada 
betrieb eine Schutzzollpolitik, wäh-
rend Neufundland vom Export von 
Kabeljau nach Europa und den USA 
lebte. Und die aus Irland stammende 
katholische Hälfte der Bevölkerung 
von Neufundland wollte nicht in ei-
nem englisch und protestantisch do-
minierten Großkanada marginalisiert 
werden. 

So wurde Neufundland 1907 ein ei-
genständiges Dominion. Weltwirt-
schaftskrise, Korruption und Unruhen 
setzten dem selbständigen Dominion 
jedoch derart zu, dass die Regierungen 
in St. John’s und London 1934 überein-
kamen, zum Status quo ante, zum Sta-
tus der Kronkolonie zurückzukehren.

1946 fanden in der Kronkolonie die 
ersten Wahlen seit 1932 statt. Die neu-
gewählte Versammlung beschloss, das 
Volk über seine Zukunft abstimmen zu 
lassen. Zur Wahl standen die Beibehal-
tung des Status quo, die Rückerlangung 
der Unabhängigkeit als Dominion oder 
der 1869 abgelehnte Anschluss an Ka-
nada. London wollte die Verantwor-
tung an Ottawa abtreten und unter-
stützte den Anschluss unter anderem 
mit der Erklärung, dass die Kronkolo-
nie von ihrem Mutterland keine finan-

ziellen Zuwendungen mehr zu erwar-
ten habe. 

Am 3. Juni 1948 fand der erste Wahl-
gang statt. Mit 45 Prozent sprach sich 
zwar eine Mehrheit für die Selbststän-
digkeit als Dominion aus, aber eben nur 
eine relative. 41 Prozent votierten für 
den von Großbritannien favorisierten 
Anschluss an Kanada und 14  Prozent 
wollten britische Kronkolonie bleiben. 
Am 22.  Juli des Jahres fand die ent-
scheidende Stichwahl statt. Die Befür-
worter der Unabhängigkeit konnten 
drei Prozentpunkte hinzugewinnen, 
aber das reichte nicht. Die übrigen 
52 Prozent stimmten für den Anschluss. 
Seit nunmehr 75  Jahren, seit dem 
31. März 1949, bildet Neufundland – seit 
2001 unter der Bezeichnung Neufund-
land und Labrador – die zehnte und 
jüngste Provinz Kanadas.� Manuel Ruoff
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FRIEDRICH BERGIUS

Kohle machte er zu Öl  
und Holz zu Zucker

Es war die Tragik des Nobelpreisträgers für Chemie, dass sein Streben nach 
Unabhängigkeit ihn um die Früchte seiner Erfindertätigkeit brachte

Kollegen von Friedrich Bergius

Matthias Pier arbeitete 
ab 1920 bei der BASF in 
Ludwigshafen und führ-
te ab 1925 Bergius’ Er-
kenntnisse zur Kohlever-
flüssigung zur industriel-
len Nutzung.

Carl Bosch leitete als 
Vorstandsvorsitzender 
von 1919 bis 1925 die 
BASF und später bis 1935 
die unter seiner Führung 
gegründete I. G. Farben-
industrie AG.

Fritz Haber arbeitete ab 
1894 am Institut für Phy-
sikalische Chemie der TH 
Karlsruhe. Ab 1906 saß er 
auf dem Lehrstuhl für 
Physikalische und  
Elektrochemie.
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Im Jahre 1928 mit seiner Ehefrau in seinem Labor: Friedrich Bergius� Foto: Ullstein
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VON ALEXANDER RAHR 

S talins letzter, berüchtigter Ge-
heimdienstchef, Lawrenti Beria, 
erblickte vor genau 125 Jahren 
das Licht der Welt. An ihn wird 

heute vor allem deshalb erinnert, weil 
sein Name wie kein anderer mit den sta-
linistischen Säuberungen, dem Terror- 
und Gulag-Regime, mit Spionage, aber 
auch dem Bau der sowjetischen Atom-
bombe verknüpft ist. Als auf der Jalta-
Konferenz 1945 der amerikanische Präsi-
dent Franklin D. Roosevelt den neben 
ihm sitzenden Stalin fragte, wer dieser 
Mann mit der Hornbrille sei, antwortete 
der Sowjetdiktator halb im Ernst, halb im 
Scherz: „Das ist Beria, unser Himmler.“ 

Beria war der erste sowjetische Ge-
heimdienstchef, der die allerhöchste 
Macht in der Sowjetunion erlangte. Nach 
ihm gelang dies nur noch Juri Andropow 
(1982) und Wladimir Putin (1999). Wäre 
Beria im Juni 1953 nicht in einer Palastre-
volution gestürzt worden, hätte er höchst-
wahrscheinlich die Sowjetunion bis in die 
1970er Jahre als Diktator regiert. Die Ge-
schichte der UdSSR – und damit Europas 
und der Welt – wäre anders verlaufen. 

Stalins Henker – und Mörder?  
Nach dem Zusammenbruch der Sowjet-
union öffneten sich die verschlossenen 
Archive der kommunistischen Ära, und 
besondere „Wahrheiten“ gelangten ans 
Licht. Michail Gorbatschow wollte mit 
seiner Glasnost-Politik die Gehirnwäsche 
seiner Landsleute beseitigen und die 
Übeltaten des stalinistischen Regimes 
beim Namen nennen. Auch der erste Prä-
sident des postkommunistischen Russ-
lands, Boris Jelzin, betrieb eine scho-
nungslose geschichtliche Aufklärung, 
Tausende von Opfern des Stalinismus 
wurden in diesen Jahren rehabilitiert. Be-
ria gehörte sicherlich nicht zu den un-
schuldigen Opfern des Regimes, nach of-
fizieller Lesart gilt er in der russischen 
Geschichtsschreibung immer noch als 
Verbrecher, wenngleich er in letzter Zeit, 
zusammen mit Josef Stalin und anderen 
Führern der UdSSR, eine Aufwertung er-
hielt – als einer der maßgeblichen Archi-
tekten des Sieges der Sowjetunion gegen 
Hitler-Deutschland. 

Andererseits verstärkt sich heute un-
ter den Historikern der Verdacht, dass 
Stalin am 5. März 1953 keines natürlichen 
Todes gestorben sei. Gegenüber seinem 
Politbüro-Kollegen Wjatscheslaw Molo-
tow soll sich Beria auf der Tribüne des 
Mausoleums am 1. Mai 1953 damit gebrüs-
tet haben, den Diktator Stalin vergiftet 
und somit eine geplante abermalige Säu-
berung der Partei- und Regierungsspitze 
im letzten Moment verhindert zu haben. 

Fakt ist, dass Stalin nach einer durch-
zechten Nacht auf den 1. März mit drei bis 
vier anderen Kremlführern plötzlich zu-
sammenbrach. Es war der Geheimdienst-
chef Beria, der die anderen Politbüromit-
glieder nach Hause schickte und eigen-
händig die Türen zu den Gemächern des 
Diktators verschloss, damit tagelang kei-
ne ärztliche Hilfe Stalin erreichte. Der 
Diktator starb einen langsamen und qual-
vollen Tod. Nach späteren Aussagen von 
Nikita Chruschtschow soll er Beria, da er 
sprachunfähig war, aus dem Bett heraus 
mit der Faust gedroht haben.    

Moskauer Machtkämpfe
Vier Monate später, am 26. Juni 1953, fand 
im Kreml eine eiligst einberufene Sonder-
sitzung der sowjetischen Führung statt. 
Das sowjetische Herrschaftssystem zeigte 
nach dem Tode Stalins bedenkliche Risse. 
In der DDR wäre es am 17. Juni 1953 bei-

nahe zu einer „Konterrevolution“ gegen 
die sowjetische Besatzung gekommen. 

Der Schuldige am ausgebrochenen Ar-
beiteraufstand in der DDR war nach Mei-
nung des Politbüros Beria, der scheinbar 
Deutschland wiedervereinigen wollte, um 
die Bundesrepublik aus dem Westen zu 
lösen und Deutschland zum strategischen 
Verbündeten der Sowjetunion zu machen. 
Beria, so wurde von manchen Historikern 
später kolportiert, glaubte nicht an den 
Erfolg der kommunistischen Ideologie. Er 
liebäugelte mit dem Kapitalismus und 
wollte die Sowjetunion zu einem nationa-
listischen Imperium aufrichten. 

Ein Komplott gegen den  
allmächtigen Geheimdienstchef
Die Politbürokollegen zitterten förmlich 
aus Angst vor dem Geheimdienstchef Be-
ria. Sie wussten allesamt, dass dieser 
höchst kompromittierende Dossiers über 
alle Mitglieder der Führungsspitze ange-
legt hatte und jederzeit damit drohen 
konnte, jeden der Kollegen in den Gulag 
zu schicken oder zu erschießen, sollte 
sich jemand ihm in den Weg stellen. Auf 
der erwähnten Sondersitzung im Kreml 
trat dann Chruschtschow, den alle voll-
kommen unterschätzt hatten, als Chefan-
kläger gegen Beria auf – und forderte des-
sen Absetzung.  

Beria bemerkte das Komplott, aber es 
war zu spät. Seine Leibwächter wurden 
von herbeigerufenen Militärs entwaffnet; 
auf Geheiß Chruschtschows betrat der 
legendäre Marschall Schukow, der 1945 
mit der Roten Armee Berlin eingenom-
men hatte, mit einer Kalaschnikow in der 
Hand den Sitzungssaal – und nahm den 

völlig fassungslosen Beria fest. Hätte der 
gewiefte und mit allen Intrigen gewa-
schene Geheimdienstchef frühzeitig Ver-
dacht geschöpft, wäre die Palastrevoluti-
on zweifellos missglückt und nicht Beria, 
sondern Chruschtschow und seine Mit-
verschwörer wären hingerichtet worden. 
Doch diese hatten sich zuvor konspirativ 
mit der Armeespitze gegen Beria und des-
sen zahlreiche Geheimdienstinstitutio-
nen verbündet. 

Nach offizieller Darstellung wurde 
Beria im Dezember 1953, ein halbes Jahr 
nach seiner Festnahme, im Moskauer Mi-
litärgefängnis hingerichtet. Der Übeltäter 
starb auf dieselbe schreckliche Art und 
Weise, wie Hunderte von Parteigenossen, 
Armeeführer und Geheimdienstchefs vor 
ihm – die Beria über Jahre hinweg nach 
vorheriger Folter auf Stalins Geheiß liqui-
dieren ließ. Doch Berias Sohn behauptete 
später, sein Vater sei von Marschall Schu-
kow, der ihn schon seit den Kriegstagen 
hasste, bereits während der Sondersit-
zung im Kreml an Ort und Stelle erschos-
sen worden. 

Lebenswege eines Stalinisten  
Berias Biografie ist typisch für einen rang-
hohen Stalinisten seiner Zeit. Er war gera-
de volljährig, als das Zarenreich zusam-
menfiel und die Bolschewisten in Russ-
land ans Ruder gelangten. Die Sowjetuni-
on wurde auf dem Papier als Vielvölker-
staat konzipiert, junge Kader aus den 
nichtrussischen Republiken wurden kar-
rieremäßig gefördert. 

Wie Stalin stammte Beria aus Georgi-
en. Sein Vater war ein einfacher kaukasi-
scher Bauer. Als Junge entwickelte er eine 

kriminalistische Ader, er galt seit frühen 
Jahren als Spitzel und Intrigant. Dann, als 
der Erste Weltkrieg begann, wurde er als 
Wehrpflichtiger an die Front geschickt, 
aber später ausgemustert. Nach dem fol-
genden Bürgerkrieg stieß er nicht etwa 
zur Bolschewistischen Partei, sondern 
verdingte sich in der Tscheka – dem ers-
ten berüchtigten sowjetischen Geheim-
dienst. Ende der 1920er ernannte man ihn 
zum Geheimdienstchef Georgiens und 
später für den gesamten Transkaukasus. 
In dieser Funktion leitete Beria die nach-
folgende Zwangskollektivierung, beteilig-
te sich an Massendeportationen und Hin-
richtungen. Für seine „Verdienste“ wurde 
er zum regionalen Parteichef befördert 
und machte sich einen Namen während 
der Säuberungen in der Zeit des Großen 
Terrors. Aufgrund seiner Durchschlags-
kraft gewann er das Vertrauen Stalins. 

Bluthund des Diktators  
Stalins Politik war es, die von ihm einge-
setzten Geheimdienstchefs Jagoda und 
Jeschow nach kurzer Amtszeit zu liquidie-
ren, damit sie nicht zu viel Macht anhäu-
fen und ihm gefährlich werden konnten. 
1938 ernannte er Beria zum nächstfolgen-
den Geheimdienstchef, dem die inneren 
Streitkräfte, die Miliz, die Gefängnisse 
und das Gulag-System untergeordnet wa-
ren. Während des Krieges bildete Beria 
zusammen mit Stalin, Molotow, Kliment 
Woroschilow und Georgi Malenkow das 
Staatliche Verteidigungskomitee – das 
oberste Exekutivorgan des Staates. 

Auch nach dem Ende des Krieges ver-
lief Berias Karriere ununterbrochen steil 
nach oben, während andere hohe Ge-

heimdienstfunktionäre in seinem Umfeld 
einer nach dem anderen exekutiert wur-
den. Beria verstand es, zu lavieren und 
Stalins Vertrauen zu behalten. Er war ver-
antwortlich für die Erschießung von 
25.000 gefangenen polnischen Offizieren 
in Katyn – ein Verbrechen, das die Sowjet-
führung zunächst der deutschen Wehr-
macht anlastete. Zudem war Beria für die 
Massendeportationen von Tschetschenen 
und Krimtataren, die man der Kollabora-
tion mit den Deutschen bezichtigte, nach 
Zentralasien zuständig. Und nach dem 
Abwurf der amerikanischen Atombom-
ben über Japan wurde ihm die Leitung für 
den Bau der sowjetischen Atombombe 
übertragen, die 1949 zum ersten Mal ge-
testet werden konnte.

Auf dem XIX. Parteitag der KPdSU 
(1952) schien es, als ob der 73-jährige Sta-
lin zum erneuten Kahlschlag innerhalb 
der Partei ausholte. Der Diktator begann, 
sich nach einem geeigneten Nachfolger 
umzuschauen und plante eine radikale 
Verjüngung der Parteispitze. Die altge-
dienten Genossen wie Beria, Chruscht-
schow, Molotow und Malenkow bangten 
um ihr Leben. Die oben geschilderte 
Nacht vom 28. Februar auf den 1. März 
1953 bot Beria die einzigartige Gelegen-
heit, den plötzlich erkrankten Stalin ins 
Jenseits zu befördern. 

Ende einer blutigen Ära
Doch nachdem ihm das gelungen war, be-
ging er den strategischen Fehler, seine un-
angefochtene Autorität an der Spitze des 
Staates gegen die neugebildete „kollektive 
Führung“ einzusetzen, um sich zum Al-
leinherrscher und einzigen Erben Stalins 
krönen zu lassen. Beria ließ es sträflich zu, 
dass formell Malenkow das Hauptamt an 
der Staatsspitze – den Posten des Minis-
terpräsidenten – übernahm. Er war sich 
sicher, diesen in Abhängigkeit zu haben. 
Aber Malenkow wechselte die Seiten. Den 
eigentlichen Part des Putschisten spielte 
jedoch eindeutig Chruschtschow. 

Wie die Geschichte weiterging, ist be-
kannt. Chruschtschow setzte sich nach 
der Entmachtung Berias an die Spitze der 
„kollektiven Führung“, gewann den erbit-
terten Machtkampf gegen die alte Stalin-
Garde und wurde Alleinherrscher, bis ihn 
1964 selbst eine Palastrevolte traf, die üb-
rigens vom wiedererstarkten KGB gegen 
ihn verübt wurde. 

Wie sieht die russische Gesellschaft 
Beria heute, erinnern sich die Russen an 
ihn? Tatsache ist, dass es in Russland – bis 
auf die kurze Zeit von Glasnost und Peres-
trojka – keine Vergangenheitsbewältigung, 
keine wirkliche Auseinandersetzung mit 
dem Stalinismus gegeben hat. Die Schre-
cken des Großen Terrors spielen in der 
Geschichtsauffassung Russlands keine be-
sondere Rolle, sie werden verdrängt vom 
großen Sieg, den Stalin im Zweiten Welt-
krieg gegen Hitler-Deutschland errungen 
hat. Denn damit war der Aufstieg Russ-
lands zur Weltmacht besiegelt. 

b Alexander Rahr war von 1982 bis 1994 
Analytiker für Radio Liberty und die Denk- 
fabrik Rand Corporation sowie bis 2012  
Programmleiter der Deutschen Gesell-
schaft für Auswärtige Politik für Osteuro-
pa und Zentralasien. Er war Mitglied im 
Lenkungsausschuss des Petersburger Dia-
logs und Forschungsdirektor des Deutsch-
Russischen Forums. Er ist Vorsitzender der 
Eurasien-Gesellschaft sowie Berater für di-
verse deutsche und russische Firmen. Rahr 
ist Autor mehrerer Bücher über Russland, 
u.a. einer Biographie über Wladimir Putin, 
den er im Laufe der Jahre mehrfach per-
sönlich getroffen hat.  
www.eurasien-gesellschaft.org

„Unser Himmler“: So soll Stalin seinen Geheimdienstchef Lawrenti Beria 1945 während der Jalta-Konferenz vorgestellt haben

GESCHICHTE & PREUSSEN

Lawrenti der Schreckliche
In der an Verbrechen und Verbrechern „reichen“ Geschichte des Kommunismus nimmt Stalins Geheimdienstchef  

Beria einen besonderen Platz ein. Am Ende wurde ihm der Glaube an die eigene Machtfülle zum Verhängnis 
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VON WOLFGANG KAUFMANN

D er in den früheren 80er Jahren 
des 5. Jahrhunderts n. Chr. ge-
borene Anicius Manlius Seve-
rinus Boethius war Spross ei-

ner einflussreichen römischen Senatoren-
familie. Deshalb erhielt er auch die best-
mögliche Ausbildung und erlangte an-
schließend großen Ruhm als Gelehrter. 
Gleichzeitig glückte ihm eine bemerkens-
werte politische Karriere, die 522 darin 
gipfelte, dass der in Rom herrschende 
Ostgotenkönig Theoderich Boethius zum 
Magister Officiorum ernannte und somit 
faktisch an die Spitze der Reichsverwal-
tung stellte. 

Allerdings solidarisierte sich der Hof-
beamte und Philosoph dann alsbald mit 
dem Senator Flavius Albinus, dem auf 
reichlich konstruierte Weise hochverräte-
rische Beziehungen zum byzantinischen 
Kaiser Justin I. unterstellt wurden. Dar-
aufhin sorgten Boethius’ Feinde, zu denen 
zahlreiche Neider und Karrieristen zähl-
ten, für eine Ausweitung der Untersu-
chung gegen Albinus auf den Magister 
Officiorum. Im Ergebnis dessen wanderte 
dieser ebenfalls in den Kerker. Anschlie-
ßend verurteilte ein aus fünf Senatoren 
bestehendes Standesgericht Boethius 
zum Tode, ohne ihm vorher auch nur die 
geringste Möglichkeit zur Verteidigung zu 
geben. Somit fiel der des Hochverrats mit 
Sicherheit nicht Schuldige einem Akt von 
politisch motivierter Willkürjustiz zum 
Opfer, bei dem im Übrigen auch gefälsch-
te Beweisdokumente und verlogene Zeu-
gen zum Einsatz kamen.

Das süße Gift der „Bühnenhuren“ 
Die Hinrichtung von Boethius wurde ir-
gendwann in den Jahren von 524 bis 526 
durch Enthauptung mit dem Schwert 
vollzogen. In der Zeit zwischen seiner 
Verhaftung und seiner Exekution schrieb 
der in Ungnade Gefallene das aus 39 Pro-
satexten und 39 Gedichten bestehende 
Werk „De consolatione philosophiae“, zu 
Deutsch „Über den Trost der Philoso-
phie“, welches heute – nach nunmehr be-
reits 1500 Jahren – nicht nur aufgrund 
seiner Entstehungsgeschichte, sondern 
auch wegen des Inhalts genauso aktuell 
ist wie damals.

So äußert Boethius eingangs, dass er 
die politischen Ämter nur übernommen 
habe, um zu verhindern, dass Verbrecher 
den Staat zugrunde richten. Unglückli-
cherweise sei es diesen aber gelungen, ihn 
ungeachtet seines fortwährenden Stre-
bens nach Gerechtigkeit aufs Schlimmste 
zu verleumden. Allerdings wäre das nicht 
möglich gewesen, wenn die Öffentlichkeit 
mehr über seinen Fall gewusst hätte. In 
diesem Zusammenhang kritisiert der Phi-
losoph das Treiben von „Bühnenhuren“, 
deren Ziel darin bestehe, unfruchtbare 
Leidenschaften zu nähren und den Men-
schen allerlei „süße Gifte“ einzuflößen, 
um die Saat der Vernunft abzutöten. Dar-

in sieht Boethius dann auch den Grund 
für die fortwährende Verfolgung von red-
lichen Menschen mit klarem Verstand, zu 
denen er nach bestem Wissen und Gewis-
sen gehöre.

Die personifizierte Philosophie ant-
wortet hierauf, dass es jedermann offen-
stehe, sich in sein „wirkliches Vaterland“ 
zurückzuziehen, welches ihn nie enttäu-
schen werde und aus dem auch keine Ver-
treibung erfolgen könne. Das sei das Reich 
der geistigen Werte.

Anschließend beschreibt der Gefange-
ne die tiefe Trauer um sein verlorenes 
Glück. Das nutzt die Philosophie für Er-
klärungen über die grundsätzliche Unbe-
rechenbarkeit der Göttin Fortuna. Diese 
drehe unentwegt an dem Rad, durch des-
sen Schwung sich das Tiefste und das 
Höchste periodisch abwechselten. Da-
nach verdeutlicht die Philosophie Boe-
thius, wie sehr sein Leben unter der Angst 
vor dem Verlust von Reichtum, Macht 
und Ruhm gelitten habe. Deshalb handele 

es sich bei diesen drei Dingen um Schein-
güter, welche nur zu einem trügerischen 
Scheinglück verhelfen. Das werde schon 
daran erkennbar, dass auch Unwürdige in 
den Genuss solcher Güter kommen könn-
ten. Daher solle Boethius alles, was ihm 
jetzt wie ein Unglück erscheine, als Vor-
teil betrachten. Denn die aktuelle Misere 
in seinem Leben und der Verrat des Staa-
tes an seiner ehrenwerten Person hätten 
ihn in die Lage versetzt, den Ballast der 
Scheingüter abzuwerfen.

Ein jeder hat die Wahl
Daraufhin wird naheliegenderweise über 
die Güter diskutiert, welche wirklich 
wichtig sind. Dazu meint die Philosophie, 
wenn jemand etwas erlange, was er erseh-
ne, aber dennoch weiter nach mehr giere, 
dann handele es sich nicht um eine tat-
sächlich erstrebenswerte Sache. Vor die-
sem Hintergrund bleibe letztlich nur eine 
Alternative zu den Scheingütern, und das 
sei die Glückseligkeit durch die beschei-

dene Teilhabe am Göttlichen. In Erwide-
rung dessen gibt Boethius zu bedenken, 
dass Gott aber doch auch das Böse zulas-
se, womit Tugend – so wie in seinem per-
sönlichen Falle – unbelohnt bleibe und 
sogar bestraft werde. Wie solle man dies 
gutheißen? 

Die Antwort der Philosophie besteht 
in dem Hinweis, dass es schlimmer sei, 
Unrecht zu tun, als Unrecht zu erleiden. 
Denn die Schlechtigkeit mache die Unge-
rechten elender als alle anderen. Außer-
dem solle Boethius bedenken, dass nichts 
in der Welt ohne Grund geschehe. Aller-
dings fehle den Menschen die Einsicht in 
die dahinterstehenden komplexen Zu-
sammenhänge und somit auch das Ver-
ständnis für die Schicksalsordnung.

Daraufhin fühlt sich der vom Leben 
Enttäuschte veranlasst, die Philosophie 
nach der Rolle des Zufalls zu fragen. Diese 
erklärt nochmals, nur ihre eigene Unwis-
senheit lasse die Menschen glauben, et-
was Unerwartetes beziehungsweise Un-

erwünschtes sei plötzlich und zufällig 
eingetroffen. Das führt zu Boethius’ Ent-
gegnung, ob denn dann in dieser umfas-
send vorherbestimmten Welt überhaupt 
noch Platz für die menschliche Willens-
freiheit sei. Darauf gibt die Philosophie 
eine Antwort, mit der das Werk dann 
auch abschließt: Jedes Individuum verfü-
ge von Natur aus über die Fähigkeit, das 
Gute vom Schlechten zu unterscheiden 
und zwischen Handeln und Nichthan-
deln zu wählen. Insofern dürfe sich nie-
mand hinter angeblichen äußeren Zwän-
gen verstecken.

Möglicherweise hätte Boethius seinen 
„Trost der Philosophie“ noch um wesent-
lich mehr Denkanstöße anreichern kön-
nen, wenn er nicht hingerichtet worden 
wäre. Dennoch ist das aus der Spätantike 
überlieferte Werk ein Meisterstück der 
geistigen Auseinandersetzung mit uner-
freulichen Phänomenen in Politik und 
Gesellschaft, an denen auch heute kein 
Mangel herrscht. 
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Momentan leben auf der Welt mehr als 
eine halbe Million Hundertjährige. Ihre 
Zahl soll in den kommenden drei Jahr-
zehnten auf über mehr als vier Millionen 
steigen. Ob jemand diesem Kreis angehö-
ren wird, hängt dabei weniger von geneti-
schen Voraussetzungen ab als vom indivi-
duellen Lebensstil. Das ist das Ergebnis 
der Forschungen von Langlebigkeitsex-
perten wie Slaven Stekovic von der Karl-
Franzens-Universität in Graz und Toshio 
Akitsu von der japanischen Gesellschaft 
für Innere Medizin. 

Deren Aussagen beruhen unter ande-
rem auf Beobachtungen in jenen Regio-
nen der Welt, in denen man besonders 

viele Hundertjährige findet. Das sind bei-
spielsweise die griechische Insel Ikaria, 
die japanische Insel Okinawa, Sardinien, 
die kalifornische Halbinsel Loma Linda 
und die Region von Nicoya in Costa Rica. 
Dabei identifizierten die Wissenschaftler 
acht Faktoren, welche den Prozess des Al-
terns verlangsamen können.

Zum einen wäre da die Ernährung. 
Hierfür gibt es zwar keine Pauschalrezep-
te, da das Essen immer an die jeweilige 
Person angepasst sein muss. Ungünstig 
wirken aber auf jeden Fall hochverarbeite-
te Lebensmittel wie Tiefkühlprodukte 
und Fast Food sowie Kohlehydrate im 
Übermaß. Am sinnvollsten ist eine mög-

lichst abwechslungsreiche Ernährung, 
weil diese auf der einen Seite verhindert, 
dass man zu viele Schadstoffe einer be-
stimmten Art aufnimmt, und zum ande-
ren die ausreichende Zufuhr aller benö-
tigten Nährstoffe garantiert. Eine rein 
vegetarische oder gar vegane Kost – ins-
besondere ohne Fisch – bietet also keine 
Garantie für ein langes Leben.

Außerdem hat entscheidende Bedeu-
tung, wie der Körper im Alter zwischen 20 
und 40 Jahren trainiert wird. Die in dieser 
Zeit erworbene Muskelmasse hilft später, 
wenn der Bewegungsapparat zu Störun-
gen neigt, weil die Gelenke und Knochen 
nicht mehr so belastbar sind. Indes: So-

zialkontakte stellen das A und O für ein 
möglichst problemloses Altern dar. Eine 
gelungene soziale Integration erhöht die 
Lebensqualität und garantiert Unterstüt-
zung, wenn man sie am nötigsten braucht.

Dazu kommt die Zufuhr essentieller 
Stoffe. So ist es eminent wichtig, den Ma-
gnesiumspiegel auf angemessenem Ni-
veau zu halten. Magnesium steuert die 
Funktion von rund 300 Enzymen im Kör-
per, weswegen ein Mangel an diesem Spu-
renelement unter anderem die Muskel- 
und Herzfunktion beeinträchtigen und 
die Knochendichte herabsetzen kann.

Auch scheint es sinnvoll zu sein, regel-
mäßig grünen Tee zu trinken, denn der 

stärkt das Immunsystem und hat entzün-
dungshemmende Wirkung. Beispielswei-
se kann grüner Tee die Infektiosität von 
Corona-Viren offenbar um bis zu 99 Pro-
zent reduzieren.

Des Weiteren wird möglichst häufiges 
Dehnen empfohlen – vor allem bei sitzen-
den Tätigkeiten. Außerdem soll Humor 
das Leben verlängern, denn Lachen stabi-
lisiert das Immunsystem auf messbare 
Weise. Und schließlich müssen alle, wel-
che die Hundert erreichen wollen, unbe-
dingt neugierig bleiben. Der Zusammen-
hang zwischen Neugier und Langlebigkeit 
ist inzwischen ebenfalls wissenschaftlich 
erwiesen. � W.K.

FORSCHUNG

Wie man 100 Jahre alt wird
Wissenschaftler haben die Geheimnisse der Uralten ergründet – und dabei auch einige überraschende Erkenntnisse gewonnen

Boethius (l.) und die Göttin Fortuna am Glücksrad: Miniatur aus dem Buch „De consolatione philosophiae“ in einer Ausgabe von 1465� Foto: Ullstein/Granger, NYC

Wie Trost finden im Unglück?  
Es gibt eine 1500 Jahre alte Antwort
Im Rom der Spätantike ungerechtfertigt eingekerkert fand der Staatsbeamte und Philosoph  

Boethius erhellende Erkenntnisse über den Umgang mit den Zumutungen des Lebens



VON UWE HAHNKAMP

A m 7. April finden in Polen die 
verschobenen Kommunal-
wahlen statt. Die Wähler sind 
aufgefordert, ihre Vertreter 

für die lokalen und regionalen Selbstver-
waltungen bis zur Ebene der Woiwod-
schaften zu bestimmen. Auch in der Woi-
wodschaft Ermland-Masuren stellen sich 
die Repräsentanten der großen Parteien 
und der vielen lokalen Komitees zur Wahl 
– unter anderem auch einige Kandidaten 
aus den Gesellschaften der Deutschen 
Minderheit

Ursprünglich sollten nach der übli-
chen fünfjährigen Kadenz die Kommu-
nalwahlen im Herbst 2023 stattfinden. 
Das polnische Parlament, der Sejm, hatte 
jedoch eine Verschiebung beschlossen, 
um eine Häufung der Wahlen zu verhin-
dern. Nach der Wahl zum Sejm im Okto-
ber 2023 mit dem folgenden Wechsel von 
einer von der Partei „Recht und Gerech-
tigkeit“ (PiS) geführten Koalitionsregie-
rung zu einer der Parteien „Bürgerplatt-
form“ (PO), „Die Moderne“ (.N) und 
„Initiative Polen“ (iPL) vom Wahlbünd-
nis „Bürgerkoalition“, den Parteien „Po-
len 2050“ (PL2050) und „Polnische 
Volkspartei“ (PSL)  vom Bündnis „Dritter 
Weg“ (TD) sowie der Allianz „Linke“ be-
gann direkt die nächste Vorwahlzeit.

Partei oder Persönlichkeit?
Ein heftiger Wahlkampf wie vor der Wahl 
zum Sejm findet jedoch nicht statt. Be-
dingt wird das durch eine wenig partei-
politisch geprägte, sachliche Diskussion 
zu konkreten lokalen Fragen, aber auch 
durch die Änderungen, die gerade in den 
öffentlichen Medien ablaufen und den 
dort in den letzten acht Jahren herr-
schenden Ton beruhigen. In Städten, Ge-
meinden und Landkreisen sowie zum 
Sejmik, dem Woiwodschaftsparlament, 
haben die großen Parteien der Republik 
Polen – die gerade genannten sowie die 
Konföderation KN – zwar ihre Kandida-

ten aufgestellt, gerade auf lokaler Ebene 
haben diese aber gegen Kandidaten vor 
Ort, die von eigenen Wahlkomitees und 
Listen starten, oft einen schweren Stand. 
Andersherum gibt es Bürgermeister und 
Gemeindevorsteher, die wirkungsvolle 
Arbeit machen und trotz ihrer Zugehö-
rigkeit zu einer ungeliebten Partei ge-
wählt werden.

Es lässt sich ein Einfluss der landes-
weiten Politik erkennen, obwohl die all-
gemeine Atmosphäre im Land ruhiger ist 
als noch im Herbst 2023. Aktuelle Fragen 
wie die 100-Tage-Bilanz der neuen Regie-
rung zeigen ihre Wirkung auch in Fragen 
lokaler Medien. Außerdem treten die Ko-
alitionsparteien nicht mit gemeinsamen 
Listen an, die Premier Donald Tusk vor-
geschlagen hatte. Der TD, also PSL und 
„PL2050“, kandidiert getrennt, da in eini-
gen Regionen in der Republik Polen, in 
denen die PiS stark vertreten ist, gemein-
samen Kandidaten der Regierungskoali-

tion kaum Chancen eingeräumt werden, 
denen der PSL und von „PL2050“ aber 
schon. Die Spaltung des Landes ist man-
cherorts also noch immer zu spüren.

Welche Posten sind zu besetzen?
Gewählt werden in allgemeinen, glei-
chen, direkten und geheimen Wahlen am 
7.  April – und bei notwendigen zweiten 
Wahlgängen am 21. April – Abgeordnete 
zum Stadt- oder Gemeinderat, Kreistag 
und Sejmik sowie Gemeindevorsteher, 
Bürgermeister und Stadtpräsidenten. Ins 
Wählerverzeichnis eingetragene, dauer-
haft in Polen wohnende EU-Bürger haben 
Wahlrecht auf Gemeindeebene, sonst 
dürfen nur polnische Staatsbürger wäh-
len. In der Woiwodschaft Ermland-Masu-
ren stellen sich insgesamt 9642 Kandida-
ten zur Wahl, von Andrzej Abako, dem 
derzeitigen Landrat des Kreises Allen-
stein, bis zu Andrzej Żyżyk, der in Rasten-
burg zum Stadtrat antritt.

Während in vielen Städten und Ge-
meinden wie Bartenstein, Lyck oder Nei-
denburg die nicht immer unumstrittenen 
aktuell Regierenden ihren Hut erneut in 
den Ring geworfen haben, steht in ande-
ren wie Lötzen oder Rastenburg eine 
Neubesetzung des höchsten Postens an. 
Besonderes Augenmerk richtet sich auf 
die zwei größten Städte der Woiwod-
schaft, Elbing und Allenstein. Die Stadt-
präsidenten Witold Wróblewski und  
Piotr Grzymowicz haben jeweils auf eine 
weitere Kandidatur verzichtet, die Nach-
folge ist heiß umkämpft. In der Woiwod-
schaftshauptstadt stehen gleich sieben 
potentielle neue Stadtpräsidenten in den 
Startlöchern. Für diese beiden Posten, 
aber auch für einige andere, kann fest mit 
einer Stichwahl gerechnet werden.

In so gut wie allen zu wählenden Gre-
mien gilt es für die Deutsche Minderheit 
im südlichen Ostpreußen, die Kandida-
ten zu unterstützen, mit denen sie gut 

zusammengearbeitet haben oder arbei-
ten. Im Gegensatz zum Oppelner Land 
und zu Schlesien gibt es nämlich kaum 
eigene Vertreter, geschweige denn  
deutsche Listen wie dort. Insgesamt tre-
ten zehn Personen an, also ein Promille 
aller Kandidaten, was umgerechnet etwa 
dem Anteil der deutschen Volksgruppe 
an der Bevölkerung der Woiwodschaft 
entspricht. 

Deutsche Kandidaten bei der Wahl
In die Kreistage wollen in Sensburg und 
Ortelsburg je eine und in Heilsberg zwei 
Personen. Einen Sitz im Gemeinderat 
streben zwei Frauen an, eine in Jonkowo 
im Kreis Neidenburg, eine in Grünfeld. 
Für Plätze im Stadtrat kandidieren zwei 
Männer in Osterode und einer in Allen-
stein. Mit Beata Mazur gibt es in Liebe-
mühl sogar eine Kandidatin zum Amt des 
Bürgermeisters. Die größten Chancen 
auf Erfolg haben voraussichtlich Arkadi-
usz Leska, der frühere Vorsitzende der 
Gesellschaft „Heimat“ in Ortelsburg, der 
schon zwei Amtsperioden als Vizevorsit-
zender des Ortelsburger Kreisrats hinter 
sich hat, sowie in Osterode die Vorsit-
zenden der dortigen Deutschen Minder-
heit Heinrich Hoch und Wiesław Küch-
meister. 

Hoch als Vorsitzender des Verbands 
der deutschen Gesellschaften in Ermland 
und Masuren (VdGEM) ist nicht unbe-
dingt zufrieden mit der Zahl der Kandida-
ten, sieht aber auch die Grenzen der Ka-
pazitäten. „Die aktiven Menschen reichen 
bei uns gerade einmal für die Aktivitäten 
der Gesellschaften. Viele von ihnen sind 
noch berufstätig. Woher sollen wir mehr 
nehmen?“, erklärte er im Gespräch mit 
dem „Mitteilungsblatt“. In den nächsten 
zwei Wochen gilt es, sich noch gut zu prä-
sentieren, am 7. April wissen er und seine 
Kollegen dann, wer von ihnen einen Sitz 
ergattern konnte. Und vor allem ist dann 
klar, mit wem die Deutsche Minderheit in 
den einzelnen Kreisen, Gemeinden und 
Städten in Zukunft zu tun haben wird.
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Das Königsberger Puppentheater befindet 
sich in der Königin-Luise-Gedächtniskir-
che, die zwischen 1899 und 1901 nach dem 
Entwurf des berühmten Architekten 
Friedrich Heitmann erbaut wurde. In den 
Kriegsjahren wurde sie erheblich beschä-
digt und blieb viele Jahre lang ungenutzt. 
In den 60er Jahren sollte das Gebäude ab-
gerissen werden, doch Jurij Waganow, ein 
Architekt des Staatlichen Projektinstituts 
für Bauwesen, legte einen Entwurf zum 
Umbau des ehemaligen Kirchengebäudes 
in ein Puppentheater vor, und so rettete 
er die Kirche vor dem Abriss.

Nach seinen Plänen wurde die Kirche 
restauriert und 1976 als Theater in Betrieb 
genommen. Das Äußere des restaurierten 
Gebäudes entspricht weitgehend seinem 
Vorkriegsaussehen, während das Innere 
vollständig verändert wurde, um dem 
Zweck des Gebäudes als Theater gerecht 
zu werden.

Derzeit hat die Kirche den Status eines 
Kulturguts von regionaler Bedeutung und 

2012 wurde sie bereits instandgesetzt. Nach 
zehn Jahren stellten Spezialisten jedoch 
fest, dass die Fassade und das Dach des Ge-
bäudes erneuert werden mussten. Man be-
schloss daher, dass die Wiederherstellung 
der Fassade gemäß der historischen Ansicht 
der Kirche Priorität haben sollte. Es war je-
doch nicht einfach zu entscheiden, welche 
Farbe es sein sollte, da sie schon vor dem 
Krieg verändert worden war.

Als die Kirche 1976 wiederaufgebaut 
wurde, mussten die Baumeister das ver-
wenden, was sie hatten, und so erhielt die 
Königin-Luise-Gedächtniskirche einen 
hellblauen Anstrich. Ursprünglich war 
das Dach nicht aus Kupfer, sondern aus 
Schiefer gewesen. Das Kupfer für den 
Wiederaufbau von 1976 wurde per Damp-
fer aus Chile geliefert.

Bevor sie mit der aktuellen Renovie-
rung der Königin-Luise-Kirche begannen, 
beschlossen die Fachleute des Denkmal-
schutzdienstes, die Meinung der Bürger 
abzufragen. Auf der Website der Behörde 

führten sie eine Umfrage durch. Die Bür-
ger von Königsberg wurden gebeten, ein 
Farbschema zu wählen, das besser zur Kö-
nigin-Luise-Kirche passen würde.

Daraufhin genehmigte ein staatliches 
Gutachten die Renovierung des histori-
schen Gebäudes mit einem Neuanstrich 
in einer der Vorkriegsfarben, nämlich 
hellgrau-braun. Aufgrund der hohen Kos-
ten für Kupfer und des großen Umfangs 
der notwendigen Arbeiten wurde be-
schlossen, das Dach mit graphitfarbenen 
Blechplatten einzudecken.

Die Renovierungsarbeiten haben um-
gerechnet knapp 300.000 Euro gekostet. 
Sie umfassten neben Reparaturen am 
Dach und der Fassade die Instandsetzung 
des Turms wie auch die Erneuerung der 
Abflussrohre. Alle Reparaturarbeiten wur-
den so organisiert, dass sie den Besuch 
der Aufführungen in keiner Weise beein-
trächtigten. Der Eingang zum Theater 
blieb während der gesamten Reparatur-
arbeiten geöffnet.� Jewgenij Tschernyschew

KÖNIGSBERG

Fassadenrenovierung an der Königin-Luise-Kirche abgeschlossen
Nach erfolgter Umfrage: Bürger entschieden, sich bei der Renovierung am ursprünglichen Aussehen zu orientieren 

KOMMUNALWAHLEN 2024

Nach der Wahl ist vor der Wahl
Wahlkampf mit sachlichen Diskussionen – Änderungen in Allenstein und Elbing mit Spannung erwartet

Kandidaten der Deutschen Minderheit, die bei der Kommunalwahl im südlichen Ostpreußen antreten: Heinrich Hoch für Sensburg, 
Arkadiusz Leska für Ortelsburg und Wiesław Küchmeister für Osterode� Fotos: U.H., privat, Luis Schönecker

Königin-Luise-Gedächtnis-
kirche im Park Luisenwahl: 
Wie schon einmal in der 
Vorkriegszeit erstrahlt das 
Gebäude, in dem heute das 
städtische Puppentheater 
untergebracht ist, in neuen 
alten Farben � Foto: J.T.
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ZUM 99. GEBURTSTAG

Certa, August, aus Seubersdorf, 
Kreis Mohrungen, am 1. April
Fischer, Grete, geb. Schmakeit, 
aus Schneckenmoor, Kreis Elch-
niederung, am 1. April
Pliska, Waldemar, Kreisgemein-
schaft Neidenburg, am 1. April
Scheingruber, Erna, geb. Klesch, 
aus Lyck, am 30. März

ZUM 98. GEBURTSTAG

Ehrenberg, Rudy, aus Neiden-
burg, am 4. April
Kling, Waltraut, geb. Gulatz, aus 
Rosenheide, Kreis Lyck, am  
29. März
Koschorrek, Bruno, aus Ebenfel-
de, Kreis Lyck, am 30. März

ZUM 97. GEBURTSTAG

Biallas, Christel, geb. Rosteius, 
aus Milken, Kreis Lötzen, am  
30. März
Dombrowski, Walter, aus Dor-
schen, Kreis Lyck, am 2. April
Koepke, Ursula, geb. Kaminski, 
aus Grabnick, Kreis Lyck, am  
31. März
Ludwig, Klaus, aus Saalfeld-Ebe-
nau, Kreis Mohrungen, am 30. März
Pogodda, Günther, aus Schützen-
dorf, Kreis Ortelsburg, am 2. April
Putzki, Gerda, geb. Plaar, aus 
Wehlau, am 4. April

ZUM 96. GEBURTSTAG

Biallas, Irma, geb. Sembritzki, aus 
Bunhausen, Kreis Lyck, am 31. März
Jopp, Erika, aus Rotbach, Kreis 
Lyck, am 30. März
Nissen ,  Irmgard ,  geb.  
Klingenberg, aus Godnicken, 
Kreis Fischhausen, am 2. April
Turowski, Helmut, aus Linden-
fließ, Kreis Lyck, am 31. März
Wischnewski, Gerhard, aus Neu-
hof, Kreis Neidenburg, am 4. April

ZUM 95. GEBURTSTAG

Charchulla, Liesbeth, geb.  
Newiger, aus Gusken, Kreis Lyck, 
am 1. April
Fenske, Hildegard, geb. Maser, 
aus Ebenfelde, Kreis Lyck, am  
1. April
Gremke, Erich, aus Pregelswalde, 
Kreis Wehlau, am 1. April
Joecks, Herta, geb. Chilla, aus 
Grünlanden, Kreis Ortelsburg, am 
29. März
Prahs, Walter, aus Klein Purden, 
Kreis Allenstein, am 29. März
Thomzik, Ilse, aus Ortelsburg, am 
29. März

ZUM 94. GEBURTSTAG 

Czychon, Horst, aus Goldenau, 
Kreis Lyck, am 30. März
Engmann, Irmgard, geb.  
Rudowski, aus Lindendorf, Kreis 
Wehlau, am 31. März
Hoffmann, Klaus, Kreisgemein-
schaft Neidenburg, am 29. März
Junghans, Brigitte, geb.  
Pietrzyk, aus Kölmersdorf, Kreis 
Lyck, am 4. April
Mrozek, Lisbeth, geb. Kempka, 
aus Montwitz, Kreis Ortelsburg, 
am 29. März
Prinz, Hildegard, geb. Bahl, aus 
Mingfen, Kreis Ortelsburg, am  
4. April
Quadt, Christel, geb. Kobialka, 
aus Steinberg, Kreis Lyck, am  
4. April
Reinke, Liselotte, geb. Pogodda, 
aus Kalkhof, Kreis Treuburg, am 
31. März
Rimkus, Bruno, aus Dünen, Kreis 
Elchniederung, am 31. März

ZUM 93. GEBURTSTAG

Beier, Klara Irmgard, geb.  
Endrijat, aus Ragnit, Lehrhöffer-
straße 3, am 31. März
Jäger, Herta, geb. Danielzik, aus 
Klein Lasken, Kreis Lyck, am  
1. April
Koslowski, Irma, geb. Lojewski, 
aus Lyck, Yorkstraße 21, am 3. April
Lattko, Wilhelm, aus Grabnick, 
Kreis Lyck, am 31. März
Schneemann, Waltraud, geb.  
Niklaus, aus Lehmanen, Kreis Or-
telsburg, am 3. April

Schöttker, Hildegard, geb.  
Lasarzewski, aus Goldenau, 
Kreis Lyck, am 29. März
Zupp, Edith, geb. Jurr, aus Kugla-
cken, Kreis Wehlau, am 31. März

ZUM 92. GEBURTSTAG

Glanz, Lisbeth, geb. Plogsties, 
aus Aschpalten, Kreis Elchniede-
rung, am 2. April
Kaßmekat, Ilse, geb. Doose, aus 
Kuglacken, Kreis Wehlau, am  
30. März
Kollhoff, Elfriede, geb. Hemke, 
aus Pregelswalde, Kreis Wehlau, 
am 3. April 
Laudan, Gerda, geb. Ennulat, aus 
Wartenhöfen, Kreis Elchniede-
rung, am 30. März
Maszerim, Kurt, aus Tawe, Kreis 
Elchniederung, am 4. April
Möller ,  Waltraut ,  geb.  
Grochowski, aus Bunhausen, 
Kreis Lyck, am 29. März
Moldzio, Erich, aus Giersfelde, 
Kreis Lyck, am 1. April
Nieske, Erich, aus Krattlau, Kreis 
Fischhausen, am 29. März
Wenk, Artur, aus Lissau, Kreis 
Lyck, am 2. April

ZUM 91. GEBURTSTAG

Baeske, Gertrud, geb. Piorunek, 
aus Farienen, Kreis Ortelsburg, am 
29. März
Baustian, Edeltraut, geb.  
Bembenneck, aus Neuendorf, 
Kreis Lyck, am 29. März
Bleck, Lotte, geb. Purwin, aus 
Auglitten, Kreis Lyck, am 1. April
Drewello, Karlheinz, aus Allen-
stein, Kreis Treuburg, am 31. März
Eickholt, Dora, geb. Treidel, aus 
Grünhayn, Kreis Wehlau, am  
29. März
Hose, Dora, aus Hutmühle, Kreis 
Insterburg, am 30. März

Lumma, Hedwig, geb. Gröning, 
aus Schutschen, Kreis Neiden-
burg, am 3. April
Richter, Elfriede, geb. Wagner, 
aus Forstamt/Insel, Kreis Lyck, am 
3. April
Rünger, Ilse, geb. Mostolta, aus 
Alt-Kriewen, Kreis Lyck, am  
2. April
Schumacher, Christel, geb. 
Smölka, aus Lykusen, Kreis Nei-
denburg, am 3. April
Suhr, Ursula, geb. Arndt, aus 
Groß Dirschkeim, Kreis Fischhau-
sen, am 1. April
Trochim, Gerd-Ulrich, aus Treu-
burg, am 1. April
Winter, Kriemhilde, aus Caspers-
höfen, Kreis Fischhausen, am  
1. April

ZUM 90. GEBURTSTAG

Baumgärtner, Eva, geb. Till, aus 
Canditten, Kreis Preußisch Eylau, 
am 30. März
Dunkelberg, Brunhilde, geb. 
Winter, aus Lötzen, am 30. März
Faltin, Inge, geb. Lüchow, aus 
Dreimühlen, Kreis Lyck, am 4. April
Kretschmer, Hans, aus Tapiau, 
Kreis Wehlau, am 1. April
Lindner, Helga, geb. Bode, aus Al-
brechtsfelde, Kreis Treuburg, am  
4. April
Noetzel, Gerhard, aus Gilkendorf, 
Kreis Elchniederung, am  
29. März
Pohler, Ingeborg, geb. Palloks, 
aus Hochdünen, Kreis Elchniede-
rung, am 1. April
Schwede, Alfred, aus Heinrichs-
walde, Kreis Elchniederung, am  
29. März

ZUM 85. GEBURTSTAG

Albrecht, Renate, geb. Lojewski, 
aus Steinkendorf, Kreis Lyck, am 
30. März
Brähler, Hannelore, geb. Galla, 
aus Kutzburg, Kreis Ortelsburg, am 
3. April
Crämer, Elfriede, geb. Rogalla, 
aus Freudengrund, Kreis Ortels-
burg, am 31. März
Dröse, Traute, geb. Kablitzky, aus 
Eydtkau, Kreis Ebenrode, am  
30. März
Gera, Jürgen, aus Königswalde, 
Kreis Lyck, am 30. März
Grohnmeier, Siegfried, aus Al-
tenkirch, Kreis Tilsit-Ragnit, am  
31. März
Hesse, Waltraut, geb. Schroeder, 
aus Groß Birkenfelde, Kreis Weh-
lau, am 1. April
Kirsch, Hans, aus Koschainen, 
Kreis Mohrungen, am 29. März
Köhler, Inge, geb. Masurowski, 
aus Lyck, am 29. März

Lemhöfer, Inge, geb. Konopka, 
aus Petersgrund, Kreis Lyck, am  
1. April
Marczewska, Barbara, geb. 
Senkbeil, aus Eichensee, Kreis 
Lyck, am 3. April
Masuch, Anna, geb. Dulisch, aus 
Hügelwalde, Kreis Ortelsburg, am 
4. April
Michel, Hildegard, geb.  
Hensellek, aus Großwalde, Kreis 
Neidenburg, am 31. März
Müller, Christa, geb. Reissberg, 
aus Saalfeld, Kreis Mohrungen, am 
1. April
Nietz, Gerhard, aus Wilpen, Kreis 
Ebenrode, am 31. März
Pliskat, Hedwig, geb. Marzian, 
aus Steinberg, Kreis Lyck, am  
4. April
Schwarz, Gertrud, geb. Mertins, 
aus Wilken, Kreis Ebenrode, am  
1. April
Sobottka, Eckhard, aus Ittau, 
Kreis Neidenburg, am 1. April
Switalla, Bruno, aus Mensguth, 
Kreis Ortelsburg, am 31. März
Wolff, Christel, geb. Reidenbach, 
aus Goldbach, Kreis Wehlau, am 
30. März
Zels, Karin, geb. Albrecht, aus 
Klein Nuhr, Kreis Wehlau, am  
3. April

ZUM 80. GEBURTSTAG

Halfern, Wolf-Rüdiger von, aus 
Zöpel, Kreis Mohrungen, am  
29. März
John, Manfred, aus Tölteninken, 
Kreis Wehlau, am 2. April

Kudrzicki, Hans-Jürgen, aus Me-
runen, Kreis Treuburg, am  
29. März
Kupko, Regina, geb. Feuersänger, 
aus Grünhayn, Kreis Wehlau, am  
3. April
Masuch, Maria, geb. Galla, aus 
Hügelwalde, Kreis Ortelsburg, am 
30. März
Rodenberg, Ilse, geb. Kerstan, 
aus Fröhlichshof, Kreis Ortelsburg, 
am 3. April
Wissell, Sabine von, geb. von 
Grumbkow, aus Eichen, Kreis 
Wehlau, am 30. März 

ZUM 75. GEBURTSTAG

Eisenkrätzer, Inge, geb. Leschim, 
aus Duneiken, Kreis Treuburg, am 
29. März
Lange, Brigitte, geb. Behrendt, 
Kreisgemeinschaft Neidenburg, 
am 30. März
Schellstede, Reinhard, aus Buch-
holz, Kreis Preußisch Eylau, am  
30. März
Zarske, Horst, aus Rockeimswal-
de, Kreis Wehlau, am 30. März

Werden Sie persönliches Mitglied der Landsmannschaft Ostpreußen

Ostpreußen benötigt eine star-
ke Gemeinschaft, jetzt und 
auch in Zukunft. 

Die persönlichen Mitglieder 
kommen wenigstens alle drei 
Jahre zur Wahl eines Dele-
gierten zur Ostpreußischen 
Landesvertretung (OLV), der 
Mitgliederversammlung der 
Landsmannschaft Ostpreußen, 
zusammen. Jedes Mitglied hat 
das Recht, die Einrichtungen 
der Landsmannschaft und ihre 

Unterstützung in Anspruch zu 
nehmen.  
Sie werden regelmäßig über die 
Aktivitäten der Landsmann-
schaft Ostpreußen e.V. infor-
miert und erhalten Einladun-
gen zu Veranstaltungen und Se-
minaren der LO. Ihre Betreuung 
erfolgt direkt durch die Bundes-
geschäftsstelle in Hamburg. 

Der Jahresbeitrag beträgt zur-
zeit 60,- Euro. Den Aufnahme-
antrag können Sie bequem auf 

der Internetseite der Lands-
mannschaft – www.ostpreus-
sen.de – herunterladen. Bitte 
schicken Sie diesen per Post an: 

Landsmannschaft Ostpreußen  
Herrn Bundesgeschäftsführer 
Dr. Sebastian Husen  
Buchtstraße 4  
22087 Hamburg

Auskünfte erhalten Sie unter 
Telefon (040) 41400826,  
E-Mail: info@ostpreussen.de

Glückwünsche an: 

Angela Selke  
Telefon (040) 4140080 
E-Mail: selke@paz.de 

Wir gratulieren …

Zusendungen für die Ausgabe 15/2024

Bitte senden Sie Ihre Texte und Bilder für die Heimat-Seiten der 
Ausgabe 15/2024 (Erstverkaufstag 12. April) bis spätestens 
Dienstag, den 2. April, an die Redaktion der PAZ: 
E-Mail: rinser@paz.de, Fax: (040) 41400850 oder postalisch: 
Preußische Allgemeine Zeitung, Buchtstraße 4, 22087 Hamburg 

Hinweis

Alle auf den Seiten 
„Glückwünsche“ und 
„Heimat“ abgedruckten 
Glückwünsche, Berichte 
und Ankündigungen werden 
auch ins Internet gestellt. 
Der Veröffentlichung kön-
nen Sie jederzeit widerspre-
chen. 
Landsmannschaft Ostpreu-
ßen e.V., Buchtstraße 4, 
22087 Hamburg,  
E-Mail: info@ostpreussen.de

Landsmannschaft Ostpreußen –  
Termine 2024

13. und 14. April: Arbeitsta-
gung der Deutschen Vereine 
in Sensburg (gT) 
19. bis 21. April: Kultursemi-
nar in Helmstedt 
1. Juni: Ostpreußentreffen in 
Wolfsburg 
22. Juni: Ostpreußisches 
Sommerfest in Osterode 
20. bis 22. September: Ge-
schichtsseminar in Helmstedt 
7. bis 13. Oktober: Werkwo-
che in Helmstedt 
1. November: Arbeitstagung 

der Landesgruppenvorsitzen-
den in Wuppertal (gT) 
2. November: Mitgliederver-
sammlung der LO-Bruderhil-
fe e.V. in Wuppertal (gT) 
2. und 3. November: Ostpreu-
ßische Landesvertretung in 
Wuppertal (gT)  
Auskünfte bei der Landsmann-
schaft Ostpreußen-Bundesge-
schäftsstelle, Buchtstraße 4, 
22087 Hamburg,  
Telefon (040) 41400826,  
E-Mail: info@ostpreussen.de

ANZEIGE

PARTNER-REISEN
Grund-Touristik GmbH & Co. KG

09.06.–17.06.24
Bürgerfahrt nach Ostpreußen – Sonderreise für die Kreisgemeinschaft
Pr. Eylau und Partnerstadt und Landkreis Verden
Reiseleitung: Evelyn von Borries

27.06.–07.07.24
Bus- und Schiffsreise Pommern, südl. Ostpreußen, Memelland und Kurische
Nehrung – mit Möglichkeit zu einem privaten Tagesausflug nach Tilsit und in
die Elchniederung
Reiseleitung: Hubert Geiger und Dieter Wenskat

21.05.–28.05. / 25.06.–02.07. / 16.07.–23.07. / 03.09.–10.09.24
Schiffsreise nach Nidden
Reisen in kleiner Gruppe mit abwechslungsreichem Ausflugsprogramm auf der
Kurischen Nehrung und im Memelland

Everner Str. 41, 31275 Lehrte, Tel. 05132/588940, Fax 05132/825585, E-Mail: Info@Partner-Reisen.com

PARTNER-REISEN
Grund-Touristik GmbH & Co. KG

Die PAZ  
zum Probelesen

Vier Wochen gratis
Telefon (040) 41400842

PAZ wirkt!



Vorsitzender: Christoph Stabe, 	
Ringstraße 51a, App. 315, 85540 
Haar, Tel.: (089)23147021 stabe@
low-bayern.de, www.low-bayern.de

Bayern

Die Eisenbahn in Ostpreußen
Hof - Mit der Geschichte der Ei-
senbahn in Ostpreußen hatte sich 
Vorsitzender Christian Joachim 
beschäftigt. Er erinnerte an die 
Ausstellung des Kulturzentrums 
Ellingen “Kleinbahnen in Ostpreu-
ßen“, die vor einigen Jahren im 
Hofer Bürgerzentrum zu Gast war.

Zunächst spielten für die Infra-
struktur in Ostpreußen Wasser-

wege eine bedeutende Rolle. Es 
gab entsprechende Kanäle und 
Schleusen. Die Flüsse Alle, Pregel, 
Memel und Weichsel wurden 
schiffbar gemacht. Der Oberland-
kanal ermöglichte mit seinen Roll-
bergen das Überwinden von bis zu 
99 m Höhenunterschied. Aller-
dings erreichte der Kanal nicht die 
ihm zugedachte Bedeutung, weil 
inzwischen leistungsfähige Eisen-
bahnlinien angelegt worden wa-
ren.

Ihren Anfang nahm die Eisen-
bahngeschichte in Ostpreußen um 
das Jahr 1840, als die Preußische 
Armee eine Eisenbahnverbindung 
bis zur russischen Grenze wünsch-
te. Zur gleichen Zeit kam man zu 
der Erkenntnis, dass die Eisen-
bahn ein probates Mittel zur Er-

schließung der strukturschwachen 
Gebiete in Ostpreußen und Pom-
mern sein könnte. Aber erst nach 
der Märzrevolution1 1848/49 konn-
ten die finanziellen Hürden über-
wunden werden. Im Dezember 
1849 wurde ein Gesetzentwurf 
über den Bau der Ostbahn verab-
schiedet. Nun startete der Bau der 
Bahnstrecke, die eine 740 Kilome-
ter lange Verbindung von Berlin 
über Königsberg bis Eydtkuhnen 
an der Grenze zum russischen 
Kaiserreich darstellt. Mit den par-
allel dazu gebauten Zweig- und 
Nebenlinien umfasste die Ost-
bahn 1880 ein Streckennetz von 
2.210 Kilometern. Daneben gab es 
noch eine Vielzahl von Klein- und 
Privatbahnen. Diese boten ein 
vielfältiges Bild. Da gab es die Wö-

terkeim-Schippenbeiler Klein-
bahn mit 5 km Länge, aber auch 
die Insterburger Kleinbahn, die 
ein ca. 220 km langes Strecken-
netz umfasste. Große Bedeutung 
hatten diese Kleinbahnen am En-
de des zweiten Weltkrieges, da sie 
vielen Deutschen die Flucht er-
möglichten.

Und wie sieht es heute aus? Die 
Strecke Berlin – Königsberg – 
Eydtkuhnen verlor durch die neu-
en Grenzen ihre Funktion als 
Durchgangsstrecke. Aktuell wird 
diese Route von den Bahngesell-
schaften Deutschlands, Polens und 
Russlands in sechs Einzelstrecken 
geteilt. Nach Ende des Krieges war 
die Zeit der Klein- und Privatbah-
nen vorbei. Übrig blieben zerstörte 
Fahrzeuge, Gleisanlagen und Bau-
ten in einem verwüsteten, nahezu 
menschenleeren Land. Die verblie-
bene Infrastruktur wurde über-
nommen, nach und nach wieder in 
Betrieb gesetzt, den aktuellen Be-
dürfnissen angepasst und den je-
weiligen Staatsbahnen angeglie-
dert. Im Memelgebiet und im sow-
jetischen Teil wurden Gleismate-
rial und noch nutzbare Fahrzeuge 
abtransportiert. Die Schwellen 
dienten der Bevölkerung als Brenn-
material. Christian Joachim 
schloss seinen Vortrag mit der Be-
merkung, dass sich noch viele Ge-
schichten von den liebevoll geheg-
ten Kleinbahnen berichten ließen, 
von der „Kuschel“ auf der Frischen 
Nehrung, von Unfällen im tägli-
chen Eisenbahnbetrieb oder von 
Dramen aus der Zeit der Flucht. Er 
schloss mit der Aufforderung an 
die Mitglieder und Besucher, sich 
im Anschluss über das Thema aus-
zutauschen.

Die nächste Veranstaltung fin-
det am 13. April, um 15 Uhr, zum 

Thema „Agnes Miegel und Ost-
preußen“ statt.

Vorsitzender: Heinrich Lohmann, 
Geschäftsstelle: Parkstraße 4, 
28209 Bremen, E-Mail:  
heinrichlohmann@gmx.de,  
Telefon (0421) 3469718

Bremen

 
Mitgliederversammlung
Bremen – Mittwoch, 3. April,  
15 Uhr, Hotel Robben Grollander 
Krug: Mitgliederversammlung. 
Hierzu laden wir herzlich ein! Die 
Jahreshauptversammlung findet 
im Rahmen einer geselligen Kaf-
feetafel statt.

Im Anschluss an die Tagesord-
nung werden Erzählungen und Ge-
dichte unseres früheren Mitglie-
des, der Dorfschullehrerin und 
Autorin Eva Reimann (1924 bis 
2005) vorgetragen. Zu ihrem 100. 
Geburtstag planen wir in diesem 
Jahr eine Buchveröffentlichung.

Hamburg

Erster Vorsitzender: Hartmut 
Klingbeutel, 
Geschäftsstelle: Haus der Hei-
mat, Teilfeld 8, 20459 Hamburg, 
Telefon (0178) 3272152

Stadtgemeinschaft Königsberg 
Hamburg - Sonntag, den 7. April,  
15 Uhr, (Einlass ab 14:30) „PHILO-
SOPHISCHES CAFE im HAUS der 
HEIMAT“, Teilfeld 8 (nahe U-Bahn 
Rödingsmarkt, S-Bahn Stadthaus-

brücke, Bus 16+17 Michaeliskir-
che). Jeden ersten Sonntag im Mo-
nat einen Einblick in IMMANUEL 
KANT‘s Leben, Werk, Heimatstadt 
sowie weitere Themen von Bedeu-
tung erhalten Sie unterhaltsam 
und locker bei Kaffee & Kuchen 
unter Leitung von Gaby Schwarze. 
Gäste sind willkommen!

Stellv. Vorsitzender: Gerd-Hel-
mut Schäfer, Rosenweg 28,  
61381 Friedrichsdorf, Telefon 
(0170) 3086700

Hessen

Gemeinsames Frühlingstreffen 
2024 der LOW Hessen, der 
Kreisgruppe Darmstadt/Die-
burg und der Heimatgruppe der 
Insterburger Darmstadt
Darmstadt - Am 09. März sind  
31 Mitglieder und Freunde unserer 
Einladung in das Bürgerhaus nach 
Darmstadt-Wixhausen gefolgt. 
Man war erfreut sich in so großer 
Runde unterhalten und austau-
schen zu können.

Die österliche Dekoration fand 
großen Beifall. Das wie immer sehr 
aufmerksame Service Team des 
Bürgerhauses hatte sehr schnell für 
unser leibliches Wohl gesorgt.

Nach kurzen Grußworten von 
Jürgen Pantel, dem Vorsitzenden 
der Heimatgruppe der Insterbur-
ger, und den Grußworten von Ger-
hard Schröder, Leiter der LOW 
Kreisgruppe Darmstadt /Dieburg 
wurden Frühlingsgedichte aus dem 
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politi-
sches
Gebilde

sagen-
hafter
griech.
Sänger

heftiger
Zorn

gelblich
braune
Erdart

Geräte-
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Boden-
sportler

ver-
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reich

Pyre-
näen-
bewoh-
ner

jegliches
stache-
liger
Korb-
blütler
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fast
gleich
aus-
sehend

die dort Strumpf-
halter

Ei der
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Stadt
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Garonne

in
Kürze,
wenig
später

Schlacht-
tiere
reichlich
füttern

europ.
Kultur-
TV-
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Begleit-
mann-
schaft

Frau
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im A. T.

herein-
legen
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Fuß-
baller
(Lionel)

franzö-
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Strom
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weib-
chen,
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stadt
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rhyth-
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Anti-
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scher-
titel

obere
Gesichts-
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erzäh-
lende
Vers-
dichtung

Fluss
durch
London

Haupt-
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Mittel-
punkt
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Schram-
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japani-
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Getränk,
Sake

Senke
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motor-
schiff
(Kzw.)
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schaltet,
nicht an
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(Friedrich)
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vermerk
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klang
im Vers

getrock-
netes
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(Loch ...)
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End-
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besitz-
anzei-
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Fürwort
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Ventu-
ras
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hart

Schüttelrätsel
In diesem ungewöhnli chen Kreuzworträtsel stehen anstelle der Fragen die 
Buchstaben der gesuchten Wörter alphabetisch geordnet in den Fragefeldern. 
Zur Lösung beginnen Sie am besten mit den kurzen Wörtern (Achtung: ORT 
kann  z. B. ORT, TOR oder auch ROT heißen).

Mittelworträtsel

Magisch

Mittelworträtsel: 1. Uniform, 2. Fussball, 
3. Partikel, 4. Spieler, 5. Getriebe,  
6. Blaetter, 7. Speicher –   
Osterei 

Magisch: 1. stapfen, 2. Spinett,  
3. Septett

  S  W   T  B    A   I  J  S  
  T O U L O U S E  B A L D  M A E S T E N
  A R T E  R  L E A  L I N K E N  R  I
 R A P  H E N N E  S U E S  E H E M A L S
  T H E M S E  B  K  S T I R N  E P O S
   E   K R A T Z E R  E   L A S S I E
  K U E M O  B  A  E I L T  I  S  R 
 N E S S  R A S E R E I   A R C H I P E L
  R  T U T U  B   S C H L E H E  U  Y
  N I E  E S S E N  W  E  I  U E B E R
        P R O B E  G A M A  N  H I
       B E T R E I B E R  B E Z I R K
        R  M I N I  A L B  I  B 
       O R C A   S O L  A N A N A S
        G  L U F T  I   U N A R T
       L U V  L  R H E S U S  N  U
        T O L S T O I  P  S A U E R
         L  T   N A A B  M  N 
        S T O E P S E L  A R M A D A
        K  H R O  I S I S  E U E R
       T I E R  L I N O  S T R E N G

So ist’s  
richtig:

          
          
          
          
          

AIIL
NN LLNU FIR FLOT ANSS AHMOT ALNU BDIL

BHU

FOU AIILO

BLTU FIS ALM

ADNST

Schüttelrätsel:

   R     T  
 A N I L I N  H U B
  U F O  A I O L I
  L  F I S  M A L
 B L U T  S T A N D

PAZ24_13

1 PARADE HOSE

2 TISCH TOR

3 STAUB FILTER

4 GEGEN FRAU

5 AUTO OEL

6 ROSEN WALD

7 DATEN PLATZ

Erweitern Sie die linken und rechten Wörter je weils durch ein gemeinsames 
Wort im Mittel block. Auf der Mittelach se ergibt sich als Lösung ein Wort für 
ein bemaltes Hühnerprodukt.

Schreiben Sie waagerecht und senk-
recht dieselben Wörter in das Dia-
gramm.

1 kräftig auftreten    

2  kleines Cembalo    

3 siebenstimmiges Musikstück    

Ostpreußisch gut
Poloshirt mit 
aufgestickter 
Elchschaufel 

aus 100% Baumwolle,
in den Größen L und XL, 

für 30,- Euro, 
zuzüglich 3,- Euro zuzüglich 3,- Euro 

Porto und Verpackung.

Bestellung:
Landsmannschaft Ostpreußen e.V.

Buchtstraße 4, 22087 Hamburg
Telefon (040) 4140080

E-Mail: selke@ostpreussen.de

ANZEIGE
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Kreise der Mitglieder und Gästen 
vorgetragen.

Auch Renate Buslaps begrüßte 
die Tischrunde des Teilnehmer-
kreises.

Ein beherrschendes Thema war 
der 300. Geburtstag Immanuel 
Kants, zu dem Renate Buslaps um-
fangreiches Informationsmaterial 

für alle mitgebracht hatte, u.a. auch 
die Sonderveröffentlichung der 
PAZ vom 26. Januar.

Gerhard Schröder und Hanne-
lore Neumann berichteten von 
dem Besuch der Ausstellung zum 
300. Geburtstag von Immanuel 
Kant in Bonn.

Beide waren begeistert über die 
Informationen, die man bei diesem 
Besuch der Ausstellung erhalten 
konnte. Hannelore Neumann war 

überrascht, dass so viele Jugend-
gruppen diese Kant-Ausstellung 
besuchten und Interesse zeigten.

Auch wurde weiterhin mit Ge-
dichten der Zuhörerkreis erfreut.

Nachdem die Kaffee-Kuchen 
Runde sich genussvoll dem Ende 
näherte, konnten wir noch einem 
interessanten Beitrag unsere Auf-
merksamkeit widmen.

Ein Wegbegleiter von Herrn 
Fritz Loseries in der Ostpreußen-

Ahnenforschung, Herr Dr. Kristian 
Hahn aus Bensheim berichtete 
über seine Arbeit in der Ahnenfor-
schung. Er hat Wege von seiner Fa-
milie bis ins 15. Jahrhundert ver-
folgt und anhand von Aufzeichnun-
gen belegen können.

Seine Recherchen reichen auch 
weit bis ins Ausland. So konnte er 
in der Ahnenreihe Nachkommen 
seiner Familie in Spanien finden.

Seine Ausführungen wurden 
mit großem Interesse gefolgt.

Mit guten Wünsche für ein 
schönes Osterfest und dem Hin-
weis auf die 70 Jahrfeier der Hei-
matgruppe der Insterburger am  
11. Mai verabschiedete man sich in 
der Hoffnung, dass alle wohlbehal-
ten nach Hause kommen und wir 
uns zu diesem Treffen wiedersehen.

Christian Keller

Afghanistan-Vortrag
Kassel – Donnerstag, 4. April,  
15 Uhr, Landhaus Meister, Fulda-
talstraße 140: Treffen der Lands-
mannschaft Ost- und Westpreu-
ßen zum Thema: „Afghanistan - al-
les umsonst?“ Eine Einschätzung 
von Oberst a.D. Hans Werner Patz-
ki. Anschließend findet der Stamm-
tisch der Salzburger Gruppe statt.

Vorsitzende: Dr. Barbara Loeffke, 
Alter Hessenweg 13, 21335 Lüne-
burg, Tel.: (04131)42684, Schrift-
führer und Schatzmeister: Hilde 
Pottschien, Volgerstraße 38, 21335 
Lüneburg, Tel.: (04131)7684391. 
Bezirksgruppe Lüneburg: Hel-
mut E. Papke, Süllweg 7, 29345 Un-
terlüß, Tel.: (05827) 4099850. Be-
zirksgruppe Weser-Ems: Otto v. 
Below, Neuen Kamp 22, 49584 
Fürstenau, Tel.: (05901) 2968

Niedersachsen

Oldenburg – Mittwoch, 10. April, 
15 Uhr, Stadthotel: Immanuel Kant, 
ein biografisches Porträt. Mitglie-
der und Freunde sind herzlich will-
kommen.

Vorsitzender: Alexander Schulz, 
Willy-Reinl-Straße 2, 09116  
Chemnitz, E-Mail: alexander.schulz-
agentur@gmx.de, Telefon (0371) 
301616

Sachsen

Pressemitteilung
Chemnitz - Am Sonnabend, den 
13. April findet zum Gedenken an 
den 300. Geburtstag von Imma-
nuel Kant mit Herrn Hans-Jörg 
Froese im Pfarrhaussaal der  
St. Matthäus Kirche, Zinsendorfer 
Straße 14, 09116 Chemnitz von  
10  – 12 Uhr statt. Sie sind herzlich 
eingeladen.

Ostpreußische Bräuche
Dresden – Mittwoch, 10. April,  
13 Uhr, Großenhainer Straße 96: 
traditionelle Osterbräuche in Ost-
preußen.

Vorsitzender: Dieter Wenskat,  
Horstheider Weg 17, 25365 Offen-
seth- Sparrieshoop, Tel.: (04121) 
85501, E-Mail: dieter.wenskat@
gmx.de

Schleswig-Holstein

Monatstreffen der Landsmann-
schaft
Burg /Fehmarn - Am Dienstag, 
den 9. April, hält Jochen Gawehns 
aus Heiligenhafen einen interes-
santen Vortrag über das Leben 
und Wirken des deutschen Philo-
sophen Immanuel Kants, der am 
22. April 1724 in Königsberg / Pr. 
geboren wurde und sich sein Ge-
burtstag in diesem Jahr zum 300. 
Mal jährt.
Beginn der Veranstaltung 15 Uhr 
im „Haus im Stadtpark“ in Burg.
Gäste sind wie immer herzlich 
eingeladen.

Vereinigte Landsmannschaften 
Flensburg (VLM Fl) e.V.
Flensburg – Mittwoch, 10. April,  
15 Uhr, TSB-Heim, Eckener Straße: 
Kaffeetafel mit Erlebnisbericht 
unserer Mitglieder Ingrid und Dr. 
Hans Jacobsen „Mit dem Fahrrad 
am Rhein“. Anmeldung bitte bis 
Mittwoch, 3. April bei Frau Kunde 
unter Telefon (0461) 91170, per E-
Mail: rehekunde@aol.com oder bei 
Herrn Legies unter Telefon (0461) 
32006, per E-Mail: hans.legies@t-
online.de.
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Gleich unter 040-41 40 08 42 oder per Fax 040-41 40 08 51 anfordern!

Lassen Sie sich in die guten alten 

Zeiten entführen und genießen Sie 

unser speziell für Sie angefertigtes 

Präsent. Verwöhnen Sie Ihre Familie 

und Freunde mit den traditionsrei-

chen ostpreußischen Speisen aus 

unserem hochwertigen Kochbuch 

und bieten Sie Ihnen dazu den 

typisch ostpreußischen Honiglikör 

Bärenjäger an. Natürlich fehlt in 

diesem Schlemmerpaket auch das 

Königsberger Marzipan nicht.

Abonnieren Sie die PAZ
und sichern Sie sich Ihre Prämie

Q Ja, ich abonniere mindestens für 1 Jahr die PAZ zum 

Preis von z. Zt. 192 Euro (inkl. Versand im Inland) und erhalte 
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Landsmannschaft Ostpreußen  - Arbeitstagung der Kreisvertreter

Am 16. und 17. März trafen sich 
die Kreisvertreter der Lands-
mannschaft Ostpreußen unter 
der Leitung von Frau Brigitte 
Stramm, Mitglied des LO-Bun-
desvorstandes und Kreisvertre-
terin der Kreisgemeinschaft Labi-
au, in der Politischen Bildungs-
stätte Helmstedt zu ihrem jährli-
chen Erfahrungsaustausch. Die 
Kreisgemeinschaften sind -einge-
tragene oder nicht-eingetragene- 
Vereine und korporative Mitglie-

der der Landsmannschaft Ost-
preußen. 
 
Einen Schwerpunkt der Tagung 
bildeten Diskussionen über die 
Situation und die Zukunftspers-
pektiven. Unter anderem wurden 
mögliche Kooperationen und Fu-
sionen, persönliche Mitglied-
schaften, Schulungen für Füh-
rungskräfte, Familienforschung 
und Wege zur Verschlankung der 
Vereinsstrukturen diskutiert. Die 

aktuellen Entwicklungen im Da-
tenschutz sowie die Vorhaben 
und Veranstaltungen der LO und 
der Kreisgemeinschaften waren 
weitere wichtige Themen der Ta-
gung. Daneben wurde die aktuel-
le Lage im Königsberger Gebiet 
ausführlich diskutiert. 
 
Der Besuch der Gedenkstätte 
Deutsche Teilung Marienborn am 
Sonntag rundete die gelungene 
Veranstaltung ab.

Die Teilnehmer der Arbeitstagung in Helmstedt Die zahlreichen Teilnehmer haben ein produktives 
Wochenende hinter sich 			   				    Foto: Wolfgang Malessa

Arbeitsgemein-
schaft „Hilfe für 
Euch“

Letzte Handarbeits-Aus-
stellung der Arbeitsgemein-
schaft „Hilfe für Euch“, 
Sonnabend, 6. April von 11 
bis 17 Uhr und Sonntag,  
7. April von 11 bis 15 Uhr; 
anschließend Konzert, Kiel, 
Gemeindehaus Vicelin, 
Harmsstraße/Paul-Fleming-
Straße 2. 

Mit dieser Ausstellung verab-
schiedet sich die Arbeitsge-
meinschaft „Hilfe für Euch“ 
nach 31-jähriger Tätigkeit von 
ihrem an Handarbeit interes-
sierten Publikum in Kiel. Ein 
letztes Mal werden die wert-
vollen Handarbeiten aus Ost-
preußen in frühlingshaftem 
Gewande präsentiert. Fri-
schen Wind bringen alte und 
neue Arbeiten aus der Ukrai-
ne in die Ausstellung. Sie 
werden von Katharina Khary-
tych, Eckernförde, beigetra-
gen, die die Ausstellung auch 
persönlich mit betreut. Zum 
Ausklang lädt die Arbeitsge-
meinschaft zu einem Früh-
lingskonzert am Sonntag-
nachmittag ein. Kaffee und 
Torte werden angeboten.�  
Ulrike Madeya
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Treu bis in den Tod

Am 6. März 2024 ist Herr

Fritz Folger
geb. am 28. Februar 1936 in Elbing

nach kurzer schwerer Krankheit fern seiner geliebten Heimat von uns
gegangen.

Herr Folger hat als Vorsitzender der Bezirksgruppe Braunschweig der
Landsmannschaft Ostpreußen und als StellvertretenderVorsitzender der
Landesgruppe Niedersachsen der Landsmannschaft Ostpreußen über
viele Jahrzehnte mit großem Engagement und Liebe vorbildlich und
aufopferungsvoll seiner Heimat und seinen Schicksalsgefährten gedient.

Sein Einsatz ist uns Verpflichtung.

Er wird uns unvergessen bleiben.

Landsmannschaft Ostpreußen Landesgruppe Niedersachsen e.V.

Dr. Barbara Loeffke
Hagen Mörig, Helmut Papke, Otto v. Below, Hilde Pottschien

In Trauer und Dankbarkeit nehmen wir Abschied von

Fritz Folger
* 28. Februar 1936 † 6. März 2024

in Elbing in Braunschweig

Der Verstorbene war langjähriger Vorsitzender der Bezirksgruppe Braunschweig
der LO, stellvertretender Vorsitzender der Landesgruppe Niedersachsen

und Mitglied der Ostpreußischen Landesvertretung.

In Würdigung seiner hervorragenden Verdienste um Ostpreußen
verlieh die Landsmannschaft Ostpreußen Herrn Fritz Folger

im Jahre 2016 das Goldene Ehrenzeichen.

Wir werden ihm ein ehrendes Andenken bewahren.

Der Bundesvorstand der Landsmannschaft OstpreußenDer Bundesvorstand der Landsmannschaft Ostpreußen

Hans-Jörg Froese Stephan Grigat Friedrich-Wilhelm Böld
Stellv. Sprecher Sprecher Schatzmeister

ANZEIGEN

Kreisvertreter: James-Herbert 
Lundszien, Fritz-Reuter-Straße 24, 
24601 Wankendorf, Telefon 
(04326)2195,  
GF: Barbara Dawideit, Am Ring 9, 
04442 Zwenkau, Telefon/Fax 
(034203) 33567

Elchniederung

Ostpreußenfahrt im Sommer
Die Reise über Pommern nach 
Ostpreußen mit Bus und Schiff 

findet von Donnerstag, 27. Juni, 
bis Sonntag, 7. Juli, statt. 

Ab Lehrte geht es nach Pots-
dam, Führung durch Schloss 
Sanssouci, Stettin mit Stadtfüh-
rung, auf Bismarcks Spuren in 
Pommern – Schloss Varzin, Villa 
Red – nach Leba, weiter auf die 
Halbinsel Hela und Danzig, nach 
Gdingen, mit Besichtigung der 
Dreistadt Gdingen-Zoppot-Dan-
zig, Stadtführung und Übernach-
tung in Elbing. Am vierten Tag 
dominieren preußische Schlösser 
den Reisetag: Ruine des Dohna-

Schlosses Schlobitten, Fincken-
stein und Januschau, weiter zum 
Oberländischen Kanal, Osterode 
mit einem gemütlichen Kaffee-
trinken bei der „Deutschen Ge-
sellschaft Tannen“. Weiter geht 
die Fahrt nach Allenstein, neben 
der Stadtführung wird der Be-
such in der Stiftung Prussia ein 
besonderer Höhepunkt dieses 
Tages sein. Anschließend geht es 
weiter nach Eichmedien, Zon-
dern und Lötzen. Bei der Stadt-
führung hat man einen besonders 
schönen Ausblick vom renovier-

ten und per Lift zugänglich ge-
machten Lötzener Wasserturm. 
Von Nikolaiken geht es per Schiff 
nach Niedersee am Rande der Jo-
hannisburger Heide. In Eckerts-
dorf besichtigen wir das Phillipo-
nenkloster und auf der Kruttinna 
werden wir zu einer romanti-
schen Bootsfahrt erwartet. Am 
Abend wollen wir in Lötzen noch 
die Feste Boyen näher erkunden. 
Weiter geht es nach Tauroggen, 
auf den Rambynas mit einem 
Blick hinüber nach Ragnit und 
Tilsit. Unser Übernachtungsort 
wird Heydekrug sein. Der achte 
Tag steht zur freien Verfügung. 
Für alle, die daran interessiert 
sind, wird die Reiseleitung einen 
fakultativen Tagesausflug zu Fuß 
über die Luisenbrücke nach Tilsit 
und in die Elchniederung vor-
schlagen. Für alle anderen be-
steht die Möglichkeit, den Tag 
individuell zu gestalten oder an 
einem Ausflug in das Memeldelta 
mit der Rus-Insel teilzunehmen. 
Am nächsten Tag geht es mit dem 
Schiff durch das Memeldelta und 
vorbei am Windenburger Eck 
über das Kurische Haff nach Nid-
den. Nach einer Fahrt per Bus auf 
die Hohe Düne bleibt der Nach-
mittag in Nidden zur freien Ver-
fügung. Weiter geht es nach Nid-
den mit Besuch des Thomas-
Mann-Hauses, des alten Fried-
hofs und der evangelischen Kir-
che, nach Memel mit Stadtrund-
fahrt, zum Badeort Polangen mit 
einer Führung durch das sehr se-
henswerte Bernsteinmuseum. 
Am letzten Tag geht es in Außen-

kabinen auf der Fähre nach Kiel 
und mit dem Bus weiter mit Aus-
stiegsmöglichkeiten am Haupt-
bahnhof in Kiel, am Hauptbahn-
hof in Hamburg zurück nach 
Lehrte. Informationen zur Reise 
und die genaue Reisebeschrei-
bung kann erfragt werden bei 
Dieter Wenskat, Telefon (04121) 
85501 oder Hubert Geiger, Tele-
fon (07462) 565.

Stadtvertreter: Klaus Weigelt, Al-
bertstraße 11, 93047 Regensburg. 
Patenschaftsbüro: Stadtverwal-
tung, Karmelplatz 5, 47049 Duis-
burg, Telefon (0203) 2832151 

Königsberg-Stadt

Hamburg - Sonntag, den 7. April,  
15 Uhr, (Einlass ab 14:30) „PHILO-
SOPHISCHES CAFE im HAUS 
der HEIMAT“, Teilfeld 8 (nahe U-
Bahn Rödingsmarkt, S-Bahn 
Stadthausbrücke, Bus 16+17 Mi-
chaeliskirche). Jeden ersten Sonn-
tag im Monat einen Einblick in 
IMMANUEL KANT‘s Leben, 
Werk, Heimatstadt sowie weitere 
Themen von Bedeutung erhalten 
Sie unterhaltsam und locker bei 
Kaffee & Kuchen unter Leitung 
von Gaby Schwarze. Gäste sind 
willkommen!

Kreisvertreter: Hubertus Hilgen-
dorff, Tel. (04381) 4366, Dorfstr. 
22, 24327 Flehm.  
Geschäftsstelle: Patenschaft  
Rastenburg: Kaiserring 4, 46483 
Wesel, Tel. (0281) 26950

Rastenburg

Treffen in Rastenburg 
Rastenburg – Mittwoch, 1., Tag 
der Arbeit, bis Donnerstag, 9. Mai, 
Christi Himmelfahrt: gemeinsame 
Busfahrt nach Rastenburg. Als 
Ausgangs- und Endpunkte der 
Fahrt sind Magdeburg und Berlin 
geplant. Wer Interesse daran hat, 
sollte sich umgehend bei Rita 
Kalmbach unter Telefon (039245) 
2828 oder per E-Mail: er-kalm-
bach@t-online.de melden.

Bei einer privaten Anreise per 
Auto, Eisenbahn oder Flugzeug 
und Leihwagen, vor Ort können 
gemeinsame Unternehmungen 
verabredet werden, bitte individu-
ell die Zimmer und den Zeitraum 
innerhalb des Zeitfensters vom  
1. bis 12. Mai im Hotel Koch bu-
chen. Hotel Koch, ul. Sportowa 1, 
PL-11-400 Kętrzyn, E-Mail: koch-
sportowa@wp.pl, Telefon (0048 
89) 7511093.

Hauptkreistreffen
Wesel – Wochenende, 10. und 
11.  August, Bürger-Schützen-
Haus: 68.  Rastenburger Haupt-
kreistreffen.

Danzig-Masuren-Fahrt

Für die Studienreise nach 
Danzig-Masuren, 28. Septem-
ber bis 5. Oktober, sind noch 
Plätze frei.

Louis-Ferdinand Schwarz, fährt 
seit 1990 ins nördliche und un-
ternimmt in diesem Jahr eine 
Studienreise ins südliche Ost-
preußen: Danzig, Masuren in ei-
nem modernen Reisebus mit er-
fahrenem Fahrer und qualifizier-
ter Reiseleitung.

Die Studienreise führt zu den 
kulturellen Sehenswürdigkeiten 
der Region, beginnt in Bielefeld 
mit Zustiegsmöglichkeiten ent-
lang der Autobahn A 2 Hannover 
bis Berlin und führt zunächst 
nach Posen, weiter über Marien-
burg mit der berühmten Burgan-

lage des Deutschen Ritterordens 
nach Danzig.

Der dritte Reisetag gilt Danzig, 
der alten Hansestadt an der Ost-
see. Die Stadtführung zeigt die 
Sehenswürdigkeiten Grünes Tor, 
Neptunbrunnen, Artushof, Kran-
tor und die Marienkirche, eines 
der größten Gotteshäuser der 
deutschen Backsteingotik.

Höhepunkt des vierten Tags ist 
die Fahrt auf dem Oberländi-
schen Kanal, einem technischen 
Wunderwerk des 19. Jahrhun-
derts, auf dem Schiffe über Hü-
gel gezogen werden. Nach Be-
sichtigung von Allenstein und 
Empfang im Deutschen Haus 
durch Vertreter der deutschen 
Minderheit geht es weiter nach 

Sensburg in Masuren, wo die 
nächsten drei Nächte die Hotel-
unterkunft ist. Von dort aus sind 
die Ziele: Steinort mit dem 
Schloss der Familie von Lehn-
dorff, Lötzen, Nikolaiken, die Ma-
surische Seenplatte mit einer 
Schifffahrt und die Johannisbur-
ger Heide.  
Am siebten Tag führt die Rückrei-
se nach Bromberg, am achten 
Tag von dort zurück nach Biele-
feld. Der Ausstieg ist wie auf der 
Hinreise möglich.

Anmeldungen bitte bis spätes-
tens Mittwoch, 10. April, an den 
Reiseleiter Louis-Ferdinand 
Schwarz, Südstraße 6 a, 
49201 Dissen, Telefon (05421) 
n1325, E-Mail: l-f.schwarz@web.
de

PAZ-Abo
vertrieb@paz.de
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VON WOLFGANG KAUFMANN

A m 4. September 1949 kam es zu 
einem Ereignis, das die Esskul-
tur in Deutschland nachhaltig 
veränderte. Weil der Tag reg-

nerisch war, verirrte sich kaum Laufkund-
schaft an den Imbissstand von Herta Heu-
wer an der Kantstraße/Ecke Kaiser-Fried-
rich-Straße in Berlin-Charlottenburg. Also 
begann die Schnellgastronomin, mit neuen 
Rezepturen zu experimentieren. So misch-
te sie unter anderem Tomatenmark mit ge-
riebenem Paprika, Chili und Pfeffer sowie 
dem bis dahin hierzulande kaum bekann-
ten indischen Gewürzpulver Curry und 
gab das Ganze dann über eine klein ge-
schnittene Bratwurst aus der Schlachterei 
von Max Brückner in Berlin-Spandau. Da-
mit kreierte Heuwer ihre erste „Spezial 
Curry-Bratwurst“, die sich späterhin zum 
Lieblings-Snack der Deutschen entwickeln 
sollte und der Hauptbestandteil von „Me-
nüs“ ist, die fantasievolle Namen wie „As-
si-Teller“, „Bottroper Schlemmerplatte“ 
oder „Bratwurst-Carpaccio“ tragen.

Die Erfinderin der 400-Kalorien-Köst-
lichkeit kam am 30. Juni 1913 als sechstes 
Kind des Bauunternehmers und Zimmer-
manns Hermann Pöppel und dessen Ehe-
frau Minna in Königsberg zur Welt. 1924 
übersiedelte die Familie nach Berlin, wo 
Herta von 1929 bis 1932 eine kaufmänni-
sche Ausbildung absolvierte. Danach er-
lernte sie außerdem noch das Schneider-
handwerk und nahm an Haushalts- und 
Kochkursen teil. 1935 folgte die Heirat mit 
dem bei Siemens & Halske angestellten 
Feinmechaniker Kurt Emil Heuwer. 

Im Jahr darauf begann Herta Heuwer, 
im Kaufhaus des Westens in Berlin-Schö-
neberg als Verkäuferin zu arbeiten. Nach 
Kriegsende war sie Trümmerfrau und en-
gagierte sich bei der Berliner Küchenhilfe. 
Ab Anfang 1949 zog Heuwer dann mit ei-
nem Bauchladen durch die Stadt und ver-

kaufte Buletten, bis sie im August des Jah-
res gemeinsam mit ihrem Mann und ihrem 
Schwager für 35 D-Mark den Imbissstand 
erwarb, in dem ihr kurz darauf die Erfin-
dung der Currywurst gelang.

Streit über die wahre Urheberschaft
Dass die gebürtige Königsbergerin eine 
durchaus gewiefte Geschäftsfrau gewesen 
sein muss, zeigt sich darin, dass sie nicht 
versäumte, „Chillup“ als Bezeichnung für 
ihre „Spezial-Soße“ unter der Nummer 
721319 als geschütztes Warenzeichen in 
die Zeichenrolle des Deutschen Patent-
amts eintragen zu lassen. Trotzdem ent-
brannte in den letzten Jahrzehnten perio-

disch Streit über die wahre Urheberschaft 
der Currywurst-Rezeptur.

So hieß es des öfteren, eine gewisse 
Lena Brückner aus Hamburg soll Heuwer 
um zwei Jahre zuvorgekommen sein, als 
sie versehentlich Curry und Ketchup 
miteinander vermengte. 

Allerdings 
ist das eine 
vollkomme-
ne Fiktion, 
welche der 
Schriftsteller 
Uwe Timm ersann. Desgleichen stammt 
die Currywurst auch nicht aus dem Ruhr-
gebiet, obwohl sie dort quasi zum Natio-

nalgericht avancierte. Und „Konnopke’s 
Imbiß“ im Ost-Berliner Stadtteil Prenz-
lauer Berg, der ab 1930 bestand und ab 
1960 ebenfalls legendär gewordene Curry-
würste servierte, kam sowieso viel zu spät. 

Das gilt ebenso für Olaf Böhme, den 
Ehemann von Herta Heuwers 

Nichte und Ziehtochter Brigit-
te, der sich am 30. Dezember 
2002 eine eigene „Spezialsoße 

für Würste, insbesondere Curry-
würste“ patentieren ließ – und zwar für 

die Schweiz, Österreich, die Bundesrepu-
blik und Liechtenstein. Die Geschäfte der 
Erfinderin der Currywurst liefen nach 
dem September 1949 immer besser. Da-

her konnte Heuwer bald mehrere weitere 
Imbissstände in Berlin eröffnen. Dazu 
kam eine Imbisshalle mit bis zu 19 Ver-
käuferinnen. Allerdings wurde sie damit 
nie reich.

Nach Jahrzehnten der Arbeit ging Heu-
wer schließlich am 30. Juni 1976 in den ver-
dienten Ruhestand. Zwei Jahre später ver-
nichtete sie sämtliche schriftlichen Auf-
zeichnungen über die Originalrezeptur der 
Spezial-Soße „Chillup“, was wohl daraus 
resultierte, dass sie ständig von großen Le-
bensmittelunternehmen bedrängt wurde, 
die Rechte an ihrer Erfindung zu verkau-
fen. Letztlich nahm Heuwer das Geheim-
nis um die genaue Zusammensetzung von 
„Chillup“ mit ins Grab, nachedem sie am 3. 
Juli 1999 in Berlin gestorben war, weil nicht 
einmal ihr eigener Ehemann über Details 
der Mischung Bescheid wusste.

 „Kraftriegel des Facharbeiters“
Heute werden in Deutschland pro Jahr um 
die 800 Millionen Currywürste verspeist, 
davon etwa 63 Millionen allein in Berlin. 
Würde man all diese Würste aneinander 
legen, ergäbe das eine Kette von rund 
120.000 Kilometern Länge, also ziemlich 
genau dem Dreifachen des Erdumfangs am 
Äquator. Die Currywurst avancierte zwi-
schendurch sogar zum Politikum. Als der 
Volkswagen-Konzern 2021 beschloss, in 
der Kantine des Wolfsburger Vorstandsge-
bäudes keine Currywurst mehr anzubie-
ten, ging ein Aufschrei durchs Land und 
Altbundeskanzler Gerhard Schröder setzte 
sich für den „Kraftriegel des Facharbei-
ters“ ein. Deshalb gab VW schließlich nach. 
Allerdings wird es wohl nicht allzulange 
dauern, bis der nächste Großangriff auf die 
von Heuwer erfundene Spezialität erfolgt. 
Schließlich hat die Deutsche Gesellschaft 
für Ernährung den Bundesbürgern eben 
gerade nahegelegt, dem Klima und der Ge-
sundheit zuliebe weitestgehend auf Fleisch 
und Wurst zu verzichten. 

Hommage an Herta Heuwer und ihre legendäre Sauce: Deutsches Currywurst Museum Berlin �

Schlesien östlich der Neiße ist ein kultu-
reller Schmelztiegel. Nach 1945 kamen 
Menschen aus Zentralpolen und dem so-
genannten Ostpolen und so auch aus den 
Karpaten in das durch die Vertreibung der 
Deutschen fast menschenleere Land. Sie 
brachten ihre Bräuche mit. In den als 
„wiedergewonne Gebieten“ bezeichneten 
Regionen lehnten sie anfänglich alles ab, 
was die Deutschen hinterließen. Die we-
nigen Einheimischen, die nicht vertrieben 
wurden, durften ihre Bräuche nicht mehr 
offiziell ausleben. Lediglich in Oberschle-
sien, wo auf dem Lande die Einheimi-
schen in der Mehrheit waren, überdauer-
ten alte Bräuche. 

Mit der politischen Wende wurde 
Manches übernommen. So legt der Oster-
hase die Ostereier auch in polnische Nes-
ter, während man umgekehrt in manchen 
alteingesessenen Familien am Ostersonn-
abend mit gefüllten Körbchen zur Le-
bensmittelweihe in die Kirche geht. Eines 
haben Deutsche und Polen ohnehin ge-
meinsam: das bunt geschmückte Osterei.

Am Sonnabend vor Palmsonntag wer-
den Volkskünstler aus Nieder- und Ober-
schlesien ins Ethnographische Museum 
zu Breslau eingeladen. Dort bringen sie 
ihre Meisterwerke an den Mann. Auch 
dieses Jahr wurden an mehreren Ständen 
schlesische Ostereier in der Kratztechnik 

präsentiert. Diese werden hauptsächlich 
in Oberschlesien hergestellt. „Je feiner 
und zarter das geritzte Muster, desto 
schöner das Ei. In den 60er Jahren hat 
man die Ostereiermuster auch in Porzel-
lan geritzt“, sagt Porzellanmalerin Alina 
Wypchło aus Fürsten-Ellguth [Ligota 
Książęca] bei Namslau [Namysłów]. Es 
sei ein gutes Beispiel einer gelungenen 
Adaption historischer, schlesischer Bräu-
che in die neue polnische Tradition, sagt 
sie.

Deutschen und Polen gemeinsam: 
das bunt geschmückte Osterei
Domicela Rybacka präsentiert polnische 
Ostereier in Wachstechnik. Weil ihr aus 
der Nähe von Konin in Großpolen stam-
mender Vater Milizionär war, musste ihre 
Familie alle zwei Jahre umziehen. Die ein-
zige Konstante in ihrem „Nomadenleben“ 
war für sie das Ostereierverzieren. „Mit 
sechs Jahren habe ich zusammen mit mei-
ner Mama, die von jenseits des Bugs 
stammte, mein erstes Ei verziert. Meine 
Technik ist einfach, aber es ist meine Lei-
denschaft, die ich so lange ausüben möch-
te, so lang mein Augenlicht ausreicht”. 
Die 76-Jährige träumt davon, ihre Samm-
lung einer Schule oder einem Kulturhaus 
spenden zu können, „damit das alles nach 
meinem Tode nicht im Container landet”.

Halina Jakubowska arbeitet ebenfalls 
in Batikwachstechnik. Sie ist in Münster-
berg in Schlesien geboren und kam durch 
die Heirat nach Tillowitz [Tułowice], wo 
sie die Kunst des ostpolnischen Osterei-
schmückens von ihrer Nachbarin lernte. 
Diese kam aus Wolhynien nach Schlesien. 
„Ein Osterei war für uns wie eine Oster-
karte, man verschenkte es als Gastge-
schenk oder an liebe Menschen. Kinder 
bekamen ein grünes Ei, weil man so viel 
Hoffnung in Kinder setzt. Ein blaues be-

kamen flatterhafte Jungen und Mädchen, 
die es mit der Treue nicht so ernst mein-
ten, ein schwarzes war für ehrwürdige 
Menschen, Amtsträger bestimmt“, er-
zählt sie. „Aber nur eines war rot, und das 
ging an den Auserwählten“, berichtet Ja-
kubowska. Wenn ein Mädchen einem Jun-
gen eine Abfuhr erteilte, steckte sie ihm 
ein rohes Ei in die Hosentasche und 
klatschte drauf: „Ein Ei hast du, mich aber 
nicht!“, so die Tillowitzerin. Ihre Schwie-
germutter nahm nach dem Osterfrüh-

stück die Schalen der am Ostersonnabend 
geweihten Eier und verstreute sie im Gar-
ten, damit die Ernte gut wurde, erinnert 
sie sich.

Eierschalen für die gute Ernte
„Meine Eltern hatten nur eine Stunde Zeit 
um zu packen. Dann mussten sie ihre ge-
liebte Heimat verlassen“, sagt die Lemkin 
Maria Kieleczawa. Ihre Eltern kamen 
durch die sogenannte Aktion Weichsel 
nach Schlesien – hierbei handelte es sich 
um eine poleninterne Zwangsumsiedlung, 
bei der 1947 ethnische Ukrainer, Bojken 
und Lemken aus dem Südosten der Volks-
republik ihrer Heimat beraubt wurden. Sie 
alle galten als potentielle aufständische 
Ukrainer. Sie sollten weit abseits der  
Ukraine sich nicht mit Ukrainern verbrü-
dern  können, wo sie als „Ruthenen“, qua-
si als Ukrainer, betrachtet wurden. 

„Sie haben ihre Traditionen mitge-
bracht. Ich trage heute eine 100-jährige 
Tracht meiner Großmutter“, sagt Kielec-
zawa stolz. Die Traditionen der Lemken 
hat sie in einem Buch zusammengefasst. 
Kieleczawa lebt in Breslau, zu ihr kom-
men viele, die ihre Heimat verloren ha-
ben. Deutsche, die wie wir alles da lassen 
mussten, und Ukrainer, die sich über mei-
ne Arbeit freuen, denn diese erinnert sie 
an ihr Daheim.“ � Chris W. Wagner

ÖSTLICH VON ODER UND NEISSE

Zugehörigkeit zu einem bedrängten Volkstum verbindet
Erinnerungen an Daheim – Ostertraditionen wurden nach 1945 in beide Richtungen adaptiert

Sie trägt die Tracht ihrer Großmutter mit Stolz: Die Volkskünstlerin Maria Kieleczawa

HERTA HEUWER

Die „Erfinderin“ der Currywurst
Paprika, Chili, Pfeffer – Beim Herumexperimentieren entwickelte die gebürtige Königsbergerin ein Erfolgsrezept
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Osterfeuer, 
Vineta und 
Andachten

VON TORSTEN SEEGERT

Ü ber das Osterfest in Pom-
mern ist schon einiges ge-
schrieben worden. Doch ge-
feiert wurde es überall ähn-

lich – manchmal aber auch etwas anders. 
So erzählte mir schon meine Großmutter 
in meiner Kindheit, dass mein Urgroßva-
ter in aller Frühe aufstand, um sich sein 
Osterwasser vor Sonnenaufgang vom 
Bauergraben zu holen. 

In Hackenwalde bei Gollnow, wo die 
Familie über Jahrhunderte ansässig war, 
blieb das nicht lange verborgen. Und so 
kam es, dass die Dorfjugend ihm „auflau-
erte“, um ihn, als er auf dem Weg war, ein 
„Guten Morgen!“ entgegenzuschmettern.

Natürlich grüßte er zurück, doch dann 
war ihm klar, dass aus dem „Osterwasser“ 
ein „Schlatterwasser“ geworden war, das 
keine Heilkraft mehr hatte. Man durfte 
nämlich schon von Mitternacht an nicht 
mehr sprechen und sollte es „gegen den 
Strom“ schöpfen. Auf nüchternen Magen 
ein Glas klares Osterwasser getrunken, 
dazu gab es den Osterapfel, so war es Tra-
dition. In Flaschen abgefüllt wurde das 
Osterwasser oft noch wochenlang für 
Heilzwecke aufbewahrt.

Osterwasser und Schmackostern
Einige dieser Bräuche kamen als Gewohn-
heiten natürlich auch mit auf die Flucht 
und wurden so auch noch auf der Insel 
Rügen weiter praktiziert. So kam es natür-
lich auch zum „Osterstiepen“. Noch vor 
Ostern wurden Birkenzweige geschnitten 
und in der warmen Stube zum Treiben ge-
bracht. Dann am Ostermorgen mit einer 
bunten Schleife zusammengebunden und 
damit die Langschläfer aus den Betten ge-
holt. „Stiep, Stiep, Osterei, gibst Du mir 
kein Osterei, hau ich Dir das Hemd ent-
zwei!“ So klang es noch lange Zeit in den 
Ohren. Am Ostermorgen liefen die 
hübsch herausgeputzten Kleinen durch 
die Städtchen und Dörfer, in der Hand die 
grünen Stiepruten und Osterblumen, um 
bei Onkel und Tante oder Großeltern den 
Stiepbesuch zu machen und die Ostereier 
in Empfang zu nehmen.

In Hinterpommern zelebrierte man 
auch das „Schmackostern“, das übrigens 

auch in Ostpreußen beliebt war. Mit dem 
Spruch: „Schmackoster, Schmackoster, 
gib mir Eier und Speck, sonst geh’ ich 
nicht weg!“  wurden Gaben eingefordert, 
die auch gerne gegeben wurden.

Osterwolf – Traditionelles Gebäck
Doch mit Ostern verband sich noch eine 
weitere Besonderheit: der „Osterwolf“. 
Dabei handelt es sich um ein Osterge-
bäck, welches zum Fest unter anderem in 
den Hansestädten Greifswald und Stral-
sund populär war. Am Gründonnerstag 
und Karsamstag wurde es aus einem Bröt-

chenteig hergestellt und erinnerte mit 
seinem Mittelstück sowie den zwei Quer-
stücken und zwei Rosinen an einen Wolf 
mit Augen. 

Diese Ostertradition ist erstmals 1451 
erwähnt worden, und es gab auch hier ei-
ne klare Regel: „to Paschen enen Wulff“ 
– damit erhielt ein Greifswalder Ratszoll-
beamter also vom Bäcker einen „Wolf“. 
Allerdings wusste der pommersche Volks-
kundler Alfred Haas auch zu berichten, 
dass das Abbacken der Osterwölfe sich 
nicht auf das Bäckerhandwerk beschränk-
te. Auch in den Familien wurden Oster-

wölfe gebacken. Diese „Wölfe“ wurden, 
wie wir heute aus alten Unterlagen wis-
sen, zudem ebenfalls zum Neujahr als so-
genannte „Neujahrswölfe“ in den Back-
ofen geschoben. 

Auch kann heute davon ausgegangen 
werden, dass – im Gegensatz zum „Oster-
wasser“ oder „Stiepen“, was ja auch in 
anderen deutschen Landen als Tradition 
gepflegt wurde – das Abbacken oder Stif-

ten eines „Osterwolfes“ durch die Bäcker-
zunft ausschließlich ein pommersches 
Brauchtum war. Vielleicht ein guter 
Grund für pommersche Bäcker mal ernst-
haft über eine Neuauflage nachzudenken. 

Eiertrudeln
Und da nun schon so viel über pommer-
sche Ostern und dem damit verbundenen 
Ritualen zu lesen war, soll am Ende auch 
das Ei nicht zu kurz kommen. Denn na-
türlich gab es in Pommern das Eiertru-
deln. Ob es hier nun ursprünglich ist oder 
nicht – es wird auch darüber gerne gestrit-
ten. Denjenigen, die es noch als Spaß 
praktizieren und die hartgekochten Eier 
einen Hügel hinuntertrudeln lassen, ist 
das allerdings wahrscheinlich egal. 

Dabei gab und gibt es die unterschied-
lichsten Regeln. Zum Beispiel: Wer kommt 
mit seinem Ei am weitesten und wird da-
bei nicht von den Eiern anderer Mitspie-
ler „angeschlagen“? Fragen Sie am besten 
ihre Kinder oder Enkel. Entweder sie ken-
nen die Regeln oder denken sich welche 
aus. Wichtig ist auch hier der Spaß an der 
Sache. Und vielleicht schreiben sie uns ja 
mal, wie sie an diesem Osterfest zu ihrem 
Ei gekommen sind – ob sie „gestiebt“ oder 
„getrudelt“ haben.

Frohe Ostern!

Stettin – Die Ostermärkte haben in 
Hinterpommern bereits am vergange-
nen Wochenende stattgefunden. Ver-
anstaltet wurden sie unter anderem in 
den Städten Köslin, Stolp und Bütow. 
So war in Bütow beispielsweise ka-
schubische Volkskunst und Kunst-
handwerk zu bewundern.� TS

Zinnowitz – Auf der Strandbühne er-
zählen etwa 50 Schauspieler, Eleven 
der Theaterakademie Vorpommern 
und Laien am Ostersonntag um 11.30 
Uhr am Strandabgang K, nahe der See-
brücke, die Geschichte der unterge-
gangenen Stadt Vineta. Der Eintritt 
zur Osteraufführung ist frei.� TS

Stralsund – Die Osterfeuer werden 
auf dem pommerschen Festland und 
den Inseln am Ostersonnabend ent-
facht: Sie brennen in Altenpleen (15 
Uhr), Barth und Stralsund (16 Uhr), 
Ahlbeck, Demmin, Eggesin, Pasewalk, 
Hiddensee, Sassnitz (17 Uhr), Binz 
und Greifswald (19 Uhr).� TS

Greifswald – In den 139 Kirchenge-
meinden des Pommerschen Evangeli-
schen Kirchenkreises wird zu Gottes-
diensten, Andachten, Osterfeuern und 
Eiersuchen eingeladen. An Gründon-
nerstag, Karfreitag und Ostern wird an 
den Tod und die Auferstehung Jesu 
Christi erinnert.� TS

Stralsund – Zu Ostern bietet die Tou-
rismuszentrale am Alten Markt Eier-
likör sowie Osterhasen aus Keramik 
an, die in den Stralsunder Werkstätten 
hergestellt wurden. Zu finden sind zu-
dem Stralsunder Marzipan, dazu 
Sanddornprodukte und – quasi um die 
Ecke getöpfert – Rügener Keramik aus 
den Werkstätten in Kransdorf. Alle an-
gebotenen Produkte stammen aus der 
Region rund um Stralsund.	 BS

Schmackostern, Osterwölfe, Stiepen
Pommersche Osterbräuche werden in vielen Familien wieder lebendig

Ostermorgen haben etwas Magisches. 
Frühaufsteher wissen das. Denn wenn 
sich noch die ersten in ihren Betten dre-
hen, schreitet man schon voller Elan an 
das Ufer der Ostsee und lässt seinen Blick 
über das Wasser schweifen.

Natürlich lässt sich immer schwer sa-
gen, warum bisweilen das Wasser an die-
sen Tagen zu glitzern beginnt. Die einen 
sagen, die Heringe würden es dazu brin-
gen, die anderen aber meinen, dass es sich 
dabei um einen Vorboten für etwas ande-
res handeln würde: Das Aufsteigen Vine-
tas vom tiefen, dunklen Meeresgrund.

Und in der Tat! Wer einmal sah, wie 
diese Stadt aus der Ostsee aufstieg, wird 
es wohl nie vergessen, die Türme, die 
Mauern! Wie sollte man auch? Prachtstra-
ßen mit Häusern, eines prunkvoller ge-
baut als das nächste, mit Fenstern aus 
buntem Glas und schönen Säulen aus wei-
ßem Marmor, reich verzierten Giebeln 
und vergoldeten Ziegeln, die das Licht der 
aufgehenden Sonne reflektieren.

Auf dem Markt der Stadt ist ein buntes 
Getümmel, Kaufleute bieten reichlich ih-
re Waren an. Sie kommen aus aller Herren 

Länder. Und auch der Duft, der sich auf 
dem Platz ausbreitet, war von Zimt, Ing-
wer und Nelken bestimmt. Wer konnte da 

nur widerstehen? Doch ist es alles nur ein 
Traum?

Da klingelte mein Wecker. Ich drehte 
mich, und neben mir sah ich ein altes 
Buch über Vineta, welches mit den Wor-
ten einleitete: „Aus des Meeres tiefem 
Grunde klingen Abendglocken dumpf und 
matt, uns zu geben wunderbare Kunde 
von der schönen alten Wunderstadt.“

Ich war über dem Buch eingeschlafen. 
Zum Glück! Denn Ostern stand noch vor 
der Tür. Und wenn ich in diesem Jahr zu 
Ostern früh an den Strand der Ostsee ge-
he, werde ich daran denken, etwas Geld 
einzustecken. Denn die Legende der un-
tergegangenen Stadt besagt, dass sie an 
diesen Tagen wieder aus dem Wasser auf-
steigt. Wer dann Geld dabei hat und damit 
die Waren der Kaufleute bezahlen kann, 
erlöst die ganze Stadt von ihrem Fluch, 
und sie wird an der Wasseroberfläche 
bleiben. Und wenn es nicht in diesem Jahr 
gelingt, dann vielleicht im nächsten.

� Oliver Hennke

LEGENDE

„Wunderstadt“ aus der Tiefe des Meeres
Taucht vielleicht zu Ostern auf – Deshalb möchte ich das sagenumwobene Vineta wiedersehen

’t is Osterdag!
von Heimatdichter Otto Wobbe

aus Greifswald, 1868–1945

Bi’n groten Steen von’t Hünengraff
Sitt ick wiedaf von dei Welt – wiedaf.

In Blag un Gold lütt Lewark singt
An’n Häben, hat dei wedderklingt.

De sture Eeekbom näben mi
De knarrt sin’ eegen Melodie,

Wenn Frühjohrsluft em strakelt sacht,
Un Starmatz up sin’ Telgen lacht.

Mit ees – wat rükelt dat hier schön!
Stüh, kiek: dei Veilchen uck all blöhn!

Un up dei Steen von’t Dodenmal
Löppt Spenn und Käwer up un dal.

Un ut dei Firn so hell un fien
Dor summt un klingt dörch
Sünnenschien

Un Lewarkjuwel Klockenschlag:
’t is Uperstahn! ’t is Osterdag!Nur ein Traum: Vineta steigt aus der Tiefe der Ostsee herauf� Foto: Hennke

Nette Osterhasen grüßen bei Groß Stresow auf Rügen� Fotos (2): Seegert

Hünengrab bei Lancken-Granitz

Der pommersche Osterwolf
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„Zum größeren Teil zum Positiven hin überrascht“

„Für solche 
lehrreichen und 

interessanten Beiträge 
liebe ich die PAZ. 

Danke!“
Chris Bethe, Dresden 

zum Thema: Vom U-Boot zum Tanker 
vom Typ „Ostpreußen“ (Nr. 10)

Leserbriefe an: PAZ-Leserforum, 
Buchtstraße 4, 22087 Hamburg,  
Fax (040) 41400850 
oder per E-Mail an redaktion@ 
preussische-allgemeine.de

Leserbriefe geben die Meinung der 
Verfasser wieder, die sich nicht mit der 
der Redaktion decken muss. Von den 
an uns gerichteten Briefen können wir 
nicht alle, und viele nur in Auszügen, 
veröffentlichen. Alle abgedruckten  
Leserbriefe werden auch ins Internet 
gestellt.

ANZEIGE

WEITER SO! VIELLEICHT HILFT’S  
ZU: FACHLEUTE AUSMANÖVRIERT 
(NR. 11)

Erneut bestätigt die PAZ in beeindrucken-
der Weise ihren guten Ruf als Quelle für 
sachliche und unparteiische Information 
zur Tagespolitik. Solche Qualität würde 
man sich von manchem viel größerem 
Qualitätsblatt wünschen. Vielleicht ist es 
ihr Charakter als Organ der Landsmann-
schaft, der sie vor den üblichen Verleum-
dungen wie „rechts“ noch schützt.

Vom Beispiel des Austauschs unab-
hängiger Fachleute der Impfkommission 
gegen Lobbyisten kommt Ihr Kommenta-
tor warnend zur Kritik des Präsidenten 
des Bundesrechnungshofs an der grünen 
Energiepolitik, die von grünen Aktivisten 
in Schlüsselpositionen dominiert wird. Er 
deutet an, dass sogar per Spionagever-
dacht Kritiker ausgeschaltet worden sein 
könnten, die noch nicht einmal Ex-Kanz-
lerin Angela Merkel widersprochen ha-
ben. Das zieht sich offenbar vom Gesund-
heits- über das Außen-, das Umwelt- bis 
ins Innenministerium.

Anscheinend werden oft Posten weni-
ger wegen der Fachkunde als wegen der 
politischen Grundhaltung vergeben. Bei 
der Vielzahl von Wahlen in diesem Jahr 
haben wir mehrmals Gelegenheit, Perso-
nen zu finden, die sich zu derartigen Polit-
spielchen nicht verleiten lassen. 

Weiter so PAZ! Vielleicht hilft’s ja.
� Harald Schneider, Gera

EIN ROTIERENDES WELTALL 
ZU: DIE KOSMOLOGIE TAPPT 
BUCHSTÄBLICH IM DUNKELN 
(NR. 11)

Es ist leider ein Standardverfahren, dass 
Kosten im Voraus zu niedrig angegeben 
werden, um Forschungsprojekte realisie-
ren zu können, die mit den wahren Kosten 
nie durchsetzbar wären. Das gilt überall. 
Wenn erst einmal erhebliche Summen 
ausgegeben wurden, scheuen sich alle, das 
Projekt abzubrechen, weil dann das bis-
her ausgegebene Geld verschwendet wä-

re. Irgendwie muss man das Verfahren 
ganz allgemein aber unter Kontrolle be-
kommen, vielleicht durch bindende Kos-
tenvoranschläge und unangenehme Fol-
gen für die Projektführer, wenn die Kos-
ten überschritten werden. Es geht eben 
nicht nur um Steuergeld.

Zur Frage von Dunkler Materie und 
Energie hätte ich noch eine andere Erklä-
rung für die Ausdehnung des Weltalls: 
Wenn das gesamte All rotieren würde, 
dann würde sich bei einer zu hohen Rota-
tionsgeschwindigkeit das All ausdehnen. 
Eine Rotation können wir nicht erkennen, 
da eine außerhalb des Alls bestehende 
Marke nicht möglich ist.

� Manfred Kaiser, Mering

EIN FALSCHER SCHRITT? 
ZU: DIE OSTSEE WIRD ZUM  
NATO-BINNENMEER (NR. 10)

Aus politischer Sicht war die Ostsee auch 
ohne den NATO-Beitritt Finnlands und 
Schwedens seit den Beitritten von Est-
land, Lettland und Litauen schon immer 
eher ein „NATO-Binnenmeer“, sodass 
Russland zwei wesentliche Zugänge zur 
Ostsee in Königsberg und St. Petersburg 
verblieben. Hieraus ist ersichtlich, dass 
die Abwicklung des Warschauer Paktes – 
strategisch gesehen – aus heutiger russi-
scher Sicht im Nachhinein ein großer Feh-
ler war. Alle freigegebenen Staaten ein-
schließlich Polen haben sich danach, aus 
welchen Gründen auch immer, wenig 
russlandfreundlich gezeigt. 

Über die jüngste Motivation Finn-
lands und Schwedens kann man nur spe-
kulieren. Die Grenze zu Finnland ist seit 
Beendigung des Zweiten Weltkriegs durch 
Russland nicht verletzt worden. Schwe-
den hat Grenzüberschreitungen durch 
Russland nach dem Friedensvertrag zwi-
schen beiden Ländern vom 17.9.1809 in 
Fredrikshamn, mithin seit über 215 Jah-
ren, nicht erfahren. Schwedische Außen-
politik der letzten 200 Jahre ist geprägt 
durch die immer wieder betonte Neutrali-
tät, die sich für das Land nach außen in 
sichtbarem Wohlstand präsentierte.

Schwedische Politiker haben überre-
gional zum Weltfrieden beigetragen und 
dies mit ihrem Leben eingebüßt (1948 
Folke Graf Bernadotte, 1961 Dag Ham-
marskjöld). Olof Palme, 1986 ermordet, 
war für die NATO ein Widersacher wegen 
seiner im Sinne Willy Brandts geführten 
Ostpolitik. Ob darin der Grund für seine 
Ermordung zu suchen ist, wurde oft ver-
mutet, bleibt aber spekulativ. 

Schwedens Neutralitätsstatus aufzu-
geben, zeugt nicht von großer politischer 
Weitsicht. Schweden hat damit die vorge-
nannte stärkste Waffe, als Vermittler zwi-
schen den Blöcken auftreten zu können, 
völlig unnötig verspielt. Durch den 
NATO-Beitritt ist Schweden im Kriegsfall 
Frontstaat geworden. Die Verbindung zu 
Mitteleuropa ist, ähnlich der Kertsch-Brü-
cke zur Krim, mit absoluter Sicherheit 
leicht zu zerstören. Taktisch wäre also nur 
der Luft- und Seeweg für eine kriegerische 
Beteiligung Schwedens frei. Ob daher die-
se Allianz für den neuen Frontstaat 
Schweden wirklich segensreich ist, darf 
realistisch bezweifelt werden. 

Wirtschaftlich klug handelt man eben-
falls nicht, wenn man feststellt, dass Mit-
glieder dieser neuen Allianz nicht davor 
zurückschrecken, ihre Partner womöglich 
mit Sabotageakten von Versorgungslei-
tungen abzuschneiden, um selbst über-
teuertes Frackinggas liefern zu können. 
Es ist müßig, über die Verursacher zu spe-
kulieren, zumal diese die Anschläge in 
ihren naiven politischen Reden unver-
hohlen zum Ausdruck bringen. Zweifel-
haft ist auch der Druck, sich an wirtschaft-
lichen Boykottmaßnahmen beteiligen zu 
müssen, um die Allianz zu stärken und 
den Aggressor zu schwächen.

Seitdem die Holzlieferungen aus Russ-
land ausbleiben, steigt der schwedische 
Holzpreis in unvorteilhafte Höhen, so-
dass der Raubbau an den heimischen Höl-
zern beklagt wird. Die Wirkungslosigkeit 
dieser Maßnahmen sollte den objektiven 
Betrachtern vor Augen führen, dass eine 
Abschottung dieses riesigen Landes auf 
diesem Wege nicht möglich ist. Sollte die 
russische Ostseeflotte nur noch ein Schat-
ten dessen sein, wozu sie früher in der 

Lage war, stellt sich doch erst recht die 
Frage, wodurch sich die Schweden und 
Finnen bedroht fühlen. Die kürzlich in der 
PAZ erfolgte realistische Einschätzung 
des Generals a. D. Harald Kujat hinsicht-
lich der Stärke Russlands und auch Chi-
nas lässt für Panik keinen Raum.

Da angesichts der zurzeit in der Mon-
golei herrschenden klirrenden Kälte an 
nördliche Seewege ohne russische Eisbre-
cher nicht zu denken ist, kann davon aus-
gegangen werden, dass sich das Projekt 
der neuen chinesischen Seidenstraße für 
den Warenverkehr mit Sicherheit realisie-
ren wird.� Rudolf Neumann, Ahrensburg 

FADER APFELGESCHMACK 
ZU: ERST DIE STECKDOSE, DANN 
DER TELLER (NR. 10)

Auf dem Foto mit der Agri-Photovoltai-
kanlage wachsen auf dem Feld Apfelbäu-
me. Abgesehen von den höheren Baukos-
ten (Sturmsicherheit) für diese Photovol-
taikanlagen fragt man sich, welche Quali-
tät (Geschmack) und Quantität (Größe/
Gewicht) die Äpfel haben, wenn die PV-
Anlagen die Bäume beschatten.
� Christoph Herrmann, Lanitz-Hassel-Tal

WEDER TROCKEN NOCH HÖLZERN 
ZU: PAZ NR. 9

Zum ersten Mal habe ich mir am Bahn-
hofskiosk ein Exemplar Ihrer Zeitung ge-
kauft, nachdem ich zuvor öfter schon ein-
mal den blauen Titel habe „durchblicken“ 
sehen. Nach dem Überfliegen der Über-
schriften war ich denn doch einigermaßen 
überrascht, zum größeren Teil freilich 
zum Positiven hin. Ich hatte eher mit zum 
Teil trockenen oder hölzernen konserva-
tiven Verlautbarungen der Vertreter der 
Landsmannschaft der Ostpreußen oder 
Ähnlichem gerechnet. 

Die in der Preußischen Allgemeinen an-
gesprochenen Themen umfassen eine 
recht breite Palette, und die Dinge werden 
offenbar aus unterschiedlichen Perspekti-
ven betrachtet.� Stefan Hilse, Wiesbaden
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Interview Ungarn – „wie ein Gegenpol zur deutschen ,Ampel‘ “  Seite 3 

Allenstein Ein polnisches Museum und ein preußischer Kriminalfall  Seite 23VON RENÉ NEHRING

D ie Wortmeldung kam einem Tabubruch gleich. In einem Interview mit dem Schweizer Sender RSI forderte Papst Franziskus, die Ukraine solle angesichts der Lage auf den Schlachtfeldern den Mut haben, die „weiße Fahne“ zu hissen, und ein Ende des Krieges mit Russland anstre-ben. „Wenn man sieht, dass man besiegt wird“, so der Heilige Vater, „dass die Din-ge nicht gut laufen, muss man den Mut haben zu verhandeln.“Damit positionierte sich der Papst ge-gen die in der westlichen Welt vorherr-schende Auffassung, dass Russland mit seinem Angriff auf die Ukraine und gegen die europäische Nachkriegsordnung auf keinen Fall durchkommen dürfe und die Ukraine den Krieg deshalb unbedingt ge-winnen müsse. Franziskus stellte dieser Haltung die Frage entgegen, wie viele Tote der Krieg am Ende gefordert haben wird, und sagte in Richtung der Ukrainer, sie sollten sich nicht schämen, „zu verhan-deln, bevor es noch schlimmer wird“. Die Reaktionen kamen prompt – und fielen in Deutschland überwiegend nega-tiv aus. Bundestagsvizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt (Grüne) erklärte: „Wer von der Ukraine verlangt, sich einfach zu ergeben, gibt dem Aggressor, was er sich widerrechtlich geholt hat, und akzeptiert damit die Auslöschung der Ukraine.“ Der CDU-Politiker Roderich Kiesewetter schrieb auf der Internetplattform X: „Un-glaublich, das Oberhaupt der katholi-schen Kirche stellt sich auf die Seite des Aggressors.“ Und die FDP-Politikerin Ma-rie-Agnes Strack-Zimmermann gab an, sich „als Katholikin zu schämen“.  Dass sich indes auch in Deutschland der Blick auf den Ukrainekrieg wandelt, zeigt ein Artikel von Gabor Steingart, He-rausgeber des Onlinedienstes „The Pio-neer“. In einem Beitrag für den „Focus“ machte er sechs Gründe aus, die dafür sprächen, „dass der Westen den Krieg ver-

loren gibt und versuchen wird, sich mit Wladimir Putin zu arrangieren“. Neben der Erschöpfung der Ukraine nennt er das Scheitern der Isolationsstrategie gegen Russland, den Wechsel in der Ausrichtung der USA, die Haltung des Bundeskanzlers, eine Eskalation zuzulassen, die Spaltung des konservativen Lagers und nicht zu-letzt das Interesse der europäischen Wirt-schaft, am Wiederaufbau der Ukraine schon bald mitverdienen zu können. Wer sich die Aussagen des Papstes und Steingarts ansieht und diese den Äußerun-gen von Göring-Eckardt, Kiesewetter und Strack-Zimmermann gegenüberstellt, er-kennt unschwer, dass die einen davon mo-tiviert sind, wie die Lage ist – und die an-deren davon, wie sie die Lage gern hätten.Eine militärische Niederlage wäre nicht das Ende der UkraineEin grundsätzliches Problem in der Argu-mentation der drei Letztgenannten – und vieler anderer, die allesamt auch zu den Befürwortern von Lieferungen des „Tau-rus“-Waffensystems an die Ukraine gehö-ren – ist, dass es keine Option für eine Ver-besserung der Lage der Ukraine, geschwei-ge denn einen Sieg gibt. Zwar könnten die ukrainischen Streitkräfte den russischen Invasoren mit „Taurus“-Raketen einige heftige Schläge wie die Zerstörung der Brücke von Kertsch zufügen und sie mög-licherweise auch noch eine ganze Weile in ihrem Vormarsch aufhalten, doch könnten 

sie damit nicht das zu ihren Ungunsten bestehende Missverhältnis in der Zahl der Soldaten und der zur Verfügung stehen-den Munition sowie auch nicht die beste-hende russische Lufthoheit wettmachen. Zur falschen Annahme, dass sich mit stärkeren Waffen das Kriegsgeschehen wenden ließe, kommt ein weiterer Denk-fehler – nämlich, dass eine militärische Niederlage das dauerhafte Ende eines Staates bedeutet. Dabei liefert die Ge-schichte unzählige Beispiele dafür, wie Länder selbst nach katastrophalsten Nie-derlagen schon bald neue Aufschwünge erlebten. Der Historiker Wolfgang Schivel-busch steigt in sein Buch „Die Kultur der Niederlage“ mit dem „Untergangs- und Neugründungsmythos“ Troja ein, das fast vollständig ausgelöscht war und doch in der Person des Aeneas, der nach Italien fliehen konnte, zur Keimzelle Roms wurde. Gerade die jüngere Geschichte hat ge-zeigt, dass Verlierer historischer Ereignis-se und Entwicklungen schnell zurückkeh-ren können, sofern sie aus Rückschlägen die richtigen Schlüsse ziehen. Deutsch-land etwa verlor in zwei Weltkriegen mehr als ein Drittel seines Staatsgebietes. Nach dem Ersten Weltkrieg sann es auf Revanche und erlebte daraufhin im Zwei-ten Weltkrieg einen Beinahe-Untergang. Heute ist es das politisch und ökonomisch bedeutendste Land Europas. Das im Falle der Ukraine naheliegends-te Beispiel ist der Zerfall des Warschauer 

Pakts und anschließend der Sowjetunion 1989/91. Mit der Unabhängigkeit der Ost-blockstaaten sowie der vormaligen Sowjet-republiken wurde der Einflussbereich Moskaus zum Teil über 2000 Kilometer zurückgedrängt. Für die russische Politik war dieser Rückzug nicht nur eine Schmach – die umso größer war, als die Rote Armee weitestgehend kampflos abziehen musste –, sondern er brachte unzählige Konflikte mit sich, die bis heute anhalten. Gleich-wohl erlebten die Russen in den Jahren vor dem Ukrainekrieg einen zuvor nicht ge-kannten Aufschwung und Wohlstand. Eine militärische Niederlage muss also keineswegs das Ende der Ukraine bedeu-ten. Ohnehin dürfte es für die Ukrainer lohnender sein, die immer noch vorhande-ne Unterstützungsbereitschaft des Wes-tens eher in den Wiederaufbau des Landes zu lenken als in die Fortsetzung eines Krieges, den sie nicht gewinnen können. Dass zu einer politischen Lösung auch der Kriegsgegner bereit sein muss, ist eine Binsenweisheit. Fakt ist, darauf hat diese Zeitung wiederholt verwiesen, dass auch für Russland der Krieg keineswegs positiv verläuft, womit ein Interesse an einem baldigen Ende auch auf russischer Seite denkbar erscheint. Fakt ist aber auch, dass die Alternative zu einem Verhandlungs-frieden kein ukrainischer Triumph über Russland und dessen Präsidenten sein würde – sondern das lange, aber sichere Ausbluten der Ukraine.

UKRAINEKRIEGDer lange Weg zur Akzeptanz eines unvermeidlichen Endes  Trotz aller Beschwörungen wird immer offensichtlicher, dass die Ukraine  
den Krieg gegen ihr Land militärisch nicht gewinnen kann 
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Ende einer FahndungNach über drei Jahrzehnten ging der Polizei die RAF-Terroristin Daniela Klette ins Netz.  

Bleibt die Frage, warum die Gesuchte so lange untertauchen konnte   Seite 2
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VON BETTINA MÜLLER

T ouristen, die in der Hoffnung 
anreisen, in Kaub eine Art Rü-
desheim im Kleinformat zu 
finden, werden enttäuscht 

sein. Kaub hat keine Drosselgasse, welche 
die Touristen mit Wein, Weib und Gesang 
bespaßt. Im Gegenteil. Es ist eher ein ru-
higer, geschichtsträchtiger Ort, der vor 
allem für eine Attraktion im Mittelrhein-
tal bekannt ist: die legendäre und auf ei-
ner Felseninsel mitten im Rhein gelegene 
Burg Pfalzgrafenstein. Die einstige Zoll-
station, heute in frischem Weiß aufge-
peppt, gibt ein schönes Fotomotiv ab.

Es ist auch ein uralter Ort. 983 erst-
mals urkundlich als „Cuba“ erwähnt, er-
hielt er vor 700 Jahren durch den Pfalz-
grafen und deutschen König Ludwig der 
Bayer das Stadtrecht. Große Bedeutung 
erlangte er nicht nur 1326 durch die Er-
richtung der Zollfestung Pfalzgrafenstein 
– zu dieser Zeit gehörten Ort, Burg und 
Rheinzoll den Herren von Falkenstein, die 
das ganze Ensemble später an den Pfalz-
grafen Ludwig II. verkauften –, sondern 
auch durch den in dieser Gegend obliga-
torischen Weinanbau. 

Hinzu kam der intensive Abbau von 
Schiefer. 1837 wurde der größte Stollen, 
der „Wilhelm Erbstollen“, gegründet, der 
ein 24 Kilometer langes Stollensystem 
hatte. Noch bis 1972 galt der Schieferab-
bau in dieser Gegend als einer der wich-
tigsten Wirtschaftsfaktoren, vor allem 
weil der Kauber Dachschieber einen her-
vorragenden Ruf genoss und deswegen 
auch bis nach Istanbul und St. Petersburg 
geliefert wurde. Viele Faktoren, darunter 
günstigere Importe aus Spanien, führten 
zum Niedergang dieser Industrie, deren 
Geschichte man im Kauber Schiefer-Berg-
baumuseum erkunden kann. 

Für den aufmerksamen und historisch 
interessierten Besucher gibt es einige 
Kleinode in dem Städtchen zu entdecken, 
die man auf einem kurzen Spaziergang 
durch den Ort, der eher einen dörflichen 
Charakter hat, erkunden kann, während 
der Inhaber eines Schnellimbisses direkt 

am Rhein vor dem Laden auf Kunden war-
tet. Zumeist haben die Sehenswürdigkei-
ten, was nicht weiter verwundert, einen 
militärischen Charakter, wie zum Beispiel 
der nicht zu übersehende „Dicke Turm“, 
der 1485 bis 1487 als südliches Bollwerk 
der Stadt erbaut wurde. Sehr markant 
sind auch die spätgotische Stadtmauer 
und die ehemalige kurpfälzische Zoll-
schreiberei aus dem 16. bis 18. Jahrhun-
dert, die man in der Zollstraße 42 findet. 
1803 endete die kurpfälzische Herrschaft, 
und Kaub ging zum Herzogtum Nassau 
über, der nassauische Marktbrunnen von 
1828 bildet heute mit den beiden Pfarrkir-
chen den Ortskern. 

1866 gelangte der Ort schließlich zum 
Königreich Preußen, das 1867 schließlich 
die Zollerhebung einstellte. Und nun galt 
es, einen neuen „Hüter des Stroms“ zu 

wählen. Noch heute konkurrieren – zu-
mindest optisch – die Blücher-Statue und 
die Burg Gutenfels hoch oben auf einem 
Berg um diesen Titel. Blücher, einst seines 
Zeichens preußischer Generalfeldmar-
schall, gab und gibt in seiner Wiederge-
burt als Statue wirklich alles. 

Marschall Vorwärts weist den Weg
Zielstrebig, mit ausgestrecktem Arm, 
weist Gebhard Leberecht von Blücher sei-
nen Mannen den Weg. Und so überquerte 
er in der Neujahrsnacht 1813/14 mit einem 
Heer von 50.000 Soldaten, 15.000 Pfer-
den und 182 Geschützen den Rhein, eine 
Brücke hatten ihnen russische Pioniere 
gebaut. So konnte Napoleon weiter be-
kämpft werden, und der erlebte sein Wa-
terloo schließlich in der von Blücher so 
bezeichneten Schlacht bei Belle-Alliance.

Seine Zielstrebigkeit und sein angriffs-
lustiges Temperament brachten Blücher 
schließlich den Spitznamen „Marschall  
Vorwärts“ ein, und so dynamisch wirkt er 
auch noch heute als Statue. Vervollständi-
gen kann man das Wissen um den Blü-
cher-Coup in dessen ehemaligem Haupt-
quartier in der Metzgergasse, dem ehema-
ligen Gasthaus „Stadt Mannheim“, in dem 
heute das Blücher-Museum untergebracht 
ist, das natürlich auch die Geschichte der 
Freiheitskriege thematisiert.

Und dann bekommt der Mann im 
Schnellimbiss an der verwaisten Rhein-
promenade doch noch etwas zu tun. Eine 
amerikanische Familie samt Großvater 
fällt dort ein und bestellt zweifelhafte Le-
ckereien zum Mitnehmen. Dann ent-
schwinden sie mit dem Auto gen Burg 
Gutenfels, um dort das Essenspaket auf 

der Terrasse zu verzehren. Sie sind näm-
lich Hotelgäste, betreiben so aber auch 
einen gewissen Stilbruch, denn eigentlich 
gehören in so ein Ambiente keine Pom-
mes, sondern ein zünftiges Mittelalteres-
sen. Geeignet wäre zum Beispiel ein Span-
ferkel samt Besteck, und Letzteres wirft 
man nach dem Essen dann nonchalant 
hinter sich. 

Oben auf der Burg beantwortet sich 
die Frage nach dem Hüter des Stromes 
dann aber wie von selbst, General Blücher 
hin oder her. Die Aussicht ist grandios, 
hier hat man wirklich alles im Blick, 
schaut man nach rechts, kann man schon 
in Oberwesel die nächste Burg auf der an-
deren Rheinseite entdecken. Nicht um-
sonst ist die Gegend Teil des UNESCO 
Weltkulturerbes Mittelrhein. Der beliebte 
Fernwanderweg Rheinsteig, auf dessen 
Wegen man überall wieder dem Schiefer 
begegnet, führt ebenfalls an Burg Guten-
fels vorbei, die neben Pfalzgrafenstein 
wohl das mit am meisten fotografierte 
Motiv in Kaub sein dürfte.

Die Burg, deren staufischer Kern noch 
aus der ersten Hälfte des 13. Jahrhundert 
stammt, wurde im Dreißigjährigen Krieg 
zerstört, dann aber ab dem 19. Jahrhun-
dert sukzessive aufgebaut und restauriert, 
so unter anderem stark historisierend von 
dem Kölner Architekten Gustav Walter. 
Seine heutige Funktion erkennt man 
schon von Weitem. „Hotel“ heißt es da für 
alle gut sichtbar. Nach mehreren Besitzer-
wechseln kaufte es schließlich vor ein 
paar Jahren eine Industriellenfamilie, die 
dort nun wieder ein Hotel betreibt. 

Überall begegnet man ihm wieder, 
dem als Hüter abgeschlagenen Blücher. 
Von der Burg aus fährt man die Blücher-
straße hinunter in den Ort, wo die „Blü-
cherschänke“ jedoch schon lange nie-
mand mehr betreten hat, denn auch hier 
kämpft man mit Leerstand. Neben dem 
Kauber Ortsschild findet sich dann der 
wenig dezente Hinweis – die Tafel ist min-
destens drei Mal so groß – auf das Blü-
cher-Museum: „Geschichte ganz nah er-
leben“. Es ist eigentlich das perfekte Mot-
to für diesen Ort. 
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Bereits vor über 7000 Jahren wurde im 
Salzkammergut – man ahnt es – Salz ge-
wonnen, und noch immer ist es von sei-
nem weißen Gold geprägt. Es fehlt daher 
auch nicht im Programm der Kultur-
hauptstadtregion 2024, das unter dem 
Motto „Kultur ist das neue Salz“ steht. 

Heutzutage ist die Ausübung der 
Rechte zum Aufsuchen, Gewinnen und 
Aneignen des bundeseigenen minerali-
schen Rohstoffs Salz in Österreich der 
Salinen Austria AG überlassen. Diese ge-
winnt jährlich an den Standorten Altaus-
see, Hallstatt und der Kulturhauptstadt 
Bad Ischl vier Millionen Kubikmeter Sole, 
aus denen 1,2 Millionen Tonnen Salz  
gewonnen werden. Am Dürrnberg bei  
Hallein wird dicht an der deutschen Gren-
ze nur noch eine kleine Menge Natursole 
gewonnen, aus der die Salz-Manufaktur 
exklusives Gourmetsalz produziert.

60 Kilometer Soleleitungen verbinden 
die Abbaustätten mit der Saline in dem 
am Traunsee gelegenen Ort Ebensee, wo 
die Herstellung und Veredelung der viel-
fältigen Salzprodukte stattfindet. Der So-
leweg entlang der Pipeline zählt zu den 

schönsten Wanderwegen Österreichs. 
Hauptattraktion der Region aber sind die 
von der Salinen Austria AG 2005 gegrün-
deten Salzwelten mit ihren Schauberg-
werken in Hallstatt, Altaussee und dem 
Halleiner Stadtteil Bad Dürrnberg.

In Altaussee sieht man, wie sich die 
Nationalsozialisten die konstante Tempe-
ratur der Stollen von acht Grad Celsius 
bei etwa 75 Prozent Luftfeuchtigkeit einst 
zunutze machten: Von 1943 bis 1945 ver-
steckten sie darin Tausende wertvoller 

Kunstwerke für das geplante „Führermu-
seum“ in Linz. Um ein Haar hätten sie den 
Genter Altar oder Bruegels Bauernhoch-
zeit mit ihren eigenen Bomben in den 
letzten Kriegstagen noch in Schutt und 
Asche gelegt. Doch durch Widerstand und 
Hilfe der Bergleute konnte die Katastro-
phe in letzter Minute verhindert werden. 

Zum Kulturhauptstadtjahr inszeniert 
Simon Schwarz, Graphic Novellist aus 
Hamburg, die dramatische Rettung der 
eingelagerten Kunstwerke neu. Präsen-
tiert wird seit März sein jüngst erschiene-
ner Comic „Verborgen im Fels“ (40 Sei-
ten, 18 Euro) im Steinberghaus, dem Ein-
gang zum heutigen Schaubergwerk.

Mit Objekten, Film- und Fotoarbeiten 
sowie Installationen widmet sich eine 
ganze Riege internationaler Künstler im 
historischen Sudhaus von Bad Ischl nicht 
nur dem Salz, sondern auch den Themen 
Wasser und Holz, ohne die die Salzgewin-
nung nicht möglich war und ist. Die bis 
zum 31. Oktober laufende zentrale Haupt-
ausstellung „Sudhaus – Kunst mit Salz 
und Wasser“ wird begleitet von der Kon-
ferenz „Wasser ist das Gold der Zukunft“.

Musikalisch findet das kristalline Leit-
thema in einer Produktionshalle der Sali-
ne Ebensee seine Verarbeitung. Dort soll 
am 15. Juni die Veranstaltung „Bruckners 
Salz“ zu einem „Großereignis der Sonder-
klasse“ werden, wenn anlässlich des  
200. Geburtstags des Komponisten Anton 
Bruckner Motetten, Sinfonieteile, Impro-
visiertes und Unerwartetes von Chören 
Oberösterreichs sowie dem Bruckner-Or-
chester Linz unter Leitung von Markus 
Poschner zum Besten gegeben werden.

Ins digitale Zeitalter passt das Projekt 
„7000 Jahre Salz“. Das virtuelle Museum 
Salzkammergut, in dem sich alle Museen 
der Kulturhauptstadtregion vernetzen 
können, soll auf moderne Weise zu mehr 
Wissens- und Datenaustausch führen. Die 
Präsentation der Web-App ist für diesen 
Monat geplant. Wer es lieber analog mag, 
dem sei die Zeitreise von der Steinzeit bis 
in die Gegenwart im Welterbemuseum 
Hallstatt empfohlen.� Helga Schnehagen

b www.salzwelten.at,  
www.anton-bruckner-2024.at,  
www.salzkammergut-2024.at

SALZKAMMERGUT

Gesalzenes Programm
Kunstraub, Kunstmusik und Comic-Kunst – In der diesjährigen Kulturhauptstadtregion um Bad Ischl wird mehr als nur Salz gewonnen

Des Stromes felsenfester Hüter: Die oberhalb von Kaub gelegene Burg Gutenfels am Rhein� Foto: Müller

MITTELRHEIN

Auf Blüchers Spuren
Wo Preußens Generalfeldmarschall einst den Rhein überquerte – Zu Besuch in Kaub, das vor 700 Jahren das Stadtrecht erhielt
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Kunst im Salzstollen: Ausstellung über das NS-Kunstdepot in Altaussee



VON CORA STEPHAN 

G ibt es ein Recht auf ein Kind? 
Gehört es zu „Toleranz und 
Antidiskriminierung“, dass 
auch Menschen, die – aus 

welchen Gründen auch immer – kein Kind 
gebären können (oder wollen), mithilfe 
von Ei- und Samenspende sowie einer 
„Leihmutter“ eines erwerben können? 
Die 50-jährige Schauspielerin oder der 
54-jährige Milliardär, der auf eine anstren-
gende „Beziehungsfrau“ verzichtet und 
seine Kinder lieber von „Mietmüttern“ 
ausbrüten lässt? Die schwulen Männer, 
denen die Biologie keine Gebärmutter 
mitgegeben hat? Frauen, die befürchten, 
dass eine Schwangerschaft die Figur oder 
die Karriere oder beides ruiniert? Die be-
ruflich so erfolgreich sind, dass sie gar 
keine Zeit für „so etwas“ haben?

Ihnen allen kann geholfen werden. In 
der Welt der bunten Illustrierten sind 
„Leihmütter“ aufopferungsvoll bereit und 
begeistert darüber, einem kinderlosen 
Paar helfen zu können. Und auf die so er-
zeugten Kinder wartet das große Glück  
– das muss doch toll sein, als Kind von El-
ton John zu leben! 

Früher war Kinderlosigkeit ein biologi-
sches oder tragisches Schicksal, manch-
mal auch ein selbstgewähltes oder selbst-
verursachtes, aber ein Schicksal, das hin-
zunehmen war. Vorbei. Der Fortschritt 
macht mittlerweile alles möglich. Das Ge-
schäft mit den von „Leihmüttern“ ausge-
tragenen Kindern blüht und gedeiht und 
wird freudig beworben. Bei RTL kann man 
Axel und Jürgen begleiten, die sich inzwi-
schen vier Kinder über „Mietmütter“ in 
Indien und den USA gegönnt haben. 

Diese und andere Fälle liest man im 
neuen Buch „Ich kauf mir ein Kind“ von 

Birgit Kelle, in dem sie – kämpferisch wie 
immer – das gigantische Geschäft mit den 
„Wunschkindern“ und den „Bauchmüt-
tern“ seziert. Und natürlich fragt man 
sich, ob der Kinderkauf stets nur dem Fa-
milienglück dient – oder ganz anderen 
Interessen, über die man ungern nach-
denkt. 

Und besonders ungern denkt man 
nach über das Schicksal der Kinder, die 
bestellt, aber nicht abgeholt wurden. Dra-
matisch etwa die Lage im Frühjahr 2020 
in der Ukraine. Hunderte von bestellten 
Babys warteten auf ihre „Eltern“, die auf-
grund der Corona-Beschränkungen nicht 
einreisen konnten. Das Drama wiederhol-
te sich mit dem Kriegsbeginn 2022. 

Keine Grenzen trotz Illegalität 
„Wir machen alles“, hieß es auf einer Mes-
se, die im Oktober 2023 in Köln stattfand 
und wo Mietmutterschaft, Eizellspende 
und Samenspende als Leistungen angebo-
ten wurden, die in Deutschland illegal 
sind. Birgit Kelle ist über die Messe gegan-
gen und hat pikante Angebote gefunden. 
Alles machbar, Herr und Frau Nachbar.

Und alles gleichermaßen ekelhaft. Um 
das Kind geht es nicht. „Babys sind der 
Goldstandard des Menschenhandels. Un-
verbraucht, leicht zu handhaben, vielseitig 
einsetzbar.“ Und Mietmütter haben den 
rechtlichen und moralischen Status von 
Prostituierten. Es werden Kinder ver- und 
gekauft, es werden Frauen ausgebeutet, es 
verdienen kriminelle Netzwerke. Und wer 
sich am wenigsten daran zu stören scheint, 
sind die Feministinnen, die das alles offen-
bar unter „Toleranz“ und „Antidiskrimi-
nierung“, als „Geschlechtergerechtigkeit“ 
und das „Recht auf ein Kind“ abheften.

Birgit Kelle wittert hinter alledem, was 
man auch hinter der Transideologie ver-

muten darf: eine Attacke auf das, was 
Frauen auszeichnet – sie sind die einzi-
gen, die Leben geben können. Doch neu-
erdings wird bereits das Wort „Mutter“ 
als diskriminierend erachtet – ebenso die 
Frau, die nunmehr „Vulvaträgerin“ oder 
„Uterusbesitzer“ oder „Menstruierende“ 
oder gar „Nicht-Mann“ heißen soll, wäh-
rend die Männer, die sich als Frauen ver-
kleiden, zur „Frau mit Penis“ avancieren. 

Kelle nennt all das den „feministi-
schen Supergau“: frau feierte die Pille und 
das Recht auf Abtreibung und kann jetzt 
schlecht widersprechen, wenn im Namen 
des Fortschritts Frauen ausgebeutet wer-
den. Frau ist für LGBT-Rechte und kann 
nichts dagegen einwenden, wenn schwule 
Paare die neue Möglichkeit nutzen. Im 
Genderdiskurs soll die Biologie überwun-
den werden – na bitte, jetzt ist es so weit. 

Hinzu kommt die von Medien und 
Politikerinnen immer wieder geäußerte 
Überzeugung, für Frauen sei die berufliche 
Karriere wichtiger als „Mutterschaft“, die-
se irgendwie dubiose Angelegenheit, hin-
ter der gar noch ein ermöglichender Mann 
steckt. Frauen schieben also den Kinder-
wunsch nach hinten, zugunsten des Ar-
beitsmarkts und auf Kosten ihrer Frucht-
barkeit. Es gibt ja doch die Mietmütter. 

Manche Frauen bekunden den Ver-
zicht auf Mutterschaft sogar des Klimas 
wegen. Sie können ja später schadlos ihre 
Meinung ändern. Dabei ist das Mieten ein 
Gesundheitsrisiko, nicht nur für die 
„Bauchmutter“, auch für das Kind; etwas, 
das die Bunteweltgeschichten nicht er-
wähnen. Vor allem: Ist es wirklich so „ea-
sy“ für das Kind, wenn es nach der Geburt 
einer Frau weggenommen wird, mit der es 
neun Monate lang das Leben geteilt hat? 

Doch wer weiß, demnächst gibt es die 
künstliche Gebärmutter. Dann sind die 

Frauen das mühsame Geschäft des Gebä-
rens los – doch verlieren sie damit auch 
ihre Macht, denn bislang bekommen nur 
sie Kinder, egal, ob sich dieser oder jener 
biologische Mann als Frau identifiziert. Er 
wird damit nicht zur „Mutter“. Wer weiß, 
wer schließlich die Vorherrschaft über die 
künstliche Gebärmutter reklamiert. Die 
Abhängigkeit vom Kindsvater ist demge-
genüber unter Garantie vorzuziehen.

Diese Macht der Frauen übrigens 
sorgte früher dafür, dass nur Männer in 
den Krieg zogen – sie waren mehrheitlich 
entbehrlich für den Fortbestand der Gat-
tung, den es ohne Frauen nicht gab. Das 
Erstaunliche ist, dass gerade die Feminis-
tinnen diese Macht weder erkannt noch 
sich zunutze gemacht haben. 

Kelles Zorn ist in jedem Kapitel zu 
spüren. Sie hat die ganz Szene und ihre 
Propagandisten bis ins letzte schauerliche 
Detail untersucht. Das Buch ist nichts für 
schwache Nerven. Während die Leihmut-
terschaft als Privileg der Reichen gelten 
kann, denn so ein durchdesigntes Baby 
kostet einiges, können die Mietmütter 
von Glück sagen, wenn sie auch nur einen 
Bruchteil dessen bekommen, was die ma-
fiösen Vermittler kassieren. 

„Man kann Mietmutterschaft nicht 
gesetzlich regeln, sondern nur internatio-
nal ächten und verbieten. Alles andere ist 
Heuchelei und Selbstbetrug.“
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„Goldstandard des Menschenhandels“
In ihrem neuen Buch widmet sich Birgit Kelle dem erschreckenden Geschäft mit gekauftem Nachwuchs 

Hommage an eine Ikone – so bezeichnet der Verlag 
Lisbeth Bischoffs Biographie über den Ausnahmekünst-
ler Udo Jürgens. Die Autorin, die für den ORF als Gesell-
schaftsjournalistin tätig war und 30 Jahre lang vom Wie-
ner Opernball berichtete, interviewte neben Fürst Al-
bert von Monaco auch internationale Größen wie Kevin 
Costner oder Bryan Adams. Zu Udo Jürgens hatte sie ei-
ne besondere Verbindung, da sie ihn bereits als Jugend-

liche verehrte. So gelang es ihr auch schon früh, ihn ans 
Mikrofon zu bekommen. In ihrer Biographie „Udo Jür-
gens ,Merci‘“, deren Neuausgabe zehn Jahre nach dem 
Tod des Künstlers erschien, erzählt sie mosaikartig von 
den großen Erfolgen, aber auch von persönlichen Nie-
derlagen, ohne groß auf den Klatsch der Regenbogen-
presse  einzugehen,  der im Laufe seiner mehr als  
50 Jahre andauernden Karriere verbreitet wurde.� MRK

Lisbeth Bischoff:  „Udo Jürgens 
,Merci‘. Die Biografie“, Amalthea 
Verlag, Wien, Neuausgabe 2024, 
broschiert, 256 Seiten, 26 Euro

Birgit Kelle: „Ich kauf 
mir ein Kind. Das un-
würdige Geschäft mit 
der Leihmutter-
schaft“, FinanzBuch 
Verlag 2024, Softcover, 
256 Seiten, 18 Euro

Der Mann 
am Klavier

Millionen Fans liebten  Millionen Fans liebten  
Udo Jürgens, einen der Udo Jürgens, einen der 

erfolgreichsten erfolgreichsten 
deutschsprachigen deutschsprachigen 

Chansonniers und Entertainer, Chansonniers und Entertainer, 
der jahrzehntelang meist selbst der jahrzehntelang meist selbst 

komponierte Hits landetekomponierte Hits landete

Julya Rabinowich: 
„Der Geruch von 
Ruß und Rosen“, 
Carl Hanser Verlag, 
München 2023,  
gebunden,  
239 Seiten, 18 Euro

b FÜR SIE GELESEN

Trauma und 
Zukunft
Die Protagonistin Madina des Jugend-
buches „Der Geruch von Ruß und Ro-
sen“ hat eine schreckliche Flucht vor 
Krieg, Gewalt, Entbehrungen und Not 
hinter sich und macht die Erfahrung, 
dass sie in ihrer neuen Heimat nicht 
überall gewollt ist. Sie steht zwischen 
den Traditionen ihrer Heimat und 
dem Neuen der Welt um sie herum. 
Welchen Weg sie geht, wie ihr Abgren-
zung gelingt oder auch nicht, bringt 
die Autorin Julya Rabinowich in einer 
sehr bewegenden Sprache zum Aus-
druck. Madina erzählt wie in einem 
Tagebuch, der Leser wird also in ihre 
Gedanken- und Gefühlswelt eingelas-
sen, die nicht immer einem chronolo-
gischen Aufbau oder logischen Abläu-
fen folgen. Auch wenn die Geschichte 
der Rückkehr in ihre Heimat, um den 
Vater wiederzufinden, etwas konstru-
iert wirkt, so ist der Kern dieser Ge-
schichte, die Traumabewältigung und 
die Suche nach neuen, und zwar eige-
nen Wegen dieses ab 14 Jahren emp-
fohlenen Buchs sehr lesenswert. 

Rabinowich habe, wie der Buchver-
lag im Klappentext angibt, unzählige 
Gespräche mit Kriegsüberlebenden 
und deren Angehörigen geführt, wor-
aus der konstruiert wirkende Weg der 
Protagonistin zu erklären ist. Madinas 
Vergangenheit wurde bereits in den 
Büchern „Dazwischen: Ich“ und „Da-
zwischen: Wir“ erzählt. � CRS

Energie  
und Kosmos
Ein kosmisches Radio, eine Nacht im 
Zelt, eine Astronautin, zwei Freunde, 
große Verluste, besorgte Eltern, eine 
Unmenge an Süßigkeiten – das sind 
die Zutaten von Karen Köhlers Buch 
„Himmelwärts“, das von Bea Davies 
sehr mitfühlend, aber nicht dominie-
rend, illustriert wurde und für Kinder 
ab zehn Jahren geeignet ist. 

Toni vermisst ihre Mutter, die sehr 
plötzlich an Krebs gestorben ist. Mit 
ihrer besten Freundin YumYum will 
sie mithilfe eines selbst gebauten kos-
mischen Radios Kontakt zur Energie 
der so sehr Vermissten aufnehmen 
und bekommt Rückmeldung von einer 
Astronautin, die alle 80 Minuten für 
eine kurze Zeitspanne mit den Kin-
dern sprechen kann. Dabei erfahren 
die Miniforscher – und damit auch die 
Leser – viel über den Weltraum und 
das Leben auf der Internationalen 
Raumstation ISS. 

Ein Buch voll großer Gefühle, trotz 
des schweren Themas leicht erzählt. 
Zwischen Tonis sehr lebendigen Erzäh-
lungen, die viele Kommentare und 
Wortneubildungen enthalten, werden 
immer wieder Tagebucheinträge einge-
rückt, die den Trauerprozess des Kin-
des spiegeln.� Christiane Rinser-Schrut

Karen Köhler: 
„Himmelwärts“, 
Carl Hanser Verlag, 
München 2024, 
Hardcover, 189 Sei-
ten, 19 Euro

FO
TO

: IM
AG

O
/B

ER
N

D 
M

ÜL
LE

R



VON BETTINA MÜLLER

H umphrey Bogart als Detektiv 
Sam Spade lässt sich nicht 
bluffen. Da kann seine Klien-
tin ihm noch so schöne Au-

gen machen, er ist ein beinharter Realist 
und ahnt daher, dass sie es nicht ernst 
meint. Und dass sich alles im Grunde nur 
um den schnöden Mammon dreht, in die-
sem Fall um eine angeblich wertvolle Sta-
tue, die bereits mehrere Menschen zum 
Äußersten getrieben hat, auch zum Mord. 
Am Ende kommt es, wie es in diesem Gen-
re kommen muss: Humphrey Bogart lie-
fert seine temporäre Flamme Mary Astor 
ans Messer. Abspann und Licht an, zurück 
ins grelle Tageslicht und in die bittere 
Wirklichkeit des Jahres 1941, nachdem die 
Kinogänger den ersten „Film Noir“ der 
amerikanischen Filmgeschichte zu sehen 
bekommen haben. 

Die Zutaten für diese dunklen Film-
Süppchen waren in der Regel immer 
gleich: Mord und Totschlag, oft auch be-
gangen von schönen, aber antarktiskalten 
Frauen, die mit ihren High Heels über Lei-
chen tänzelten. Gescheiterte Existenzen, 
die sich als Privatdetektive in schäbigen 
Absteigen versuchten, und das auch noch 
„Büro“ nannten. Polizisten waren kor-
rupt, überall herrschte trostlose Düster-
nis. Keiner konnte dem anderen trauen. 
Auch Mary Astor fügte sich in dieser Rolle 
nahtlos in das Trauerspiel-Puzzle, auch 
sie war nicht, was sie schien, das galt für 
„Die Spur des Falken“, aber auch für ihr 
richtiges Leben. Das fing schon bei ihrem 
Namen an, der aristokratisch klang. Dass 
sie eigentlich Lucile Vasconcellos Lang-
hanke hieß und ihre väterlichen Vorfah-
ren aus Ostpreußen stammten, wussten 
die wenigsten.

Der amerikanische Traum 
1890 ist ihr Vater Otto Langhanke von Ber-
lin nach Amerika ausgewandert und dem 
amerikanischen Traum gefolgt. Der 18-Jäh-
rige ist ambitioniert und ehrgeizig, zudem 
extrem fleißig und willens, alles für seinen 
Traum zu tun, der mit zunehmendem Alter 
zur Obsession wird. Nach seiner Ankunft 
in Amerika hat er sich in Kansas niederge-
lassen, wo Freunde wohnen, die es ihm 
leichter machen, sich zurechtzufinden. Ei-
gentlich ist er Schaufenstergestalter, hat in 
Berlin eine Lehre gemacht, doch das reicht 
ihm nicht. So fängt er in Lawrence in Kan-

sas ein Studium an und arbeitet in seiner 
knappen Freizeit im 40 Kilometer entfern-
ten Topeka als Dekorateur. Vom Tod seines 
Vaters Carl – 1828 als Sohn des Schuhma-
chermeisters Johann Langhanki (so im 
evangelischen Kirchenbuch geschrieben) 
im ermländischen Heilsberg geboren –, er-
fährt er 1897 aus Briefen aus der Heimat. 
1904 heiratet er Helen Vasconcellos, eine 
Arbeitskollegin in Topeka. 

Zwei Jahre später kommt am 3. Mai 
1906 in Quincy, Illinois, ihr einziges Kind, 
Lucile, zur Welt. Und in das setzt das Ehe-
paar Langhanke nun seine ganze Hoffnung, 
denn der „American Dream“ ist für sie 
noch nicht so richtig Wirklichkeit gewor-
den. Das liegt auch an der volatilen Persön-
lichkeit Ottos, der zum Jähzorn neigt und 
dessen Schlägereien auf offener Straße es 
schon mal in den Regionalteil der örtlichen 
Zeitung schaffen, er deshalb entlassen und 
kurz darauf wieder eingestellt wird. 
Schließlich findet er Anstellung als 
Deutschlehrer an einer High School, doch 
zufrieden ist er nicht. 

Und so wird Lucile zunehmend zur 
Projektionsfläche der Wünsche ihrer El-
tern, die massiv Einfluss auf ihr Leben 
nehmen. Die Eltern schirmen sie ab, un-
terrichten sie zu Hause, und als sie älter 
wird, kontrollieren sie ihre Finanzen und 
bestimmen ihre Freunde. Die Tochter ist 
eigentlich immer eine andere als die, die 
sie wirklich sein will. Und als sie dann tat-
sächlich Schauspielerin wird, beraubt man 
sie endgültig ihrer Identität: aus Lucile 
Langhanke wird Mary Astor. 

1924 ist das Jahr, in dem sie schließlich 
an der Seite von John Barrymore in dem 
Stummfilm „Beau Brummel“ den Durch-
bruch als Schauspielerin schafft. Als eine 
gebrochene Persönlichkeit, die den legen-
dären Dandy „Beau Brummel“ liebt, aber 
einen anderen heiratet und somit den Rest 
ihres Lebens eine Lüge lebt. Eine Blaupau-
se auch für das Leben Mary Astors. „Beau 
Brummel“ markierte den Beginn einer lan-
gen und trotz aller Skandale und einer 
Vielzahl von B-Movies sehr beständigen 
Filmkarriere, während ihr Privatleben zu-

meist ein Scherbenhaufen war. Als 17-Jäh-
rige ist sie die erste Beziehung mit dem 
wesentlich älteren John Barrymore ein-
gegangen, streng von den Eltern kontrol-
liert, bis Barrymore sie deswegen verließ.

Marys Leben wird zur Hölle auf Er-
den, vor allem, als die Eltern von ihrem 
Geld in der Nähe von Los Angeles ein 
prunkvolles Anwesen namens „Moor-
crest“ kaufen, sie darin fast wie eine Ge-
fangene halten und auch ihre Finanzen 
verwalten. Das Ehepaar Langhanke lebt 
in Saus und Braus, bedient sich dabei 
aber des Geldes, das seine Tochter mit 
ihrer Arbeit als Filmschauspielerin ver-
dient und aus der sie somit einen „Gold-
esel“ gemacht haben. 1926 macht die Fa-
milie Schlagzeilen, als Mary eines Tages 
von ihrem Balkon einen Baum hinunter-
klettert und in Richtung eines Holly-
wooder Hotels entflieht. Eine gute Freun-
din bewirkt, dass sie wieder zurückkehrt 
und die vermeintlich geläuterten Eltern 
ihr endlich mehr Freiheiten gestatten. 
1928 flüchtet sie erneut, und zwar in ihre 

erste Ehe – von insgesamt vieren, die alle 
unter keinem guten Stern stehen. Skan-
dale pflastern ihren Weg, darunter auch 
ein Sorgerechtsstreit um ihre Tochter 
von ihrem zweiten Ehemann, der zuvor 
ihr Psychiater gewesen war. Und schließ-
lich wird sie 1934 sogar von ihren eigenen 
Eltern verklagt, die angeblich am Hun-
gertuch nagen, weil Mary sie nicht unter-
stützt habe. Eine glatte Lüge, mit der 
sich die Langhankes endgültig selber dis-
kreditieren. 

Von den eigenen Eltern ausgenutzt
1941 gewinnt Mary Astor den Oscar für 
die beste Nebendarstellerin in „The Great 
Lie“ (Die große Lüge) an der Seite von 
Bette Davis. Doch es ist nicht dieser Film, 
mit dem sie in die Filmgeschichte einge-
gangen ist, es ist und bleibt „Die Spur des  
Falken“ nach dem Roman „Der Malteser 
Falke“ von Dashiell Hammett. Zuneh-
mend plagen sie diverse Krankheiten und 
vor allem ihre Alkoholsucht. Bis sie ihrer 
wahren Bestimmung – der Schriftstelle-
rei – folgt und in der Folge ihr wahres Ich 
freilegt. Das Schreiben wird für sie auch 
zu einer therapeutischen Aufarbeitung 
ihrer problematischen Beziehung zu ih-
ren Eltern. Zwei Autobiographien und 
fünf erfolgreiche Romane können zwar 
nicht vollständig über ein durch die eige-
nen Eltern massiv beeinflusstes Leben 
hinwegtrösten, sie sind aber das Ver-
mächtnis einer starken Frau, die nicht 
völlig an diesem Schicksal zerbrochen ist.

Otto Langhanke stirbt am 3. Februar 
1943 in Los Angeles, seine Ehefrau sechs 
Jahre später, zu einer Zeit, als Mary Astor 
nach wie vor gut im Geschäft ist. In den 
1950er Jahren überwindet sie ihre Alko-
holsucht vollständig und beendet 1964 
nach insgesamt 123 Filmen ihre Karriere. 
1971 geht sie in ein Altersheim in Holly-
wood, wo sie am 25. September 1987 mit 
81 Jahren an einem Herzinfarkt verstirbt. 
Auf der Leinwand lebt sie weiter. Und 
Sam Spade weiß am Ende des Films, dass 
er sich in die Mörderin seines ehemaligen 
Partners verliebt hat. Das kann nicht gut 
gehen, also kann sie schluchzen, so lange 
sie will, während die Polizei sie abführt, 
nachdem Spade sie verraten hat, und es 
für sie mit dem Fahrstuhl nur noch eine 
Richtung gibt: Abwärts. Otto Langhanke 
hingegen wollte seinen Aufstieg um jeden 
Preis. Für seinen amerikanischen Traum 
bezahlte jedoch eine andere. 

Lucile Langhanke alias Mary Astor: An der Seite Humphrey Bogarts im Film „Die Spur des Falken“� Foto: imago/Everett Collection 

MARY ASTOR

Von Heilsberg nach Hollywood
Wie aus Lucile Langhanke, der Urenkelin eines ostpreußischen Schumachers, ein erfolgreicher Filmstar wurde
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Es gab für uns Kinder der Großstadt Kö-
nigsberg nur eine Seligkeit, und die lag in 
einem alten Pfarrhaus mit allen ländli-
chen Offenbarungen beschlossen. Zu die-
sen gehörte die Teilnahme an dem ge-
heimnisvollen Gang zum Osterwasser. 
Nur eine Quelle konnte Wunder wirken, 
und diese Quelle musste gen Osten ent-
springen. Im tiefsten Schweigen musste 
der Weg hin- und zurückgelegt werden; 
jedes Wort hätte die Wirkung unserer 
„Wallfahrt“ gefährdet. Natürlich gab’s 
stets ein paar ketzerische Gemüter, die 
mit Fratzenschneiden und gliederverren-
kenden Veitstänzen die von einer fast an-
dächtigen Erwartung verdichtete Atmo-
sphäre zu sprengen sich bemühten. 

Ich selbst war bebend und glühend in 
einem Wunsch: alle Sehnsucht gipfelte in 
einem Fahrrad! Dieser Wunsch war zu ver-

messen – das wusste meine kindliche 
Überlegung –, um ihn jemals meiner Mut-
ter gegenüber zu äußern, die übergenug 
schwere Verpflichtungen hatte. Aber als 
ich mich dann in der Mitternachtsstunde 
über die Quelle beugte, um Gesicht und 
Hände zu netzen, fragte ich in kindischem 
Begehren nicht nach Rücksicht und gege-
bener Möglichkeit, da verkrampften sich 
alle meine Gedanken geradezu schmerz-
haft auf dies einzig und allein seligmachen-
de Ziel, – und das Wunder geschah! 

Eine Freundin meiner Mutter wollte 
studienhalber nach Paris gehen. Meine 
Mutter ermöglichte ihr unter mancherlei 
Opfern diese Reise. Ich aber erbte das für 
Paris nicht benötigte recht vorsintflutliche 
Vehikel. Diese Erbschaft war einzig und 
allein auf die selbstlose Freundschaft mei-
ner Mutter zurückzuführen, jedenfalls war 

niemand seliger als ich. Oder ein Jahr spä-
ter: Mit dem Wechsel in die andere Schul-
klasse stand uns eine 50-jährige Klassen-

lehrerin bevor, die ich so unverfälscht 
hasste, wie man als Dreizehnjährige nur 
hassen kann. Sie hatte niederträchtig kal-

te Augen und harte Fingerknöchel, die sie 
uns mitsamt ihren vielen blitzenden Rin-
gen oft ins Gesicht schleuderte. Aufge-
putzt wie ein Pfau, verdrehte sie die Au-
gen, sofern nur ein männlicher Schritt 
hörbar wurde, und kokettierte in alberns-
tem Gehabe mit allen unseren jüngeren 
und älteren Lehrern. 

Ob ich ihr in jener Osternacht über-
haupt etwas Abgrundböses wünschte, ich 
weiß es nicht. In mir war nur ein einziges 
Flehen: dass dieser Kelch vorübergehen 
möge – und er ging! Sie verlobte sich, und 
ihre alternden Liebesgefühle tilgten meine 
kindischen Hassgelüste: Aus ehrlich über-
glücklichem Herzen konnte ich ihr meine 
Glückwünsche sagen. Osterwasser hin, 
Osterwasser her!� G. Sch.

Aus: „Ostpreußenblatt“ v. 9. April 1955

OSTPREUSSISCHE BRÄUCHE

Wünsche beim Osterwasserholen, die in Erfüllung gingen
Auszug einer im „Ostpreußenblatt“ erschienenen Erzählung aus dem Jahr 1955

FO
TO

: B
IL

DA
RC

H
IV

 O
ST

PR
EU

SS
EN

Osterbrauch: Kinder mit Schmackosterrouten in Annafeld, Kreis Rastenburg



Alle Beiträge von Hans  
Heckel finden Sie auch auf 
unserer Webseite unter 
www.paz.de

VON HANS HECKEL

E r machte keinen Mucks. Nicht ein-
mal ein Flüstern war zu hören, was 
zu denken gibt. Dabei gab es für 
den FDP-Chef ganz schön was 

klarzustellen – nach dem, was Friedrich  
Merz da rausgehauen hatte: Noch diesen 
Sommer würden die Liberalen die Ampel 
verlassen, und dann hätten wir Neuwahlen. 
Der CDU-Chef schickte sogar ein konkretes 
Datum für den vorgezogenen Urnengang 
mit, den 22. September. Da wären ja ohnehin 
Landtagswahlen in Brandenburg und daher 
könnten wir an dem Tag gleich auch den Bun-
destag neu sortieren.

Aber Christian Lindner schwieg dazu, ta-
gelang. Nur Wolfgang Kubicki wollte das 
Wasser nicht halten und knallte Merz vor den 
Latz, dieser wolle „in einem Anflug von Grö-
ßenwahn selbst bestimmen, wann der Bun-
destag neu gewählt werden soll“. Völliger 
Quatsch, weiß Kubicki selbst. Aber was der 
Schleswig-Holsteiner sagt, ist ohnehin meist 
nur in Sachen Unterhaltungswert von Belang. 
In dieser Hinsicht liefert das lustige Nord-
licht stets mit großer Zuverlässigkeit, wes-
halb man ihm immer gern zuhört.

Inhaltlich schieben Kubickis pointierte 
Ausbrüche so gut wie nie etwas an. Oder ist 
es diesmal anders? Hören wir dem Mann mal 
ganz genau zu, vorbei an dem verbalen Böl-
lerknall mit dem „Größenwahn“. Er sagte,  
„abgesehen davon, dass die FDP keinen Aus-
stieg plant, wäre sie selbstverständlich für 
einen solch unwahrscheinlich Fall vorberei-
tet“. Aha, man ist also „vorbereitet“ – so, so!

Also, jetzt mal Tacheles! Was Kubicki 
wirklich gemeint hat, ist Folgendes: Natürlich 
„planen“ wir Liberale den Ausstieg aus der 
Ampel längst, denn Merz hat ja vollkommen 
recht, wenn er sagt: „Die FDP weiß: Wenn sie 
in der Koalition bleibt, fliegt sie bei der nächs-
ten Bundestagswahl wieder aus dem Parla-
ment.“ Das dürfen wir, die FDP, nur nicht 
offen zugeben, denn Merz liegt ebenfalls rich-
tig mit der alten Weisheit, „das Volk liebt den 
Verrat, aber nicht den Verräter“. Das vor Au-
gen müssen wir dafür sorgen, dass nicht der 
FDP, sondern den ungeliebten Koalitions-
partnern die Schuld zugewiesen wird am 
Bruch der Ampel. Daher müssen wir jetzt ein 
bisschen pöbeln gegen Merz. Und wer wäre 
dafür besser geeignet als ich, der Wolfgang? 

Das ist es, was Kubicki wirklich im Kopf 
herumgeht. Es ist wie früher im Eherecht, als 

die Frage, wer schuld ist am Zerwürfnis, noch 
ganz wichtig war. Wir können uns auf einen 
monatelangen Nervenkrieg in der Ampel 
freuen, in dem die Schuld munter hin und her 
geschoben wird. Mal sehen, wer gewinnt.

Wie fertig diese Koalition bereits ist, wird 
auch an der Hektik deutlich, mit der einige 
Protagonisten da fuhrwerken. Die Ministe-
rinnen Paus und Faeser scheint Torschluss-
panik gepackt zu haben, weshalb sie ihre Plä-
ne für die Zementierung einer auf Dauer lin-
ken Republik (egal, was der Wähler will) nun 
im Turbogang durchboxen wollen, Stichwort 
„Demokratiefördergesetz“ und anderer links-
autoritärer Kram. Und Minister Habeck greift 
nach jedem Strohhalm, wobei er nun sogar 
den Patriotismus zu fassen bekommen hat.

Den fand er nach eigenem Bekunden doch 
„zum Kotzen“! Jetzt dagegen hat er sich vom 
DFB „ein Stück mehr Standortpatriotismus 
gewünscht“, weil der Fußballbund von Adi-
das zur US-Marke Nike gewechselt ist, wie Sie 
sicherlich mitbekommen haben. Himmel, 
muss der Mann verzweifelt sein! DFB-Präsi-
dent Bernd Neuendorf erscheint etwas ver-
wirrt. Auf Habecks Vorwurf des mangelnden 
Patriotismus hat der doch tatsächlich geant-
wortet: „Das hat mich fassungslos gemacht, 
was da gesagt wurde – ohne Kenntnis von 
Fakten, ohne Kenntnis von Hintergründen.“

„Brandmauer“? Nur gegen die CDU!
Wie bitte? Hat der Fußballchef dem Grünen 
nur mal eine Minute beim Regieren zuge-
guckt? Kenntnis von „Fakten“? Von „Hinter-
gründen“ gar? Um solches Zeug hat sich Ha-
beck noch nie geschert, weil er von Natur aus 
recht hat, egal was die Fakten und deren Hin-
tergründe dazu meinen. Selbst, als Fakten 
und Hintergründe ihn in Form der berüchtig-
ten „Wirklichkeit“ komplett „umzingelt“ hat-
ten, wie er es ausdrückte, hielt Habeck stand 
in seiner ideologischen Trutzburg.

Dabei sind die Fakten im vorliegenden 
Fall schnell erzählt. Laut Neuendorf hatte 
Nike dem DFB ein Angebot gemacht, welches 
derart viel besser gewesen sei als die aller 
Mitbewerber, dass er gar nicht nein sagen 
konnte, ohne sich den Vorwurf der Verbands-
schädigung einzuhandeln. Dass dem „Es ist ja 
nur Geld“-Minister diese simple Logik ver-
schlossen bleibt, wundert uns allerdings 
nicht. Die Entwicklung der deutschen Wirt-
schaft läuft unter seiner Fuchtel entspre-
chend: Während er den Partnerwechsel des 
DFB gewissermaßen zum Vaterlandsverrat 

hochjazzt, prügelt Habeck mit Elan ein deut-
sches Unternehmen nach dem anderen ins 
Ausland. Dieser Elan gehört zu den Gründen 
für die FDP, einen Fluchtweg aus der Koali-
tion zu suchen. 

Also Neuwahlen noch in diesem Jahr. 
Aber was kommt dann? Da können wir nur 
von den aktuellen Umfragen ausgehen. Die 
Ampel ist dann weg, klar soweit. Aber für 
Schwarz-Gelb wird es auch nicht reichen. Da 
sich die Union mit dem Hintern an die 
„Brandmauer“ geklebt hat, wird Merz die 
Grünen oder die SPD (oder beide?) ins Boot 
holen müssen, um Kanzler zu werden.

Die Deutschen werden Augen machen, 
wenn Paus oder Faeser ihr freiheitszerbrö-
selndes Gruselprogramm unter einem CDU-
Kanzler einfach weiter durchziehen, während 
Habeck die Reste der deutschen Wirtschaft 
planiert. Hinter der „Mauer“ bei den Blauen 
würden dann die Korken knallen, denn die 
ganze Wut, die sich derzeit gegen die Ampel 
richtet, schösse nun der Union ins Gesicht. 
Aber was soll Merz da nur machen?

In Dresden ist etwas Interessantes pas-
siert. SPD, Grüne und Linkspartei ereifern 
sich gerade fürchterlich, dass CDU, FDP und 
Freie Wähler dort gemeinsam mit der AfD ge-
stimmt haben. Dabei vergessen sie zu erwäh-
nen, dass Linke und SPD das dort auch schon 
getan hatten. Ganz so unflexibel ist die 
„Brandmauer“ also gar nicht. Sie muss nur 
stehen, wenn sie der Union schadet oder bür-
gerliche Mehrheiten verhindert. Steht die 
Mauer dagegen dem linken Lager im Weg, 
wird sie kurz mal beiseitegeschoben.

Irgendwie scheint Merz sein strategisches 
Dilemma erkannt und das falsche Spiel des 
linken Lagers durchschaut zu haben. Der 
CDU-Chef kündigte lauwarm an, man werde 
sich den Dresdner Vorgang „genau anschau-
en“. In der Politikersprache bedeutet „genau 
anschauen“ soviel wie: Wir machen gar 
nichts. Was will er sich da auch „anschauen“, 
was nicht sowieso jeder gesehen hat?

Das Manöver könnte mit den bevorste-
henden Landtagswahlen in drei neuen Bun-
desländern zu tun haben. Dort zeichnen sich 
interessante Konstellationen ab, die unter 
strikter Einhaltung der „Brandmauer“ eine 
Regierungsbildung recht schwierig erschei-
nen lassen. Und dann? Ich ahne es: Ein epi-
sches Drama voll von Lüge und Heuchelei, 
von dreisten Tricks und wüsten Beschimp-
fungen wird uns den Herbst versüßen – auf-
geführt in den Ruinen einer Brandmauer.

Nun greift 
Habeck auch 

noch nach dem 
Patriotismus! 
Keine Frage, 

diese Koalition 
ist am Ende

DER WOCHENRÜCKBLICK

Nur raus hier!
Was Kubicki zu Merz wirklich gesagt hat, und warum sich ein Blick nach Dresden lohnt

b STIMMEN ZUR ZEITb AUFGESCHNAPPT

b WORT DER WOCHE

Dorothea Siems weist in der „Welt“ 
(21. März) auf einen möglichen Grund für 
den rasanten Geburtenrückgang in Deutsch-
land hin, der nur ungern diskutiert wird:

„Für Kinder braucht man Zeit. Die Verei-
nigten Staaten oder Frankreich haben tra-
ditionell auch deshalb höhere Geburten-
raten, weil dort alle Mütter wertgeschätzt 
werden: die Karrierefrau ebenso wie die 
Frau, die jahrelang ,nur‘ eine große Fami-
lie managt. Rigorose Gleichstellungspoli-
tik vertreibt die Lust auf Kinder.“

Auto-Experte Ferdinand Dudenhöffer 
wirft der Ampel in der „Jungen Freiheit“ 
(16. März) Sprunghaftigkeit und falsches 
Spiel bei der Automobilpolitik vor:

„Man tischt den Menschen Versprechen 
auf, von denen die Spatzen von den Dä-
chern pfeifen, dass sie nicht einhaltbar sind. 
2030, so die Ankündigung, sollen 15 Millio-
nen Elektroautos auf deutschen Straßen 
rollen. Vor ein paar Tagen hat Minister 
Habeck im Interview ,erklärt‘, dass bei li-
nearer Fortschreibung das Ziel 15 Millio-
nen nicht erreicht werden kann – um 
dann nichtlineares Wachstum zu assoziie-
ren. Er hält die Menschen für naiv.“

In der Talk-Sendung „Stimmt!“ (23. März) 
bei „Nius.de“ berichtet Wolfgang Büscher, 
Sprecher des Projekts „Arche“, das bundes-
weit Tausende Kinder und Jugendliche aus 
schwierigen Verhältnissen betreut, über sei-
ne Erfahrungen mit Politikern:

„Wir haben sie alle in der Arche gehabt. 
Den Bundeskanzler, Ricarda Lang, sie ha-
ben alle fleißig zugehört und dann sind sie 
nach Hause gegangen und von keinem ha-
ben wir je wieder was gehört ... Das aller-
schlimmste Beispiel war, als Lisa Paus bei 
uns war ... Sie hat sich nicht über die Kin-
der informiert, hat nicht mit Kindern ge-
sprochen, wollte ein paar Fotos für ihre 
PR-Zwecke machen“

Der Kanzleramtschef von Helmut Schmidt 
und spätere Bertelsmann-Manager Manfred 
Lahnstein macht sich im „Hamburger 
Abendblatt“ (23. März) Luft über die Debat-
ten-Moden unserer Tage:

„Ehrlich gesagt: Ich kann das Geschrei der 
,Aktivisten‘ nicht mehr hören. Rassismus, 
Kolonialismus, Kapitalismus, Imperialis-
mus und ihre Spätfolgen: Alles, aber auch 
alles wird dem vermaledeiten ,Westen‘ 
angelastet. Intellektuelle und solche, die 
sich dafür halten, selbstgerechte Moralis-
ten und Besserwisser bestimmen laut-
stark die Debatte.“

Oliver Bierhoff kontert Habecks Kritik an der 
Nike-Entscheidung des DFB auf „LinkedIn“:

„Wo ist der Standortpatriotismus der 
deutschen Wirtschaftspolitik? Ich hätte 
mir gewünscht, dass sie mehr zum Stand-
ortpatriotismus beiträgt. Stattdessen ver-
lassen uns Unternehmen wegen hoher 
Energiekosten, hoher Steuern und zu viel 
Bürokratie.“

Wenn SPD und Grüne vor „Generalver-
dacht“ warnen, hat irgendjemand eine un-
bequeme Wahrheit angesprochen. Jetzt 
haben sie vor einer Äußerung von Sahra 
Wagenknecht gewarnt: Die Parteigründe-
rin hat Innenministerin Nancy Faeser 
(SPD) aufgefordert, ihre Länderkollegen 
zu einem Kanzleramtsgipfel an einen 
Tisch zu holen, um dringend gebotene 
Maßnahmen gegen die überbordende 
Ausländerkriminalität auf den Weg zu 
bringen. „Wenn die Kriminalstatistik 
zeigt, dass Straftaten überproportional 
von Menschen aus bestimmten Einwan-
derungsmilieus begangen werden, darf 
eine Innenministerin dieses Problem 
nicht tabuisieren und herunterspielen“, 
so Wagenknecht zur dpa. Damit liefert die 
Ex-Linkspartei-Politikerin, was sie mit 
der Gründung des Bündnisses Sahra Wa-
genknecht versprochen hatte: Sie verbin-
det eine linkssozialistische Sozial- und 
Wirtschaftspolitik mit Positionen zu Ein-
wanderung und Sicherheit, die ansonsten 
eher von Unionspolitikern, vor allem aber 
von der AfD vertreten werden.  � H.H.

„Die Deutsche 
Bischofskonferenz darf 
nicht als Wahlhelfer der 
Ampel auftreten.“
Kardinal Gerhard Ludwig Müller,  
ehemaliger Chef der obersten 
katholischen Glaubensbehörde und 
früherer Bischof von Regensburg, in der 
„Tagespost“ vom 20. März zur Anti-AfD-
Erklärung der deutschen Bischöfe
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